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Dr. lrene Weiser, Rechtsanwalt in Wien*) 

Der Bauwerkvertrag: Mängel, Gewährleistung, 
Schadenersatz 

Inhaltsübersicht 
I. Abgrenzung und Begriffserklärung: Mangel - Schaden; 

Gewährleistung - Schadenersatz 

II. Die Konkurrenz von Schadenersatz und Gewährleistung 

111. Gewährleistung und Schadenersatz bei Einhaltung 
der Regeln der Technik 

IV. Stoff, Anweisungen und vertragliche Warnpflicht 
(§ 1168 a ABGB) 

V. Warnpflicht und sachverständig beratener Besteller 

VI. Zum Verhältnis Generalunternehmer - Subunternehmer 

VII. Die einzelnen Rechtsbehelfe im Rahmen der 
Gewährleistung 

VIII. Spezialfragen des Verbesserungsanspruchs 
1. Verbesserung unter Abgehen vom Vertragsinhalt; 

Irrtumsproblematik 
2. "Sowiesokosten" 
3. Der Vorteilsausgleich 
4. Das Zurückbehaltungsrecht 

I. Abgrenzung und Begriffserklärung: 
Mangel - Schaden; Gewährleistung - Schadenersatz 

a) Der Mangel: Voraussetzung der Gewährleistung 
Ein Mangel, der zur Gewährleistung berechtigt, liegt vor, wenn die 
erbrachte Leistung von dem abweicht, was nach dem Vertrag 
geschuldet ist. 

Das ABGB bestimmt: 
§ 922. Wenn jemand eine Sache auf eine entgeltliche Art einem 

anderen überläßt, so leistet er Gewähr, daß sie die ausdrücklich 
bedungenen, oder gewöhnlich dabei vorausgesetzten Eigenschaf­
ten habe, und daß sie der Naturdes Geschäftes oder dergetroffenen 
Verabredung gemäß benützt, und verwendet werden könne. 

§ 923. Wer also der Sache Eigenschaften beilegt, die sich nicht 
hat und die ausdrücklich oder vermöge der Natur des Geschäftes 
stillschweigend bedungen worden sind; wer ungewöhnliche Mängel 
oder Lasten derselben verschweigt; wer eine nicht mehr vorhan-

*) Frau Dr.lrene Weiser ist Partner der Kanzlei Cerha, Hempel & Spiegel­
feld, Partnerschaft von Rechtsanwälten und als solcher auch praktisch 
viel mit Bauangelegenheiten beschäftigt. Sie ist Autor des Buches "Die 
Gewährleistung beim Werkvertrag" (Manz, 1989) und hat bei dem Buch 
"Schadenersatz statt Gewährleistung" (Manz, 1994) mitgearbeitet. Der 
vorliegende Beitrag ist ein teilweiser Vorabdruck einer umfangreicheren, 
im Laufe des Jahres bei Manzerscheinenden Publikation. 

Die beiden Karikaturen stammen von Dr. Robert Fucik, Richter des Lan­
desgerichtes Korneuburg. 
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dene oder eine fremde Sache als die seinige veräußert; wer fälsch­
lich vorgibt, daß die Sache zu einem bestimmten Gebrauch tauglich; 
oder daß sie auch von den gewöhnlichen Mängeln lastenfrei sei; der 
hat, wenn das Widerspiel hervorkommt, dafür zu haften. 

Der Besteller muß beweisen, 
- was Vertragsinhalt war, und 
-daß die erbrachte Leistung (das Bauwerk) dem vertraglich 

Vereinbarten nicht entspricht. 

Auf ein Verschulden des Unternehmers an der Mangelhaftigkeit 
kommt es bei der Gewährleistung in der Regel nicht an (vgl. aber 
unten V.). 

Gewährleistungsansprüche verjähren bei Herstellung von oder 
Arbeiten an unbeweglichen Sachen binnen drei Jahren ab Abliefe­
rung. Sind die ÖNORMEN vereinbart, so müssen Mängel unverzüg­
lich, spätestens aber binnen einer zweijährigen Rügefrist geltend 
gemacht werden; spätestens binnen eines weiteren Jahres muß die 
Klage eingebracht werden. 

b) Der Schaden: Grundlage für Schadenersatzansprüche 
Schadenersatzansprüche bestehen, wenn der Unternehmer 
rechtswidrig gehandelt, also zum Beispiel gegen den abgeschlos­
senen Vertrag verstoßen hat, und dem Besteller dadurch (also vom 
Unternehmer verursacht) ein Schaden entstanden ist. 

All dies, nämlich 
1. Rechtswidrigkeit 
2. Verursachung 
3.Schaden 
hat der Besteller nachzuweisen. 

Weiters muß der Schaden (als vierte Voraussetzung) vom Unter­
nehmer verschuldet worden sein, die Vertragswidrigkeit muß dem 
Unternehmer also vorwarfbar sein. Innerhalb von Vertragsverhält­
nissen wird dieses Verschulden vermutet(§ 1298 ABGB), sodaß der 
Unternehmer nachweisen muß, daß ihn an einer Vertragswidrigkeit 
kein Verschulden trifft. 

Schadenersatzansprüche können - und das ist ihr großer Vorteil -
innerhalb von drei Jahren ab Kenntnis von Schaden und Schädiger 
geltend gemacht werden. Da diese Kenntnis nicht notwendig schon 
mit der- für den Beginn der Gewährleistungsansprüche jedenfalls 
maßgeblichen (ecolex 1991, 84)- Ablieferung gegeben ist, können 
Schadenersatzansprüche oft auch noch geltend gemacht werden, 
wenn Gewährleistungsansprüche bereits verjährt sind. 

Nach der neuen Rechtsprechung (ecolex 1990, 279) wird auch jener 
Nachteil, der im Vorhandensein eines Mangels selbst liegt, als 
ersatzfähiger Schaden angesehen. Insofern können sich Gewähr­
leistungs- und Schadersatzansprüche überschneiden, die Begriffe 
"Mangel" und "Schaden" können sich decken. Auf die Konsequen­
zen dieser Rechtsprechung wird sogleich unter IL eingegangen. 
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Was einen Mangel oder einen Schaden darstellt, kann nicht all­
gemein gesagt werden. Vielmehr kommt es stets auf den kon­
kreten Vertrag an: Verlangt beispielsweise der Besteller die 
Herstellung eines Hauses nach vorhandenen Plänen, denen 
eine falsche Statik zugrunde liegt. so hat der Unternehmer (falls 
ihm nicht eine Warnpflichtverletzung vorzuwerfen ist, dazu 
unter IV. und V.) ordnungsgemäß geleistet, wenn er das Gebäude 
nach den Plänen herstellt, auch wenn es infolge Mangelhaftig­
keit der Statik einstürzt und so nicht gebrauchsfähig ist. Die Kon­
sequenzen dieser Rechtslage sind bei der Vertragsgestaltung, 
insbesondere bei der Vereinbarung von über das gesetzliche 
Maß hinausgehenden Prüf- und Warnpflichten sowie bei der 
Beschreibung des herzustellenden Erfolges zu beachten. 

11. Die Konkurrenz von Gewährleistung und Schadenersatz 

Leistet der Unternehmer schuldhalt schlecht, so müßte dem 
Besteller nach den allgemeinen Regeln (§§ 1298 ff ABGB) ein 
Schadenersatzanspruch, gerichtet auf das Erfüllungsinteresse, 
zustehen, der, wie erwähnt, anders als die Gewährleistungsan­
sprüche erst nach drei Jahren ab Kenntnis von Schaden und 
Schädiger verjährt 

Die frühere Judikatur hat eine Konkurrenz zwischen Gewähr­
leistungs- und Schadenersatzansprüchen trotz des eindeu­
tigen Gesetzeswortlautes in§ 932 ABGB ("ln allen Fällen haftet 
der Übergeber für den verschuldeten Schaden") jedoch mit der 
Begründung abgelehnt, damit sei nicht der Nachteil, der in der 
Mangelhaftigkeit der Sache selbst liegt, gemeint, sondern bloß 
der weitere Nachteil, der aus der Mangelhaftigkeit erwächst, der 
Mangelfolgeschaden. Ein solcher Mangelfolgeschaden liegt 
etwa darin, daß infolge einer schlechten Isolierung von Wasser­
rohren (Mangel) diese Rohre im Winter bersten und dadurch 
Beschädigungen an Verputz, Malerei oä. entstehen. 

Die frühere Judikatur führte dazu, daß nach Ablauf der kurzen 
Gewährleistungsfrist oft noch die entfernteren Nachteile (Man­
gelfolgeschäden wie z. B. entgangener Gewinn) geltend 
gemacht werden konnten, nicht aber der Nachteil, der in der 
Mangelhalligkeil der Sache selbst lag. 

Im Laufe der Zeit hat die Judikatur den Begriff des Mangelfolge­
schadens "sinnbefreiend" dahingehend interpretiert, daß auch 
der zur Mangelbehebung erforderliche Aufwand ein Man­
gellalgeschaden sei (EvBI 1967/322; JBI 1972, 205; SZ 40/" :1 ), 
sofern der Gewährleistungspflichtige mit der Verbesserung 
schuldhalt in Verzug war. Schließlich hatderOGH (JBI1972, 149 
- Stützmauer) einen Mangelfolgeschaden auch dann ange­
nommen, wenn infolge des Mangels das Werk selbst beschä­
digt wurde. Diese Ansicht machte es praktisch schon sehr 
schwer, zwischen Mangel und Mangelfolgeschaden zu differen­
zieren und ließ eine solche Unterscheidung oft auch als willkür­
lich erscheinen. 

Gegen die restriktive Rechtsprechung und für eine volle Kon­
kurrenz hat sich 1976 schon Weiser (Gewährleistung und Scha­
denersatz, JBI 1976, 129) ausgesprochen und aufgezeigt, daß 
gerade beim Werkvertrag die Pflicht zur einwandfreien Leistung 
zweifelsfrei ist und die Verletzung dieser Pflicht daher auch 
einen Schadenersatzanspruch begründen müßte. 

Die seither ergangene Judikatur ist Weiser zwar teilweise 
gefolgt (etwa RdW 1985, 72=JBI 1985, 622), war jedoch unein­
heitlich. 
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Im Jahr 1990 ist ein verstärkter Senat des OGH (1 Ob 536,90, 
ecolex 1990, 279) von der früheren Rechtsprechung abgegan­
gen und hat ausgesprochen, daß jedenfalls beim Werkvertrag 
volle Konkurrenz zwischen Gewährleistung und Schaden­
ersatz besteht, da ein völliger Entfall des Schadenersatzan­
spruchs bei verschuldeter Schlechtleistung allein deshalb, weil 
(auch) die an kurze Fristen gebundenen Gewährleistungsan­
sprüche zur Verfügung stehen, nicht einzusehen wäre. 

Über den Weg der sogenannten "Naturalrestitution" (d. h., daß 
ein entstandener Schaden nicht durch Geldersatz, sondern in 
natura gutzumachen ist) kann nunmehr jedenfalls die Verbes­
serung als solche als Schadenersatzanspruch eingeklagt wer­
den (ecolex 1990, 345). Wilhelm zieht daraus den Schluß, es 
müsse auch im Rahmen des Schadenersatzrechts in derartigen 
Fällen primär Naturalrestitution gefordert werden (ecolex 
1990, 333). Dasselbe Ergebnis wäre aus Erwägungen der Scha­
densminderungspflicht ableitbar (Kurschel, ecolex 1990, 
279). Die genannte Entscheidung deckt diesen Standpunkt 
jedoch nicht wirklich, weil der Kläger die Naturalrestitution frei­
willig gewählt hatte. 

An diese Entscheidung hat sich eine heftige literarische Diskus­
sion geknüpft. Es geht dabei um die Frage, ob die Tatsache, daß 
auch für den Mangel selbst Schadenersatz gefordert werden 
kann, gleichzeitig bedeutet, daß dieser Schadenersatz primär in 
Geld zusteht, sodaß dem gewährleistungspflichtigen Bauunter­
nehmer keine "Nachholchance" mehr gegeben wird, wie er sie 
nach der alten Rechtslage - nach der bei unwesentlichen Män­
gel jedenfalls primär Verbesserung durch den Unternehmer 
selbst gefordert werden mußte- hatte. 

Nach der Literatur (insbesondere Weiser, Anmerkung zu OGH 6 
Ob 565/92, ecolex 1993, 378; derselbe, Schadenersatz statt 
Gewährleistung 25; Karollus, RdW 1993, 2; Reisehauer in Rum­
mel, ABGB2 , Rz 23 zu§ 918; Wilhelm, ecolex 1990, 333) ist dem 
Unternehmer auch dann, wenn sich der Besteller sofort auf 
Schadenersatz beruft, eine Nachholchance zu geben, indem 
auch im Rahmen des Schadenersatzanspruchs primär die Her­
stellung durch den Schuldner selbst zu begehren ist. Dahinter 
steckt das Argument, daß die Mangelbehebung durch einen 
Dritten den schadenersatzpflichtigen Werkunternehmer meist 
ein Mehrfaches des Betrages kostet, den er selbst für die Ver­
besserung aufzuwenden hätte. Zudem ist es dem Besteller 
auch zumutbar, eine Beseitigung der Mängel durch den Unter­
nehmer selbst zu begehren, sofern die Mängel nicht so schwer­
wiegend sind, daß dies dem Besteller im Hinblick auf die offen­
sichtliche Unfähigkeit des Unternehmers nicht zugemutet wer­
den kann (ausführlich Weiser, Schadenersatz statt Gewährlei­
stung 27 ff). 

Der OGH hat sich jedoch in einer jüngsten- in der Lehre kritisier­
ten- Entscheidung dem gegenteiligen Standpunktangeschlos­
sen und ausgesprochen, es könne ohne Gewährung einer 
Nachholchance sofort Geldersatz verlangt werden. 

Die Bejahung der vollen Konkurrenz von Gewährleistung und 
Schadenersatz ist nunmehr bereits ständige Judikatur (generell 
bestätigend ecolex 1990, 677; ecolex 1991,238; ecolex 1992, 86; 
ecolex 1992, 557; ecolex 1992, 628; ecolex 1993, 377 u. a.). 

Ungeklärt sind freilich einige Details, so etwa das Verhältnis 
Preisminderung/Schadenersatz. Hier wird man davon ausge­
hen müssen, daß die gleichzeitige Geltendmachung von Preis-
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minderung und Schadenersatz überhaupt ausgeschlossen ist, 
weil die Preisminderung zu einer Vertragsanpassung führt, 
sodaß durch die Reduktion des Entgeltes auch die Mangelhaf­
tigkeit abgegolten ist und insofern ein Schaden des Bestellers 
zu verneinen ist (vgl. Weiser, Schadenersatz statt Gewährlei­
stung 39). Die Bejahung einer Konkurrenz darf jedenfalls nicht 
dazu führen, daß der Gewährleistungsberechtigte nun zweimal 
denselben Nachteil abgegolten erhält (ecolex 1992, 628). 

Der OGH ist freilich der alten Judikatur teilweise noch sehr ver­
haftet: 
So geht die Entscheidung ecolex 1992, 557 davon aus, wenn der 
Besteller den Mangel selbst verbessert habe, ohne den Unter­
nehmer zur Verbesserung aufzufordern, könne er nicht die kon­
kreten Mangelbehebungskosten, sondern nur Preisminderung 
begehren. Wie Wilhelm (ecolex 1992, 545) bemerkt, "reckt hier 
noch die alte Rechtsprechung ihr Haupt". 

Auch was die Verjährung betrifft, hat der OGH in ecolex 1992,86 
in 2 Entscheidungen betreffend den Beginn derVerjährungstrist 
für den Schadenersatzanspruch noch ausgesprochen, die Frist 
beginne erst mit Kenntnis der endgültigen Verbesserungsver­
weigerung bzw. Kenntnis des Mißlingens der Verbesserung, 
was vor dem Hintergrund der Entscheidung des verstärkten 
Senates problematisch ist: Kann sogleich bei Kenntnis des 
Mangels Schadenersatz gefordert werden, so müßte auch die 
Verjährung sofort beginnen (vgl. I. Weiser, ecolex 1992, 85; 
ebenso Wilhelm ecolex 1992, 545). 

Hier hat sich jüngst auch die Streitfrage gestellt, wie die (Scha­
denersatzansprüche betreffende) absolute Verjährungsbe­
stimmung des § 1489 2. Satz ABGB zu verstehen ist. 

Diese Bestimmung lautet: 
",st dem Beschädigten der Schaden oder die Person des 
Beschädigers nicht bekannt geworden ... , so erlischt das 
Klagerecht nur nach dreißig Jahren." 

Während etwa Koziol (Haftpflichtrecht 12 321) die Ansicht vertritt, 
auch diese dreißigjährige Frist beginne erst dann zu laufen, 
wenn ein Schaden konkret eingetreten sei, ist richtigerweise 
wohl davon auszugehen, daß der Gesetzgeber diese - sehr 
lange - absolute Verjährungsfrist als endgültig zeitliche Haf­
tungsschranke konzipiert hat, die jedenfalls mit der Ablieferung 
(Übergabe) des Werkes zu laufen beginnt (so I. Weiser, die 
lange Verjährungsfrist als zeitliche Haftungsschranke, ecolex 
1993, 657). 

Die wesentlichsten Fälle, in denen dem Unternehmer der 
Beweis mangelnden Verschuldens gelingen kann, sodaß seine 
Haftung ausschließlich aus dem Titel der in der Regel verschul­
dansunabhängigen Gewährleistung, nicht aber aus dem Titel 
des Schadenersatzes besteht, sind folgende: 

Keine Haftung für Zulieferer: Ist der Schaden eindeutig auf einen 
Mangel des verwendeten Materials zurückzuführen, so trifft den 
Werkunternehmer daran kein Verschulden, weil Materialher­
steller nichtals Erfüllungsgehilfen (§ 1313 aABGB) des Material­
herstellers anzusehen sind (Weiser, Schadenersatz statt 
Gewährleistung 42 ff).Zur Haftung bei Einhaltung der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik vgl. unter 111. 
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111. Gewährleistung und Schadenersatz bei Einhaltung der 
Regeln der Technik 

Bei Werkverträgen wird häufig im Vertrag vereinbart, daß bei der 
Herstellung des Werkes die "anerkannten Regeln der Technik" 
eingehalten werden müssen. Dies ist in Punkt 2.10.1.1 der 
ÖNORM A 2060 ausdrücklich vorgesehen ("der Auftragnehmer 
hat ... die anerkannten Regeln der Technik einzuhalten."). 

ln jüngerer Zeit sind Fälle aufgetreten, in denen das Werk !rotz 
Beachtung dieser Regeln mangelhaft war, weil sich im nach­
hinein herausstellte, daß der zur Zeit der Herstellung des Wer­
kes bestehende "technische Standard" nicht ausreichend war: 
Wie man an der Mangelhaftigkeit des Werks erkannte, hatten 
sich die Regeln der Technik als korrekturbedürftig erwiesen. 

Es stellt sich die Frage, ob der Unternehmer nun wegen der 
mangelhaften Herstellung 
a) schadenersatzpflichtig wird; 
b) Gewähr leisten muß. 

ad a) Schadenersatzpflicht 
Hält der Unternehmer bei der Herstellung des Werks die Regeln 
der Technik ein, funktioniert aberdas Werk in der Folge trotzdem 
nicht oder hat es sonstige Mängel, so trifft den Unternehmer in 
der Regel daran kein Verschulden: Schadenersatzansprüche 
entfallen daher (RdW 1988, 289; ecolex 1990, 543) 

Beachte allerdings: Den Unternehmer trifft nach der Judikatur 
des OGH gegenüber einem Besteller, der erkennbar "auf 
besondere Haltbarkeit Wert legt", die Pflicht, auf neue und mög­
licherweise bessere Herstellungsmethoden hinzuweisen; weist 
er nicht darauf hin, so kann dies einen Kunstfehler begründen, 
also gerade im fehlenden Hinweis sein Verschulden zu sehen 
sein. 

Allerdings besteht die schadenersatzrechtlich sanktionierte 
Warnpflicht nur bezüglich dessen, was bereits in Erprobung ist; 
es besteht also keine Warnpflicht, wenn erst rund fünfzehn 
Jahre später technische Erkenntnisse eine andere Art der Her­
stellung zweckmäßig erscheinen lassen (RdW 1988, 289; Absi­
cherung der Stützen eines Schilifts). 

Zusammenfassend bestehtalso bei Einhaltung der Regeln der 
Technik keine Schadenersatzpflicht des Unternehmers auf 
das Erfüllungsinteresse; denkbar ist allerdings eine Pflicht zum 
Ersatz des Vertrauensschadens wegen unterlassener Warnung 
(Hinweis auf bessere, wenngleich über den Stand der Technik 
hinausgehende Herstellungsmethoden). 

ad b) Gewährleistungspflicht 
Die Diskussion über die Gewährleistungspflicht bei Mangelhal­
ligkeil trotz Einhaltung der Regeln der Technik wurde in 
Deutschland mit dem Fall der "Biasbachtalbrücke" ausgelöst: 
Die Unternehmer hatten eine Brücke vertragsgemäß (laut Lei­
stungsbeschreibung) in "Spannbetonweise" errichtet und die zu 
dieser Zeit anerkannten Regeln der Technik eingehalten. Sie 
hatten sogar Erkenntnisse über eine erforderliche zusätzliche 
Bewahrung verwertet. Trotzdem kam es zu Rissen in der Brücke, 
und der Besteller forderte Gewährleistung. 

Das OLG Frankfurt (NW 1983, 456) hielt die Unternehmer für 
gewährleistungspflichtig: Die Vertragsparteien seien selbstver­
ständlich davon ausgegangen, daß eine Brücke ohne Risse her­
zustellen sei, und für diesen Erfolg hafte der Unternehmer auch. 
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Die Risse seien Fehler, auch wenn der Stand der Technik ein­
gehalten worden sei. Zu einer Einschränkung der Gewährlei­
stungspflicht besteht selbst dann kein Anlaß, wenn die Vermei­
dung des Mangels erst aufgrundspäter gewonnener, neuer wis­
senschaftlicher Erkenntnisse möglich erscheint. 

Weiterführende Literatur in Deutschland: Medicus, Mängelhaf­
tungtrotz Beachtung der anerkannten Regeln der Technik beim 
Bauvertrag nach der VOB/B? Zeitschrift für Deutsches und 
Internationales Baurecht 1984, 155; Soergel in Münchkornm 
§ 633 Rz 25 mit weiteren Nachweisen in Rz 24; Siegburg, 
Gewährleistung beim Bauvertrag, Rz 81; Beschluß 13 B des 55. 
Deutschen Juristentages; abgedruckt in NJW 1984, 2677. 

ln Österreich gibt es drei Entscheidungen, die sich - teils am 
Rande - mit der Frage der Gewährleistungspflicht trotz Einhal­
tung der Regeln der Technik beschäftigen: 

lnJBI1982, 603 = EvBI1982/2 = SZ54/128) erklärte derOGH im 
Ergebnis die Beachtung des Standes der Technik für ausrei­
chend, doch war dies darin begründet, daß (nach Meinung des 
OGH) der vom Besteller beigestellte Stoff (eine Dachkonstruk­
tion) für die vom Unternehmer angebotene Bearbeitungsme­
thode (die Aufbringung einer Dachhaut) ungeeignet war, was 
der Unternehmer (aufgrund des Standes der Technik) nicht 
erkennen mußte. 

ln MietSIG 34. 139/19 ging es um Haarrisse in Neubauwänden, 
die auf Spannungen zurückzuführen waren, die im Anschlußbe­
reich einer Gipswand an eine Betonwand aufgetreten sind. Der 
OGH erkannte, daß das Entstehen solcher Risse nach dem 
Stand der Technik nicht vermeidbar war, verurteilte den Unter­
nehmer aber dennoch zur Verbesserung. Er war der Ansicht, 
daß ein mangelfreies äußeres Erscheinungsbild der Wand 
dadurch hergestellt werden konnte, daß sie mit Glasvliesstreifen 
und nachfolgender Tapezierung abgedeckt wird. 

Der Umstand, daß das Auftreten der Haarrisse nach dern Stand 
der Technik unvermeidbar war, stand nach Meinung des OGH 
dem erhobenen Gewährleistungsanspruch nicht entgegen, 
wenn als Leistungsgegenstand eine von derartigen sichtbaren 
Rissen freie Wand als vereinbart gelten mußte. 

Ausführlicher befaßte sich der OGH mit der Frage in WBI 1989, 
307: Der Unternehmer lieferte Aluminiumfenster aus "Wikona­
Profilen", die von der Bestellerin genau bezeichnet worden 
waren. Da die Bestellerin im Winter ihre Räume wenig heizte, 
kam es zu Schwitzwasser- und Eisbildung. Der OGH sprach aus, 
selbstverständlich müßten Fenster auch benutzbar sein, sodaß 
ein wesentlicher Mangel vorliege, für den der Unternehmer 
ohne Rücksicht darauf einstehen müsse, ob sein Werk dem 
im Zeitpunkt der Bestellung oder Ausführung gegebenen 
Stand der Technik entspricht. 

Eine Ausnahme kann sich nach der Ansicht des OGH allenfalls 
ausderGefahrtragungsregel des§ 1168 a ergeben.(Hiezu siehe 
ausführlich unter IV!: Der Unternehmer wird vom vollen Erfolgs­
risiko befreit, wenn der Besteller den Stoff beigestellt oder ver­
bindliche Anweisungen gegeben hat, und der Unternehmer ent­
weder pflichtgemäß gewarnt hat oder die Untauglichkeit von 
Stoff oder Anweisung nicht erkennen mußte.). 

Grundsätzlich ist also auch nach der in Österreich herrschen­
den Meinung Gewähr zu leisten, wenn sich die "Regeln der 
Technik" im nachhinein als korrekturbedürftig erweisen. Diese 

HEFT 1/1994 

"Erfolgshaftung" ist ein Wesensmerkmal des Werkvertrages. 
Den Unternehmer trifft das volle Risiko, auch wenn kein Mensch 
auf der Weit das zugesagte Werk herstellen kann. 

Literatur in Österreich: Kurschel, Die Gewährleistung beim 
Werkvertrag 23 ff; Wilhelm, Anmerkung zu WBI 1989, 307; Wil­
helm, Von widersprüchlichen Werkverträgen, falschen Regeln 
der Technik, Behebung unbehebbarer Mängel und Sowieso­
Kosten; Ostheim-Festschritt 225; Wilhelm, ecolex 1990, 202; 
Krejci. Die Bedeutung der Regeln der Technik im Bauvertrags­
recht, Kralik-Festschrift 435 ff (allerdings hauptsächlich zu Män­
geln, die sich infolge des Nichteinhaltans der Regeln der Tech­
nik ergeben). 

Ergebnis: Bei Mangelhaftigkeit trotz Einhaltung der Regeln der 
Technik besteht in der Regel mangels Verschuldans keine 
Schadenersatzpflicht, aber volle Gewährleistungspflicht. 

Eine Ausnahme kann sich bei Risikoverlagerung gemäß 
§ 1168 a ABGB ergeben. Dazu unter IV. 

IV. Stoff, Anweisungen und vertragliche Warnpflicht 
(§ 1168 a ABGB) 

t. Die Bedeutung des § 1168 a ABGB 

Charakteristisch für das Vorliegen eines Werkvertrages ist es, 
daß das Werk speziell an die Bedürfnisse des Bestellers ange­
paßtwird. Deswegen kommt es häufig vor, daß der Bestellerdem 
Unternehmer Anweisungen gibt, wie das Werk hergestellt wer­
den soll, oder daß er die Anfertigung aus eigenem Stoff oder 
aufbauend auf diesen wünscht. Auch der beigestellte Bau­
grund wird im Sinne der ständigen Rechtsprechung als Stoff 
angesehen (zusammenfassend lro, ÖJZ 1983, 506 ff). 

§ 1168 a ABGB bestimmt für diese Fälle: 
Mißlingt aber das Werkinfolge offenbarer Untauglichkeit des 
vom Besteller gegebenen Stoffes oder offenbar unrichtiger 
Anweisungen des Bestellers, so ist der Unternehmer (zu 
ergänzen wäre: nur dann) für den Schaden verantwortlich, 
wenn der den Besteller nicht gewarnt hat. 

Nach dieser Bestimmung trifft den Unternehmer also eine 
Warnpflicht, wenn der "Beitrag" des Bestellers offenbar unge­
eignet war. 

Obwohl in§ 1168 a ABGB ausdrücklich nur auf den Schadener­
satz Bezug genommen wird, gilt diese Bestimmung nach herr­
schender Meinung (vgl. Krejci in Rummel, ABGB2

, Rz 38 zu 
§ 1168; SZ 58/7) auch für die Gewährleistung. 

Der Unternehmer ist für Mängel oder Schäden nicht verantwort­
lich, wenn er gewarnt hat. Er ist auch nicht verantwortlich, wenn 
Stoff oder Anweisungen nicht offenbar untauglich oder unge­
eignet waren. 

Schadenersatz- und Gewährleistungsansprüche entfallen 
nach der ratio des § 1168 a ABGB aber auch dann, wenn der 
Unternehmer die Untauglichkeit von Stoff oder Anweisungen 
nicht erkennen konnte, sodaß er nicht warnen mußte, schließ­
lich aber der Mangel doch auf Stoff oder Anweisungen zurück­
zuführen ist. 

Die Pflicht des Unternehmers ist also eine zweifache, nämlich 
einerseits eine - beschränkte - Prüfpflicht (Argument: "offen­
bare" Untauglichkeit), und andererseits eine Warnpflicht. 
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2. Die Prüfpflicht 

Der Unternehmer muß den vom Besteller stammenden "Bei­
trag" im Rahmen des Zurnutbaren untersuchen (vgl. lro, Die 
Warnpflicht des Werkunternehmers, ÖJZ 1983, 506). Sorgfalts­
maßstab ist die beim Unternehmer, der gerade beim Bauwerk­
vertrag in der Regel Sachverständiger(§ 1299 ABGB) sein wird, 
vorauszusetzende Fachkenntnis. 

Maßgeblich für Umfang und Reichweite der Prüfpflicht ist auch 
der abgeschlossene Vertrag. Der Besteller wird hier bestrebt 
sein, eine möglichst weitgehende Prüfpflicht für vorliegende 
Anweisungen (Statikunterlagen, aber auch Vorschriften hin­
sichtlich des zu verwendenden Materials) vorzusehen, der Auf­
tragnehmer (Bauunternehmer, Architekt etc.) wird bestrebt sein, 
seine Prüfpflicht so gering wie möglich zu halten, und unter 
Umständen völlig auszuschließen. 

Nach der Rechtsprechung kommt es mangels gesonderter Ver­
einbarung darauf an, in welchem Umfang der Besteller eine Prü­
fung nach der Verkehrsauffassung erwarten durfte. Insofern 
kein Entgelt für beizuziehende Prüforgane vorgesehen ist, hat 
die Prüfung jedoch nur nach Maßgabe dervom Unternehmer zu 
gewährleistenden Fachkenntnisse zu erfolgen (WBI 1987, 119). 

ln JBI 1966, 562 war ein Filmkran nach beigestellten Plänen zu 
bauen. Der Unternehmer hatte die Haftung fürdie Richtigkeit der 
Pläne ausdrücklich ausgeschlossen. Da er keine Fachfirma auf 
dem Gebietder Erzeugung von Filmkränen war, wurde ihm auch 
kein Prüfpflichtverletzung angelastet. 

Auch wenn die Anweisung, die der Besteller gegeben hat, 
erkennbar von einer Stelle mit großer Autorität geprüft wurde, 
mutete die Rechtsprechung einem "kleinen Unternehmer" 
keine neuerliche Prüfung zu (SZ 58/7; dazu unten). 

Prüfpflichten hinsichtlich des Baugrundes sind erfahrungsge­
mäß besonders problematisch. Mangels besonderer Anhalts­
punkte muß der Unternehmer- ohne gesonderte Erwähnung im 
Vertrag - nicht prüfen, ob der Grund an der Baustelle aus­
nahmsweise besondere Mängel (Aggressivität des Grundwas­
sers) aufweist, und muß auch nicht nach unbekannten Mängeln 
suchen (JBI 1988, 98). 

Im verbauten Gebiet einer Großstadt muß bei Vornahme von 
Erdarbeiten hingegen mit dem Vorhandensein von Kabeln 
gerechnet werden (JBI 1988, 788; JBI 1973, 35). Umgekehrt 
besteht keine Pflicht, die Auskunft des Bauführers, es seien 
keine Kabel vorhanden, nochmals zu überprüfen (1 Ob 628/77; 
7 Ob 635/85). 

3. Der Umfang der Warnpflicht 

Wichtigster Zweck der Warnpflicht ist es, dem Besteller die Mög­
lichkeit zur Abwägung der Gefahren und demnach zur Ent­
scheidung zu geben, ob er weiterhin auf der Verwendung des 
Stoffes oder auf der Durchführung seiner Anordnungen behar­
ren möchte (JBI 1979,261; EvBI1974/145;SZ 14/194). Demnach 
trifft den Unternehmer die Pflicht, den Besteller auf mögliche 
Folgen und Risiken der gewünschten Durchführung hinzuwei­
sen. Mit welcher Eindringlichkeit der Hinweis auf die Folgen 
des Mißlingens des Werkes im einzelnen zu erfolgen hat, hängt 
von den Umständen des Einzelfalls, insbesondere von der 
Fachkenntnis des Bestellers oder seines Beauftragten ab (1 Ob 
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579/80; Fliesenleger/Hallenbad). Es ist freilich nicht erforder­
lich, daß ein .,vollkommener Laie" jedes technische Risiko im 
Detail versteht: .,Würde man die Warnpflicht so weit spannen, so 
könnte man einen technisch völlig unbegabten Besteller über­
haupt nie hinreichend deutlich warnen" (OGH in ecolex 1990, 
543). 

Bei Anwendung neuer Bauweisen oder neuer Baustoffe ist die 
Warnpflichtauch gegenüber einem sachverständigen Besteller 
sehr intensiv (WBI 1987, 120; WBI 1989, 307; jeweils betreffend 
Aluminiumfenster). 

Je nach Interessenlage empf1ehlt sich dringend eine möglichst 
genaue Regelung der Warnpflicht im Vertrag. Von Seiten des 
Bauherrn ist insbesonders zu denken an 
- Normierung einer Pflicht zur Prüfung der übergebenen Unter­

lagen auf Richtigkeit und Vollständigkeit; 
- Pflicht zur Überprüfung des Baugrundes; 
- Pflicht zur Einhaltung aller Bestimmungen der Bauordnung CJ 

und zur Überprüfung der übergebenen Unterlagen auf deren 
Konformität; 

- Pflicht zur Überprüfung der übergebenen Unterlagen auf Voll­
ständigkeit und gegebenenfalls Garantie für die Nichtüber­
schreitung des projektierten Auftragsvolumens; 

- Pflicht zur Mitteilung sachlich begründeter Bedenken gegen 
einen vom Auftraggeber in Aussicht genommenen Sonder­
fachmann; 

- Pflicht zur umfassenden Beratung des Bauherrn. 

Der bauaufsichtführende Architekt wird in der Regel versu­
chen, seine Prüfpflichten soweit wie möglich einzuschränken. 
Dies betrifft insbesondere 
-die Pflicht zur Prüfung von Unterlagen, die von anderen Fach­

leuten (z. B. Statikern, Bodengutachtern, technischen Ver­
suchsstellen) stammen; 

- die Pflicht zur Prüfung des Baugrundes; insbesondere wenn 
bereits vorher Bodengutachten eingeholt worden sind, sollte 
die Maßgeblichkeil dieser Bodengutachten für den Architek­
ten- ohne weitere Prüfpflicht- ausdrücklich vereinbart wer­
den: 

- insbesondere bei Erstlingskonstruktionen oder Werken, die 8 
überdie anerkannten Regeln der Technik hinausgehen, keine 
Prüf- und Warnpflicht hinsichtlich ausdrücklicher Besteller­
wünsche; 

- keine über Koordinationspflichten hinausgehenden Pflichten 
zur Überprüfung der Qualität der Leistung einzelner Werk­
unternehmer. 

Der Bauunternehmer wird darauf achten, seine Prüfpflichten 
betreffend Anweisungen von Architekten, Statikern oder beige­
stellten Bodengutachten zu minimieren und insbesondere fest­
zuschreiben, daß das Bodenrisiko ausschließlich den Bauherrn 
betrifft. 

Auch Klarstellungen, welche Leistungen mit dem vereinbarten 
Werklohn abgegolten sind, und für welche Zusatzleistungen 
allenfalls gesonderte Ansprüche bestehen, sind empfehlens­
wert. 

V. Warnpflicht und sachverständig beratender Besteller 

Ist der Besteller selbst sachverständig oder sachverständig 
beraten, so ist er prinzipiell dennoch zu warnen. Es kann 
jedoch in diesen Fällen eine Schadensteilung wegen Mitver-
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schuldans in Betracht kommen (vgl. auch ausführlich Weiser, 
Schadenersatz statt Gewährleistung 44 ff; Kurschel, Die 
Gewährleistung beim Werkvertrag 17 ff). Zum Umfang derWarn­
pilicht gibt es hier unterschiedliche Entscheidungen: 

a) ln WBI1987, 219 (Mehrkosten für Bohrungen) hat der OGH 
ausgesprochen, der Unternehmer sei jedenfalls dann nicht zur 
(neuerlichen) Warnung verpflichtet, wenn dem Besteller diesel­
ben Bedenken von dritter Seite bereits vorgetragen wurden, er 
sie aber verworfen habe. 

Im Sachverhalt ging es um die Planung eines Kraftwerks, zu 
dem ein tiefer Schacht gehören sollte. Der Bauherr hatte ein 
Gutachten über die Beurteilung der Untergrundverhältnisse 
eingeholt, nach dem die als geeignet bezeichnete "Gefrierme­
thode" angewendet werden sollte; dieses Gutachten wurde Ver­
tragsbestandteil. Bei den Bohrungen ergaben sich nicht vorher­
sahbare Stein- und Geröllagen, sodaß der beauftragte Subun­
ternehmer einen Mehraufwand hatte. 

Der OGH sprach aus, das Baugrundrisiko falle grundsätzlich in 
die Sphäre des Bestellers, und diesen treffe auch die Pflicht, ein 
zuverlässiges Gutachten beizustellen, welches (im Sinne des 
§ 1168 a ABGB) als Anweisung zu beurteilen sei. Mängel des 
Gutachtens habe sah in grundsätzlich der Besteller zu tragen; 
zwar sei der Subunternehmer zur Prüfung der Gutachten ver­
pflichtet gewesen, doch dürften wirtschaftliche Aspekte nicht 
vernachlässigt werden. Wurde der Bauherr ohnedies gewarnt, 
so mußte der Subunternehmer nicht neuerlich warnen. 

b) ln SZ 58/7 = JBI1985, 622 hatte der Unternehmer vereinba­
rungsgemäß "Perlomant-Steine" zu verwenden. Er teilte dem 
Besteller mit, daß er mit diesem Material nicht vertraut und ihm 
über dessen Eigenschaften und Eignung für das geplante Bau­
werk nichts bekannt sei, doch bestand der Besteller unter Hin­
weis auf ein Attest der.MA 39 über die Eignung dieser Steine als 
Baustoff auf deren Verwendung. ln der Folge kam es u. a. zu 
Feuchtigkeitsschäden, die auf die Verwendung der "Perlomant­
Steine" zurückzuführen waren. 

Der OGH sprach aus, der Unternehmer sei nicht gehalten, 
besondere, nicht übliche Prüfungen durchzuführen, und in 
concreto habe im Hinblick auf das von einer Stelle, deren Fach­
wissen weit über dem des Unternehmers stand, ausgestellte 
Attest keine Pflichtzur neuerlichen Überprüfung des zu verwen­
denden Stoffes bestanden. Diese wäre auch vom wirtschaftli­
chen Standpunkt aus nicht zu vertreten. 

c) Nach dem der E JBI1987, 44 zu Grunde liegenden Sachver­
halt waren von einem Fotografen Flug-Infrarotbilder zur Her­
stellung einer Forstkarte anzufertigen. Der Flug wurde mehr­
mals verschoben; schließlich fand er über ausdrückliche Wei­
sung des Bestellers erst im Herbst statt, also zu einer Zeit, zu der 
wegen es niedrigen Sonnenstandes schon sehr tiefe Schatten 
fallen. Tatsächlich waren die hergestellten Bilder infolge dieser 
tiefen Schatten für die geplante Auswertung unbrauchbar. Der 
Besteller hatte dem Unternehmer mitgeteilt, er habe sich bei 
einem Universitätsprofessor für Geodäsie und Photogramme­
trie erkundigt, welcher ihm mitgeteilt habe, daß die Befliegung zu 
dieser Zeit noch möglich sei. 

Dennoch sprach der OGH aus, es befreie den Unternehmer 
von seiner Warnpflicht nicht, wenn der Besteller eine Exper­
tenmeinung eingeholt habe, zumal der Unternehmer nicht 
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davon ausgehen könne, der Besteller habe den Rat des Fach­
mannes auch richtig verstanden. Der Unternehmer war also 
wegen Warnpflichtverletzung verantwortlich; der OGH sah 
jedoch das Verschulden des beigezogenen Fachmannes als 
Erfüllungsgehilfen des Bestellers als mitverschuldensbegrün­
dend an. 

d) ln WBI1987, 120 (Aiumat-Fenster) hat der OGH ausgespro­
chen, daß bei Verwendung neuartiger Werkstoffe die Warn­
pflicht auch dem sachkundigen Besteller gegenüber besonders 
intensiv ist. 

e) Als Mitverschulden des Bestellers wurde es angesehen, daß 
er den Unternehmer (über die Unvollständigkeit eines von sei­
nem Architekten erstellten Planes) nicht ausreichend aufgeklärt 
hat, sodaß der Unternehmer aus diesem Grund seinerseits ein 
mangelhaftes Werk erbrachte (JBI 1984, 566 Auskragungen). 

f) ln JBI1992, 114 nahm der OGH zur Warnpflicht bei mehreren 
Beteiligten Stellung. Es ging um die Absenkung eines Bodens, in 
dem eine Fußbodenheizung installiert war, für die es mehrere 
Ursachen gab: Eine davon war die mangelnde Eignung der ver­
wendeten Trittschalldämm-Piatten; eine andere die schlechte 
Verlegung des Estrichs, eine weitere die zu frühe Verlegung des 
Oberbelags, eine weitere, daß keine Knirschfuge ausgeführt 
wurde. Der Architekt, der die Planung und Bauleitung übernom­
men hatte, hatte "TOB-Platten" als Trittschalldämmung vorgese­
hen und diese ausdrücklich als geeignet bezeichnet. Der Bau­
meister schlug ein anderes System der Fußbodenheizung vor, 
für dessen Tauglichkeit jedoch eine andere Trittschalldämmung 
notwendig gewesen wäre, worauf in der Aufbauanleitung für das 
neue System auch ausdrücklich hingewiesen wurde. Wederder 
Architekt noch der Installateur hatten in diese Aufbauanleitung 
Einsicht genommen; der Baumeister hatte einen Hinweis auf die 
Aufbauanleitung ebenfalls unterlassen. 

Der OGH warf dem Baumeister nicht nur die Verletzung seiner 
Warnpflicht, sondern auch die mangelhafte Verlegung des 
Estrichs als weitere Ursache für die aufgetretenen Mängel vor. 
Das Schwergewicht seines Verschuldans sah er in der unterlas­
senen Aufforderung gegenüberdem Architekten, die Hersteller­
anleitung für das von ihm vorgeschlagene Heizsystem in bezug 
auf die Trittschalldämmunterlagen beizuschaffen. 

Der OGH sprach ausdrücklich aus, daß bei Zusammenarbeit 
mehrerer Unternehmer eine solidarische Haftung, also eine 
Haftung aller Beteiligten, fürdie Warnpflichtverletzung gegeben 
sei. Vorden Gefahren einer nachträglichen Projektänderung sei 
dann zu warnen, wenn solche Gefahren naheliegen, wobei die 
Warnpflicht bei Anwendung neuer Arbeitsmethoden, techni­
scher Verfahren und Werkstoffe besonders intensiv sei. Da der 
Baumeister den Einbau der Trittschalldämmplatten und des 
Estrichs übernommen hatte, hätte ihn jedenfalls die Verpflich­
tung getroffen, alle Herstelleranleitungen zu beachten. 

Auch dem Installateur machte der OGH den Vorwurf, seine 
Warnpflicht verletzt zu haben, sodaß seine solidarische Haftung 
mit dem Baumeister bejaht wurde. 

Anschließend nahm der OGH sehr grundlegend zum Architek­
tenvertrag Stellung, den er als gemischten Vertrag (Auftrag 
gekoppelt mit Vollmacht) ansah. Der Architekt habe die Interes­
sen des Bauherrn in verhältnismäßig genereller Weise wahrzu­
nehmen; auch bei späterer Änderung des Auftrags unter Beibe-
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haltungder ursprünglichen Preise trete der Architekt als Reprä­
sentant und Bevollmächtigter des Bauherrn auf. Demgemäß sei 
der Architekt gegenüber den weiteren am Projekt Beteiligten, 
dem Baumeister und dem Installateur als Gehilfe des Bauherrn 
anzusehen, sodaß der Werkbesteller für das Verschulden des 
Architekten einzustehen habe. 

Im Verhältnis zum Bauherrn - der alle drei Beteiligten geklagt 
hatte- verurteilte der OGH den Installateur und den Baumeister 
zur Haftung je für die Hälfte des verursachten Schadens, den 
Architekten jedoch zur Haftung für den Gesamtbetrag. 

VI. Zum Verhältnis Generalunternehmer/Subunternehmer 

Werden bei der Herstellung eines Werkes Generalunternehmer 
und (mehrere) Subunternehmer tätig, so sind diese Verträge 
grundsätzlich selbständig. Ebenso istjeder von mehreren Sub­
unternehmern prinzipiell nur für die ihm übertragenen Arbeiten 
verantwortlich. Diese fundamentalen Grundsätze wurden vom 
OGH in einigen jüngeren Entscheidungen modifiziert. 

1. Nach dem in ecolex 1990,409 zu Grunde liegenden Sachver­
halt war eine Wasserleitungs- und Warmwasserversorgungsan­
lage herzustellen. Nach der im Installationsgewerbe gültigen 
"Fiießregel" dürfen bei Wasserleitungen verzinkte Eisenrohre 
nicht nach Kupferrohren angeschlossen werden. Der Bauherr 
und auch der Generalunternehmer beauftragten die Verwen­
dung von Kupferrohren im Warmwasserbereiter und von Eisen-
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rohren bei den abführenden Leitungen; diese Arbeiten waren 
zwischen zwei Subunternehmern derart geteilt, daß der erste 
die Kupferrohre, der zweite hingegen die Eisenrohre zu verle­
gen hatte. Aufgrund dieser Reihenfolge der Rohre kam es zu 
Korrosionsschäden. 

Der OGH sprach aus, für Umstände auf seiten des Bestellers 
oder anderer vor oder neben ihm am Werk arbeitender Unter­
nehmer, die ihm nicht erkennbar sein müssen und auf die er 
nur auf Grund besonderer, nicht allgemein üblicher Recherchen 
kommen könne, sei der Unternehmer (hier' einer von mehreren 
Subunternehmern) im Rahmen seiner Warnpflicht nicht verant­
wortlich. 

Jeder der mehreren Subunternehmer habe jedoch alles zu ver­
meiden, was das Gel"lngen des Gesamtwerks vereiteln könne, 
und müsse ein Subunternehmeraufgrund seines Fachwissens 
erkennen, daß bei vertragsgemäßer eigener Werkleistung die 
Gefahr des Mißlingens des Gesamtwerks drohe, so müsse er 
den Besteller deshalb warnen. 

Mehrere beauftragte Subunternehmer müssen, selbst wenn 
getrennte selbständige Werkverträge vorliegen, bei der Herstel­
lung von Teilen einer nur durch technischen Zusammenschluß 
funktionsfähigen Anlage gewissermaßen technischen ,,Schul­
terschluß" suchen; von der daraus resultierenden Warnpflicht 
sind sie auch dann nicht befreit, wenn der Besteller selbst die 
Harmonisierung und Abstimmung der von verschiedenen Sub­
unternehmern zu erbringenden Teilleistungen übernommen 
hat. 

2.Zu einer "Verzahnung" von Generalunternehmer- und Sub­
unternehmerverfrag hat der OGH in ecolex 1990, 143 (•RdW 
1990, 342) Stellung genommen: Ergibt sich nämlich aus dem 
Subunternehmervertrag, daß die Leistung dort gerade deswe­
gen in einer bestimmten Weise beschrieben wurde, weil der 
Generalunternehmer selbst eben diese Leistung schuldet, so 
kommt es zu einer gewissen Verzahnung der beiden Verträge: 
Der Generalunternehmer, der selbst nicht zur Verbesserung 
herangezogen wird, kann dann auch vom Subunternehmer 
nicht Verbesserung begehren. Die "Abänderung" des General­
unternehmervertrages schlage dann auch auf den Subunter­
nehmervertrag durch. 

3. ln ecolex 1992, 16 hat der OGH ausgesprochen, daß einem 
Generalunternehmer, dem die mangelnde Eignung der vom 
Subunternehmer erbrachten Leistung hätte auffallen müssen­
nebenvertragliche Kontrollpflicht- ein Mitverschulden zur Last 
fallen kann. 

4. Bei Schlechterfüllung durch den Subunternehmer kann 
der Generalunternehmer diesen auf Feststellung der Gewähr­
leistungs- und Schadenersatzpflicht klagen, noch bevor er 
selbst deswegen vom Bauherrn in Anspruch genommen wird 
(ecolex 1990, 406). 

5. Dem bauüberwachenden Architekten können in der Regel 
nicht Ausführungsfehler der Bauunternehmer, sondern allen­
falls die Verletzung der im Rahmen der Bauaufsicht bestehen­
den Warnpflicht zum Vorwurfgemacht werden. Es gehört zu den 
Aufgaben eines fachkundigen und sachverständigen Bauüber­
wachers, den Bauherrn auf allfällige Unzukömmlichkeiten hin­
zuweisen; eine hinreichend deutliche Warnung muß aber nicht 
soweit gehen, daß jedes technische Detail im einzelnen erläu­
tert wird (ecolex 1990 543). 
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6. Das Bestehen einer örtlichen Bauaufsicht bedeutet nicht, daß 
der damit beauftragte Zivilingenieur eine fortlaufende Qualitäts­
kontrolle der Werkleistungen vorzunehmen hätte und deshalb 
eine Mitverantwortung für die ordnungsgemäße Werkherstel­
lung trägt. Eine Verantwortung besteht hingegen dann, wenn der 
Bauaufsicht auch Koordinierungspflichten obliegen (5 Ob 607 I 
83). Da idR der Besteller keine Pflichtzur Beaufsichtigung hat, ist 
ein Architekt, der Bauaufsichtsfehler machte, nicht Erfüllungs­
gehilfe des Auftraggebers (lngenstau-Korbion, VOB13, Rz 677 
zu B § 13, 7), sodaß die Gewährleistungs-und Schadenersatz­
pflicht des Bauunternehmers im vollen Umfang (ohne Anrech­
nung eines Mitverschuldans des Bauherrn) besteht. 

7. Zur Inanspruchnahme mehrerer Haftpflichtiger (Architekt, 
Baumeister, Installateur und zur Qualifikation des Architekten 
als Gehilfen des Bauherrn bei der Erfüllung seiner Koordina­
tionspflichten vgl. oben V. 5.). 

VII. Die einzelnen Rechtsbehelfe im Rahmen 
der Gewährleistung 

Je nach Art des Mangels hat der Besteller im Rahmen der 
Gewährleistung die Möglichkeit, Wandlung des Vertrages, das 
ist völlige Aufhebung, Verbesserung oder Preisminderung zu 
verlangen.§ 1167 ABGB, der für den Werkvertrag gilt, bestimmt: 

"Bei wesentlichen Mängeln, welche das Werk unbrauchbar 
machen oder der ausdrücklichen Bedingung zuwiderlaufen, 
kann der Besteller vom Vertrage abgehen. Will er das nicht 
oder sind die Mängel weder wesentlich noch gegen die aus­
drückliche Bedingung, so kann er die Verbesserung, falls 
diese nicht einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern 
würde, oder eine angemessene Minderung des Entgelts for­
dern. Zur Verbesserung muß er dem Unternehmer eine ange­
messene Frist setzen, mit der Erklärung, daß er nach deren 
Ablauf die Verbesserung ablehne. Im übrigen kommen die für 
die Gewährleistung bei entgeltlichen Verträgen überhaupt 
gegebenen Vorschriften zur Anwendung." 

Für die Wandlung ist beim Werkvertrag einzige Voraussetzung 
das Vorliegen eines wesentlichen Mangels, nicht jedoch seine 
Unbehebbarkeit. Die Rechtsprechung hatfreilich das Recht des 
Bestellers, sich vollständig vom Vertrag zu lösen, dort verneint, 
wo ein wesentlicher Mangel ganz einfach beseitigt werden kann 
und dem Besteller eine derartige Beseitigung auch zurnutbar 
ist. 

Sind die ÖNORMEN vereinbart, so steht das Wandlungsrecht 
dem Besteller nur bei wesentlichen unbehebbaren Mängeln 
zu.Auch dann, wenn die Wiederherstellung des vorigen Zustan­
des nicht möglich oder unzumutbar ist, ist die Wandlung ausge­
schlossen; stattdessen kann der Besteller nach ÖNORM A 2060 
Preisminderung bis zu jenem Wert verlangen, den die Leistung 
noch für ihn hat (2.23.4.1 Abs 2). 

Der Anspruch auf Verbesserung besteht nach dem ABGB 
immer dann, wenn der Mangel behebbar ist, also ohne unver­
hältnismäßigen Aufwand beseitigt werden kann. Dasselbe 
Recht besteht nach der ÖNORM. 

Die Preisminderung kann nach den Gewährleistungsregeln 
des ABGB bei jeder Art von Mängeln, nach der ÖNORM hinge­
gen nur bei unwesentlichen unbehebbaren Mängeln oder bei 
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wesentlichen unbehebbaren Mängeln, bei denen die Rück­
führung in den vorigen Zustand ausgeschlossen ist, gefordert 
werden. 

Insgesamt ergibt ein Vergleich der Gewährleistungsbehelfe 
nach dem ABGB und nach der ÖNORM A 2060 folgendes Bild: 

Mangel § 1167 ABGB ÖNORM A2060 

wesentlicher Wandlung Wandlung (wenn Rück-
unbehebbarer Preisminderung führung ausgeschlossen, 

Preisminderung) 

wesentlicher Wandlung Verbesserung 
behebbarer Verbesserung (uU vom Besteller selbst) 

Preisminderung 

unwesentlicher Verbesserung Verbesserung 
behebbarer Preisminderung 

unwesentlicher Preisminderung Preisminderung 
unbebbarer 

VIII. Spezialfragen des Verbesserungsanspruchs 

1. Verbesserung unter Abgehen von Vertragsinhalt; 
Irrtumsproblematik 

Die Verbesserungsansprüche sind als "fortgesetzte Erfüllungs­
ansprüche" nach dem ursprünglich abgeschlossenen Vertrag 
zu beurteilen. Ziel der Verbesserung ist es, die vertraglich 
geschuldete, einwandfreie Leistung herzustellen. Die Verbes­
serung kann idR aber nicht dazu führen, daß vom Vertragsinhalt 
wieder abgegangen wird. Ist der vereinbarte Erfolg nicht 
erreichbar, weil zur Herstellung eines funktionstüchtigen Werks 
von der Vereinbarung abgewichen werden müßte, so ist der 
Mangel unbehebbar. 

Bei der Beurteilung der Abweichung muß freilich beachtet wer· 
den, daß gewisse geringfügige Änderungen vom durchschnittli­
chen Besteller nicht als störend empfunden und daher in Kauf 
genommen werden. Allerdings dürfen diese Abweichungen den 
Unternehmer nicht mehr belasten als die ursprüngliche Verein­
barung (Kurschel, Gewährleistung beim Werkvertrag 43). 

Dies hat auch der OGH in ecolex 1990,345 ausgesprochen und 
einem Besteller, der eine Putzarmierung mittels "Giasseidenge­
webes" bestellt hatte, als Verbesserung einen ordnungsgemä­
ßen Verputz mittels anderer Methode zugesprochen (dazu aus­
führlich unter 2.). 

Weiters ist daran zu denken, den Vertrag unter Berufung auf das 
Irrtumsrecht rückwirkend anzupassen: Diese Möglichkeit hat 
der OGH in ecolex 1992, 316 erstmals ausdrücklich zugestan­
den. 

Wurde also eine falsche Leistungsbeschreibung vereinbart, so 
kann der Besteller durch entsprechendes Vorbringen späte­
stens binnen dreier Jahre nach Vertragsabschluß und jedenfalls 
in erster Instanz zu einer Modifizierung des Vertragsinhalts 
gelangen, wenn er nachweist 
- daß er über den Inhalt des Vertrages (z. B. die Vollständigkeit 

oder Richtigkeit der Leistungsbeschreibung) in Irrtum war 
und 

- daß dieser Irrtum entweder durch den Unternehmer veranlaßt 
war, ihm offenbar auffallen mußte oder rechtzeitig aufgeklärt 
wurde. 

Wenn es dem Besteller weiters gelingt nachzuweisen, daß bei 
Kenntnis des Irrtums beide Teile den Vertrag anders geschlos-
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sen hätten, ist nach Meinung des OGH eine Anpassung, d. h. 
eine Modifikation des Leistungsgegenstandes denkbar. 
Auch dazu ausführlich unter 2.; der neue vom OGH eröffnete 
Weg ist nicht unproblematisch. 

2. "Sowieso-Kosten" 

Nach dem Sachverhalt in WBI1987, 119 hatte der Unternehmer 
das Dach für eine Möbelhalle herzustellen. Entgegen der maß­
geblichen Regelwetterkarte, die eine Tragfähigkeit von 400 kg/ 
m2 erfordert hätte, wies das konstruierte Schneedach lediglich 
eine Tragfähigkeitvon 200 kg/m 2 auf.ln der Folge führten starke 
Schneefälle zum Wassereintritt und Schäden an den ausge­
stellten Möbeln. 

zum eingeklagten Schadenersatz sprach der OGH aus, der 
Besteller könne nur verlangen, so gestellt zu werden, wie er 
stünde, wenn der Unternehmer seiner Aufklärungspflicht ent­
sprochen hätte. Dann wäre zwar ein tragfähiges Dach errichtet 
worden, dessen Kosten hätte jedoch - "sowieso" - der 
Besteller zu tragen gehabt, zu mal das tragfähige Dach selbst­
verständlich auch teurer in Rechnung gestellt worden wäre. Aus 
dem Titel des Schadenersatzes könne der Besteller also nicht 
die Kosten eines tragfähigen Daches ersetzt verlangen, son­
dern nur den frustrierten Aufwand, der ihm daraus erwachsen 
sei, daß er nicht schon von Anfang an eine entsprechend tragfä­
hige Dachkonstruktion errichten hatte lassen. 

Fraglich ist nun, ob diese Grundsätze auch auf den Verbesse­
rungsanspruch angewendet werden können. 

Grundsätzlich führt jede Verbesserung zu einem Aufwand des 
Gewährleistungspflichtigen, mit dem er nichtgerechnet und den 
er in sein Angebot auch nicht einkalkuliert hat. Trotzdem gehen 
die Verbesserungskosten in der Regel zu seinen Lasten. 

Der OGH hat zur Frage, ob in gewissen Fällen für die Verbesse­
rung ein Entgelt, nämlich die "Sowieso-Kosten" zu bezahlen 
sind, noch nicht Stellung genommen.ln der Literatur haben sich 
jedoch zwei unterschiedliche Lösungsansätze gebildet: 

ME hängt die Lösung dieser Frage von der vertraglichen Ver­
einbarung, nämlich von der Preisgestaltung ab. Zuerst ist frei­
lich zu klären, ob überhaupt ein Anspruch auf Verbesserung 
besteht. Da Verbesserung nur die Herstellung des ursprünglich 
Geschuldeten ist, besteht ein solcher Anspruch mE dann nicht, 
wenn eine "Behebung" des Mangels dazu führen würde, daß 
vom vereinbarten Vertragsinhalt abgegangen wird: Ausführ­
lich Kurschel, Die Gewährleistung beim Werkvertrag 42 ff. 

Ebenso besteht ein Anspruch auf Verbesserung dann nicht, 
wenn diese einen unverhältnismäßigen Aufwand (§ 1167 
ABGB) erfordern würde. 

in beiden Fällen kann der Unternehmer/Verkäufer zwar ein­
vernehmlich den "Mangel" beheben, dafür hat er jedoch einen 
zusätzlichen Anspruch auf Vergütung. 

Der OGH hat zum Bestehen der Verbesserungspflicht uner­
schiedliche Auffassungen vertreten: in ecolex 1990, 345 
bejahte er sie auch dann, wenn von einer durch Übernahme des 
Anbottextes des Unternehmers Vertragsinhalt gewordenen Lei­
stungsbeschreibung ("Verputz mittels Glasfasergewebe') 
abgegangen werden mußte, zu mal es dem Besteller erkennbar 
nur auf ein funktionstüchtiges Werk ankam. Hingegen hat er erst 
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jüngst (ecolex 1992,316) bei Bestellung eines zu kleinen Boilers 
den Verbesserungsanspruch verneint: Der Einbau eines grö­
ßeren (richtig dimensionierten) Boilers wäre nämlich eine Ver­
tragsänderung; obwohl der bestellte Boiler in concreto zu 
schwach war, sei das Werk vom Unternehmer im wesentlichen 
mangelfrei erstellt worden. Wesentlich weitergehend h"1ngegen 
BGH NJW 1984, 1676; ZIP 1984, 713 (Kellerisolierung). 

Besteht überhaupt eine Verbesserungspflicht, so ist mE nach 
der vertraglichen Preisvereinbarung zu differenzieren: 

a) Hat der Unternehmer die Herstellung des Werkes um einen 
Pauschalpreis versprochen, so ist unerheblich, wie hoch sich 
sein Aufwand tatsächlich beläuft: Er ist verpflichtet, ein funk­
tionstüchtiges Werk herzustellen, und er darf den vereinbarten 
Preis nicht überschreiten. Er kann deshalb auch dann keine 
Mehrkosten verrechnen, wenn sie schon von Anfang an erfor­
derlich gewesen wären. Eine Ausnahme gilt in solchen Fällen 
nur dann, wenn die Umstände,die zum Mehraufwand führen,auf 
einer Anweisung oder Stoff des Bestellers beruhen und der 
Unternehmer seine Warnpflicht nicht verletzt hat, etwa wenn der 
Besteller ein Gutachten über die Tauglichkeit des Stoffes oder 
der vorgeschriebenen Herstellungsmethode dem Vertrag zu 
Grunde gelegt hat (WBI 1987, 219). 

b) Ein Ersatz der "Sowieso-Kosten" steht dem Unternehmer hin­
gegen mE zu, wenn nach Maßgabe der durchzuführenden 
Arbeiten, etwa nach Einheitspreisen, verrechnet wurde. Dann 
kann der Unternehmer die Mehrkosten auch verlangen, wenn 
sie nicht auf einen "Beitrag" des Bestellers zurückgehen. Zu 
allem vgl. ausführlich Kurschel, Die Gewährleistung beim 
Werkvertrag 72 ff. 

Nach Wilhelm (Ostheim-FS 225 und ecolex 1990, 402) ist die 
Frage hingegen über das Irrtumsrecht zu lösen, was seiner 
Meinung nach stets zu einem Anspruch des Unternehmers auf 
Ersatz der "Sowieso-Kosten" führt: Es liege nämlich ein 
Geschäftsirrtum vor, welcher in der Regel als unwesentlich zu 
behandeln sei: Hätte der Besteller von der Unterdimensionie­
rung des Daches gewußt, so hätte er ein richtig dimensioniertes 
Dach beauftragt, er wäre bereit gewesen, dafür einen höheren 
Preis zu zahlen, und der Unternehmer hätte auch zu diesen 
Bedingungen kontrahiert. Der Vertrag sei daher nach § 872 
ABGB anzupassen, was zu einem Anspruch des Unternehmers 
auf eine Erhöhung des Entgelts führe. 

Der OGH hat diese irrtumsrechtliche Sicht in ecolex 1992, 316 
insofern übernommen, als er einen Verbesserungsanspruch 
nur dann bejaht hätte, wenn der Vertrag - durch Vorbringen in 
1. Instanz- wegen Irrtumsangepaßt worden wäre. Die Frage der 
"Sowieso-Kosten" hat er freilich offengelassen, weil der Kläger 
sich zu deren Ersatz von vornherein bereit erklärt hatte. 

3. Der Vorteilsausgleich 

Wird ein Vertrag wegen des Vorliegans von wesentlichen Män­
geln gewandelt, so muß sich üblicherweise der Gewährlei­
stungsberechtigte jenen Nutzen anrechnen lassen, den er 
!rotz des Mangels- oder bis zur Rückgabe der Sache -gehabt 
hat. So wird z. B. bei mangelhaften Reisen ein Abzug vom 
bezahlten Preis für die Bereicherung des Urlaubers gemacht. 
Lediglich infolge Unachtsamkeit des Reiseveranstalters, der 
einen derartigen Bereicherungsanspruch nicht einmal einge­
wendet hat, wurde in JBI1986, 245 die Kondiktion des gesamten 
Werklohnes als berechtigt angesehen. 
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Fraglich ist nun, ob der Gewährleistungsberechtigte sich auch 
jene Vorteile "anrechnen" lassen muß, die er durch Verbesse· 
rung erlangt. 

Nach dem der E SZ 55/29 zu Grunde liegenden Sachverhalt 
waren Fassadenplatten geliefert worden, die jedoch nicht die 
vereinbarte Lichtbeständigkeit aufweisen und sich unschön 
verfärbten. Als Verbesserung wurden die Platten geschliffen 
und mit einem UV-beständigen Harz bestrichen. Dadurch 
ersparte sich der Besteller die Kosten für die Entfernung von 
verschmutzten Stellen ("Regennasen"), die er sonst hätte selbst 
tragen müssen. Der Unternehmer war deshalb der Ansicht, der 
Besteller müsse sich fürdiesen VorteilS 100.000,- "anrechnen" 
lassen. 

f"a,$sq,&(M ve.rkl .. :llung tnit 
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Der OGH lehnte dies ab: Bei längeren Gewährleistungsfristen 
sei es geradezu unvermeidlich, daß sich aus der verspäteten 
Erfüllung insofern Vorteile für den Gewährleistungsberechtig­
ten ergeben, als mit der Verbesserung als Nebenwirkung auch 
Mängel beseitigt und mitsaniert werden, die inzwischen an der 
Sache entstanden sind. Daß die verspätete Erfüllung des Vertra­
ges einen beim Vertragsabschluß nicht vorhergesehenen Vor­
teil gebracht hat, berechtigt den Unternehmer nicht, für die Ver­
besserung ein "Entgelt" zu verlangen. 

Im Gegensatz dazu wird in Deutschland die Möglichkeit einer 
Vorteilsanrechnung prinzipiell bejaht. Der Vorteilsausglei­
chung sind nach deutscher Ansicht (etwa BGHZ 91, 206; lngen-
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stau-Korbion, VOB-Kommentar B § 13, Rz 247) diejenigen Vor­
teile zugänglich, die der Auftraggeber allein durch die Gewähr­
leistung erlangt. Eine Anrechnung kommt nach deutscher 
Ansicht jedoch nicht in Betracht, wenn die Vorteile ausschließ­
lich auf einer Verzögerung der Verbesserung beruhen und der 
Gewährleistungsberechtigte sich jahrelang mit einem fehler­
haften Werk begnügen mußte. 

Nach österreichischer Ansicht sind also Vorteile, die sich aus 
der Verbesserung als verspätete Erfüllung ergeben, prinzipiell 
nicht anrechenbar, während nach deutscher Meinung nur Vor­
teile aus einer verspäteten Verbesserung nicht anrechenbar 
sind. 

Für die Richtigkeit der Meinung des OGH spricht, daß der 
Gewährleistungsberechtigte, der bis zur Verbesserung den 
Nachteil der Mangelhaftigkeit hinnehmen mußte, zumindest als 
Ausgleich dafür auch allfällige Vorteile, die sich durch die Ver­
besserung ergeben, gratis erhalten soll ("böser Tropfen, guter 
Tropfen"). Es hängt oft vom Zufall ab, ob mit der Verbesserung 
weitere Fehler "mitsaniert" werden oder nicht, und von diesem 
Zufall soll es nicht abhängen, ob der Gewährleistungspflichtige 
für die Verbesserung auch noch ein Entgelt verlangen kann. 

Anderes könnte nur bei inkongruenten Vorteilen gelten, etwa 
wenn durch Neukonstruktion verbessert wird - was der 
Gewährleistungsberechtigte als taugliche Verbesserung idR 
annehmen muß (WBI1988, 375), sodaß nunmehr durch die Ver­
besserung eine erhebliche höherwertige Leistung erbracht 
oder eine ganz unverhältnismäßig höhere "Lebensdauer" des 
Werkes erreicht wird. 

4. Das Zurückbehaltungsrecht 

Liegt ein behebbarer Mangel vor, und wählt der Gewährlei­
stungsberechtigte den Verbesserungsanspruch, so kann er bis 
zur Bewirkung der Verbesserung das gesamte aushaftende 
Entgelt unter Berufung auf§ 1052 ABGB ("Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages") zurückhalten. 

Dieses Leistungsverweigerungsrecht hat im wesentlichen zwei 
Funktionen: 
a) Es soll Druck auf den Gewährleistungspflichtigen ausüben, 
die Verbesserung möglichst rasch vorzunehmen; 

b) und der GewährJeistungsberechtigte soll für den Fall gesi­
chert werden, daß der Unternehmer nicht verbessert und er 
sohin gezwungen ist, einen Dritten zu beauftragen. 

Nach ständiger Rechtsprechung steht das Recht auf Leistungs­
verweigerung dem Gewährleistungsberechtigten auch bei bloß 
teilweiser Mangelhaftigkeit und auch bei Vorliegen von geringen 
Mängeln zu, auch wenn das Werk oder die Sache mittlerweile 
benützt werden können. 

Dagegen hat sich Koziol (Die Grenzen des Zurückbehaltungs­
rechts bei nicht gehöriger Erfüllung, ÖJZ 1985, 737) gewandt 
und die Ansicht vertreten, der Betrag, der zurückgehalten wer­
den dürfe, müsse im Verhältnis dazu stehen 

a) inwieweitder Unternehmerohnedies zur Verbesserung bereit 
sei; 

b) inwieweit das Werk benützbar sei; 

c) welche Summe erforderlich sei, um Druck auf den Unter­
nehmer auszuüben. 
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Folgt man der Meinung Koziols, so wäre das Zurückbehal­
tungsrecht - infolge der Vielzahl der zu berücksichtigenden 
Faktoren - äußerst schwer handhabbar, und überdies könnte 
der Betrag, der zu Recht zurückbehalten werden darf, in der 
Regel erst durch Sachverständigengutachten im Prozeß genau 
fixiert werden. 
DerOGH ist der Lehre Koziols nicht gefolgt und hatauch in jün­
geren Entscheidungen (etwa WBI1987, 37; WBI1988, 376) wei­
terhin -judiziert, daß der die Verbesserung fordernde Gewähr­
leistungsberechtigte grundsätzlich das gesamte Entgelt bis zur 
Mängelbehebung zurückbehalten darf. Grenze ist nur die Schi­
kane. 
Als Zugeständnis werden jedoch die von Koziol für relevant 
erklärten Faktoren zur Auslegung des Begriffs "Schikane" her­
anzgezogen: 
Nach jüngerer Rechtsprechung liegt Schikane nicht nur dann 
vor, wenn die Absicht, den Gewährleistungspflichtigen zu schä­
digen, der einzige Grund für die Zurückhaltung des Werklohns 

Dipl.-lng. Norbert Glantschnigg 

ist, sondern auch dann, wenn zwischen den Interessen der Ver­
tragsparteien ein krasses Mißverhältnis besteht. 

So wird beispielsweise der Gebrauchstauglichkeit des Werkes, 
der Willigkeit des Unternehmers zur Verbesserung und der 
Leichtigkeit, mit der der Besteller einen Dritten mit der Verbes­
serung beauftragen könnte, Bedeutung zugemessen; ebenso 
kommt es auf die Zielstrebigkeit an, mit der der Besteller seine 
Gewährleistungsansprüche verfolgt. 

ln ecolex 1990,82 (= JBI1990, 248) wurde Schikane angenom­
men, wenn der Besteller bei einem Verbesserungsaufwand von 
S 500,- (es ging um umfangreiche Tischlerarbeiten, bei denen 
schließlich eine Bank knarrte und zwei Schlösser falsch mon­
tiert waren) S 160.000,- zurückhielt. 

Für die Berechtigung zur Zurückbehaltung des gesamten 
Werklohnes kommt es aber nicht darauf an, ob etwaige Mängel 
bereits zu (weitergehenden) Schäden geführt haben (ecolex 
1990, 677). 

Zivilingenieur für Bauwesen, allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 
Bautechnische Versuchs- und Forschungsanstalt Salzburg 

Die Bedeutung der Untergrundtemperatur 
beim Beschichten von Betonbauteilen 
und Zementestrichen mit Reaktionsharzen 
Einleitung 

Bausachverständige werden nicht selten mit scheinbar "unerklär­
baren" Ablösungen Epoxidharz-gebundener Beschichtungen von 
Betonoberflächen konfrontiert. Auch praxiserprobte Beschich-

Bild 1: Beschichtungsablösung 
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tungssystem6 mit entsprechenden Gütenachweisen sind davon 
nicht ausgenommen. 

Für die Beurteilung derartiger Schadensfälle hinsichtlich ihrer Ursa­
chen sind sowohl das Materialverhalten dieser Beschichtungen als 
auch die bauphysikalischen Randbedingungen am Objekt zu 
berücksichtigen. 

Epoxidharz-gebundene Beschichtungen 

Epoxidharz-gebundene Beschichtungen werden verwendet auf 
Betonoberflächen in Abwasserbeseitigungsanlagen zur Herstel­
lung einer erhöhten Widerstandsfähigkeit gegen chemische 
Angriffe, im Industriefußbodenbau als staubfreie, mechanisch und 
chemisch beanspruchbare Oberfläche und in der Betoninstandset­
zung. 

Epoxidharze sind härtbare Reaktionsharze und bestehen aus zwei 
Komponenten, dem Harz und dem Härter, die in genau vorgegebe­
nem Mischungsverhältnis zusammengesetzt werden müssen. 

Vor ihrer Härtung sind Epoxidharze lineare Polymere, die zwei reak­
tionsfähige Gruppen enthalten, nämlich Epoxide und Hydroxyl. 
Diese Gruppen reagieren mitdem Härter und es entstehteine starke 
räumliche Vernetzung. 
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Epoxy-Harze H C-CH-
2 \/ 

0 

Epoxydri ng ( EP) 

Bild 2: Epoxidharze 

Beim Beschichten von Betonuntergründen mit gefülltem 
Epoxidharz wird auf den mechanisch vorbereiteten Betonunter­
grund zunächst eine Epoxidharzgrundierung aufgebracht. Bei 
dieser Arbeitsweise darf die nachfolgende Beschichtung in 
nicht zu großem Zeitabstand zur Grundierung erfolgen (in der 
Regel höchstens nach 24 Stunden), damit noch ausreichend 
viele reaktionsfähige Gruppen in der Grundierung vorhanden 
sind und zur dauerhaften Verbindung mit der Beschichtung bei­
tragen. 

Haftzugfestigkeit der Beschichtung 

Treten Ablösungen zwischen Epoxidharz-gebundenen 
Beschichtungen und grundierten Untergründen auf, bestimmt 
man zur Ermittlung der Ursachen für diese Ablösungen 
zunächst Lage und Verlauf der Bruchflächen bei Haftzugprü­
fungen in benachbarten Bereichen. 

Bild 3: Haftzugfestigkeiten 
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Dabei zeigt sich nicht selten eine ausgezeichnete Abreißfestig­
keit des grundierten Untergrundes (im Bild 3: 3,45 Nimm') bei 
geringer Haftzugfestigkeit der Epoxidharzbeschichtung auf 
diesem Untergrund (im Bild: 0,12 bis 0,31 Nimm2). 

Vernetzung zwischen Beschichtung und Grundierung 
Durch mikroskopische Untersuchungen kann festgestellt wer­
den, ob die Unterseite der Beschichtung "geschlossen" ist, das 
heißt, ob die räumliche Vernetzung zwischen Beschichtung und 
Grundierung fehlt, wie in Bild 4 in der diagonal verlaufenden 
dunklen Fläche erkennbar. Derartige "geschlossene" Beschich­
tungsunterseiten treten auf, wenn auf Flächen mit Kondenswas­
serniederschlag beschichtet wurde. 

Bild 4: Beschichtungsunterseite in 25facher Vergrößerung 

Kondenswasserbildung als Schadensursache 

ln vielen Fällen ist die ungenügende Vernetzung zwischen 
Grundierung und Beschichtung mit Epoxidharzen zurückzu-

Wassersättigungs- oder 

Taupunktkurve der Luft 

M 

~ 20~~~~q3~~~ 
~ 

" 

s """"'""'*~'S>!'S-c"l~--; . . ... . E ; . 
• ,t::: ·.?· . 
. ~ ~ ....... 

0 -~2;0 ~.::_~,o.::.::t:~o=::'..:;4m'--"""--~,o~::_::-d,o 
Lufttemperatur in 'C 

trockene, 
kalte Lu{! 

warme, 
feuchte Luft 

Bild 5: Wassersättigungs- oder Taupunktkurve der Luft 
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Anforderung an die Untergrundtemperatur 

Die Richtlinie "Erhalten und Instandsetzung von Bauten aus 
Beton und Stahlbeton" des ÖSTERREICHISCHEN BETONVER­
EINS (1) enthält in einer Anlage eine Tabelle über die Taupunkt­
temperatur!, der Luft in Abhängigkeitvon Temperatur und relati­
ver Luftfeuchtigkeit und die Forderung, daß die Untergrundtem­
peratur beim Beschichten von Betonbauteilen um mindestens 
2° C über der jeweiligen Taupunkttemperatur liegen muß. 

Taupunkttemperatur t, der Luft in Abhängigkeit von Tempcr<ltur und relatil'er Lurtrcudnigkeit ljl 
(= Tabeile 6 der ÖNORM B 8110 Teil 2 Seite 27) 

Lulll<m- loupu.kll<r"'"'lur 1, 'I ln 'c b<i oin<r rololivon lo!tfooehllgkol\ r "' 
~mlut J 

'o "' m "' 15% '"' m '"' '" '"' "' "' "" '"' "' '" IO,S 1!,9 ~~.~ II.~ 11,\ 2D,Q 11,4 12,7 2J,9 2S,I 26,2 21.2 18.2 nt 

" '·' 12,G \1,0 15,9 tU tU lO,i 21,7 lJ,Q H,l 1~.1 15.1 lU n.t 

'" M 11,1 IJ,I 15,0 10,6 1!,1 19,5 10.~ 11.0 1J,2 li,l 25,2 20,2 21,1 

" '·' 10,2 1?,? 14,1 15,1 11,2 18,6 1!,9 11,1 22.2 2J,J 24.J 15.1 26,1 

" '·' '·' lU 
-

13.1 u.a IG_j Ii .Ii 18,9 10,1 11,2 ?1,J ll,J 24,2 .1~,1 

" 
.., '·' 10,5 12,2 ll,9 15,) 10.7 18.~ 119,1 lD,J ll,l 2U 1J,1 14.1 

" '·' '·' "' \I,J 11,! 14,4 15,8 11,0 18,2 jl9,l 20,) 21,) 2Z.J ZJ,I 

n ... '·' '·' 10,4 12,0 ll,5 14,8 16,1 17,1 18) 19,4 1D.l li,J 11.1 

" "' ... '·' '·' II, I 12.5 IJ,! 15.1 lö,J 17,4 18,4 \9,4 lO,l 21,2 

" '·' '·' '·' '·' 10,2 11,6 1?,9 14,2 15,) 16,4 11,4 18,4 19,) ;~ 
" '·' '·' '·' ;,; I '·' 10,7 12.0 IJ,J 14.4 1~.4 \6,4 17,4 18,) 19,1 

" '·' "' '·' '·' '·' '·' 11,1 12,) 1),4 li,5 15,5 16,4 ll.J 18.2 

" 
.., '·' '·' '·' '·' ••• ]0,1 1\,l 12.5 1).5 14.5 15,4 IG,J 11,2 

" -0,6 ... '·' '·' '·' '-' '·' 10,4 11,5 12,5 1l,5 14,5 IS,J 16,2 

" -1,4 " '·' '·' '·' '·' '·' '·' 10,5 11,6 '" '" 14,, 15,2 

" -2.1 -O,l '·' '·' '·' '·' ;,; '·' '·' IO,G 11,6 12,5 ll,l 14,2 

" -1.9 -1,0 '·' '·' ;,; '·' ... '·' '·' '·' 10,0 li.S \l,l \J,? 

---:;.- -J.l -1,9 -0,1 '·' '·' '·' '·' '·' ;; '·' '·' 10,5 lU 12.2 

" -4.5 -2.6 -1.0 '·' '·' "' ... .., ,, ;; '·' '·' w,; 11,2 

" -S.l -l,4 I '·' '·' I '·' '·' '·' '·' '·' '' '·' ... ~.( 10.1 

" -6.0 -4,1 -u '·' '·' '·' '' '·' I '·' '' I .., I '·' o,; ;; 

1) ~~h""·' ,.,;,. dorl jrodlini inl<rpoli<rl"r<<n. 

Bild 6: Taupunkttemperatur 

Beschichtungsmaterialien für die Betoninstandsetzung 

Die Anforderung einer Untergrundtemperatur von mindestens 
2" C mehr als die Taupunkttemperatur der Luft muß nicht nur 
beim Beschichten von Betonbauteilen mit "gefülltem" Epoxid­
harz sondern auch bei allen anderen Instandsetzungsmateria­
lien erfüllt werden. 

Die Materialien für das Inslandsetzen von Betonbauteilen wer­
den gemäß der vorerwähnten Richtlinie des ÖBV wie folgt 
bezeichnet: 

Neubeton cc 
Spritzbeton cc 
kunststoffmodifizierter Beton PCC 
K/Z"' 0,10 ECC 

Beton mit Kunststoffzusatz PCC 
K/Z < 0,10 ECC 

Kunstharzbeton 

(Cement Concrete). 

Industriefußböden 

Bei der Herstellung von Industriefußböden aus Reaktionsharz 
(Epoxidharz) sollten die Merkblätter des BUNDESVERBANDES 
ESTRICH UND BELÄGE e. V. (BEB) beachtet werden. ln diesen 
Merkblättern ist der Hinweis enthalten, daß bei Ausführung der-
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artiger Beschichtungen das Raumklima und die Untergrund­
temperatur durch Messungen festzustellen und zu beurteilen 
sind. Auf die Gefahren der möglichen Kondenswasserbildung 
am Untergrund wird in den Merkblättern ausdrücklich hingewie­
sen. 

Schlußfolgerung 

Beim Beschichten von Betonbauteilen und Industrieestrichen 
mit Reaktionsharzen ist eine Untergrundtemperatur von minde­
stens +2" C mehr als die Taupunkttemperatur der Luft gemäß 
Bild 6 unbedingt einzuhalten. 

Dadurch werden Beschichtungsablösungen vermieden. Auf­
gabe des Führungspersonales ausführender Firmen ist es, 
diese Information an ihre Fachkräfte weiterzugeben. Bausach­
verständige sollten bei der Ermittlung der Ursachen von 
Beschichtungsablösungen nicht nur die Materialeigenschaften 
der Beschichtung sondern auch die bauphysikalischen Rand- ( .,._

1 bedingungen bei Ausführung der Arbeiten berücksichtigen. ~ 

Literaturhinweise: 
(1) Richtlinie Erhaltung und Instandsetzung von Bauten aus Beton, 

Stahlbeton, Teil 1 - Anwendung, Herausgeber: ÖSTERREICHI­
SCHER BETONVEREIN, Wien, Ausgabe Dezember 1990. 

(2) BEB-Arbeitsblätter des BUNDESVERBANDES ESTRICH UND 
BELAG e. V., Industriestraße 19, D-5210 Troisdorf, 1985 bis 1987. 

(3) Zeugnisse der staatlich autorisierten BAUTECHNISCHEN VER­
SUCHS- UND FORSCHUNGSANSTALT SALZBURG, Alpenstraße 
157, 5020 Salzburg, 1983 bis 1993. 
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Dipl.-lng. Dr. Michael Meschik 

Institut für Verkehrswesen, Univ. f. Bodenkultur, Wien 

Breitenermittlung von Fahrstreifen - Der Platz­
bedarf von verschiedenen Fahrzeugen bei der 
Kurvenfahrt - Schleppkurvensimulation am PC 

1. Allgemeines 

Es ist allgemein bekannt, daß ein Fahrzeug bei der Fahrt durch einen 
Bogen eine wesentlich breitere Fläche beansprucht als bei der 
Geradeausfahrt. 

Bei der Fahrt durch einen Bogen werden die ungelenkten Hinterrä­
der des Fahrzeuges umso stärker zur Kurveninnenseite hin abwei­
chen, je länger der Abstand von der Fahrzeugfront bis zu diesen Hin­
terrädern (• Länge der Fahrzeugdeichsel) ist und je stärker die Vor­
derräder eingeschlagen sind. Auch die Länge der zurückgelegten 
Strecke spielt eine Rolle, da sich erst nach einer gewissen Fahr­
strecke die maximale Verbreiterung ausbilden kann. Bei Untersu­
chungen wird meist die Fahrt des Fahrzeuges dadurch gesteuert, 
daß ein "Führungspunkt" im Bugbereich des Fahrzeuges entlang 
einer Kurve geführt wird. Diese Kurve wird dann als Leitkurve oder 
Leitlinie bezeichnet. Der Abstand von dieser Leitkurve zur Hinter­
achse, welche die geschleppten Räder trägt, wird als Schleppmaß 
bezeichnet. Die Bahn, die das innenliegende Rad beschreibt, wird 
Schleppkurve genannt (sh. Abb. 1 ). Die Flanke des Fahrzeuges bil­
det dabei die Tangente an die Schleppkurve. 

1.1 Stationäre Fahrt 

Die Verhältnisse bei der stationären Fahrt (d. h. bei der theoretisch 
unendlich langen Fahrt) im Kreisbogen können sehr einfach behan­
delt werden und sind daher schon sehr früh beschrieben und ver­
wendet worden. Die Ermittlung der maximalen Verbreiterung, die ein 
Fahrzeug bei der Fahrt im Wendekreis benötigt, wird in Abbildung 1 
besctlrieben. 

Da die Verlängerung der Hinterachse durch den Mittelpunkt des 
Wendekreises geht- welchergleichzeitig auch Mittelpunktdes Leit­
linienkreises ist- kann aus dem dadurch entstehenden rechtwinke­
ligen Dreieck mit dem Lehrsatz des Pythagoras bei bekanntem 
Wendekreisradius und zulässiger Verbreiterung die maximale 
Länge der Fahrzeugdeichsel berechnet werden und umgekehrt bei 
bekannter Länge der Fahrzeugdeichsel die maximale Verbreiterung 
zu einem gegebenen Radius ermittelt werden. Dieses Verfahren lie­
fert allerdings nur die maximale Verbreiterung und keine Aussagen 
darüber, wie die Bereiche mit zu- oder abnehmender Verbreiterung 
beschaffen sind. 
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Abb. 1 : Die Länge der Fahrzeugdeichsel D bestehend aus dem Achsab­
stand a ·und aus dem vorderen Achsüberstand uv bestimmt den 
maximalen Breitenbedarf in der stationären Bogenfahrt Wenn das 
Fahrzeug mit dem "Führungspunkt" (in diesem Fall der linken vor­
deren Fahrzeugecke) an der "Leitkurve" {dem äußeren Bogen) ent­
langgeführt wird, erzeugt die Karosserie im Bereich des rechten 
Hinterrades die "Schleppkurve" als innere Begrenzung des Flä­
chenbedarfes. 

1.2 Gesetzliche Grundlagen 

Diese grundlegenden Zusammenhänge bei der stationären Fahrt 
haben auch Eingang in die gesetzlichen Bestimmungen größte 
zulässige Abmessungen der Fahrzeuge und maximaler Wende­
kreishalbmesser, sowie maximale Verbreiterung) gefunden. ln 
Osterreich ist dies im KFG [10] und in der KDV [11] festgeschrieben. 

Die Fahrzeugbreite b und die maximal erforderliche Verbreiterung 
im" (sh. Abb. 1) werden in den gängigen Straßenverkehrsvorschrif­
ten zusammengelaßt als "überstrichene Kreisringbreite" für die 
größten zulässigen Kraftfahrzeuge angegeben. 

ln Osterreich findet man die höchstzulässigen Fahrzeugabmessun­
gen im Kraftlahrgesetz (§ 4Z.6 b KFG) [10]. Die größte Breite beträgt 
2,50 m bzw. 2,60 m für Kühlfahrzeuge. Bei den maximalen Längen­
abmessungen gelten die Maße: 12m für das Einzelfahrzeug, 18m 
für Gelenkfahrzeuge und Kraftwagen mit Anhängern, sowie16m für 
Sattelkraftfahrzeuge. 
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ln der zugehörigen Durchführungsverordnung (KDV) [11] wird 
festgelegt: 

"Der Durchmesser des Wendekreises eines Kraftfahrzeu­
ges im Sinne des§ 2 Z. 37 c KFG [10] darf22m nicht über­
schreiten. Wenn mit dem äußersten Punkt eines Fahrzeuges 
ein Kreis mit einem Durchmesser von 24 m beschrieben 
wird, darf die Breite des Kreisringes, der durch den äußer­
sten und Innersten Punkt des Fahrzeuges bei der Kreisbe­
wegung beschrieben wird, 6,7 m nicht überschreiten."(§ 6 
Z. 2 KDV [11 ]). 

Der Wendekreis wird in § 2 Z. 37 c KFG [10] definiert als: 

" ... der Kreis, den der äußerste Punkt eines mit größtem Ein­
schlag der Lenkvorrichtung fahrenden Fahrzeuges 
beschreibt." 

Aus dem Außendurchmesser von 24 m und der maximal über­
strichenen Kreisringbreite von 6,70 m kann eine maximal zuläs­
sige Fahrzeugdeichsel Dmax von 9,12 m für das Einzelfahrzeug 
errechnet werden, wenn eine Fahrzeugbreite b = 2,50 m voraus­
gesetzt wird. Bei breiteren Fahrzeugen (z. B. Kühlwagen mit b = 

2,60 m) wäre Dm~ geringer (b = 2,60m, Dm~ = 9,03 m). 

ln Deutschland erlaubt die StVZO [18] in Übereinstimmung mit 
der EG-Richtline 84/3/EWG (sh. z. B. Becker [1]) eine maximale 
Kreisringbreite von 7,20 m bei einem Wendekreisradius von 
12,5 m. Die daraus resultierende maximale Fahrzeugdeichsel­
länge bei b = 2,50 m ist dementsprechend länger als in Öster­
reich und beträgt Dmax"" 9,77 m. 

1.3 Instationäre Fahrt 
Derartige stationäre Verhältnisse treten allerdings im normalen 
Verkehrsgeschehen kaum auf - ist doch zum Erreichen der 
maximal möglichen Verbreiterung bei einem großen Verhältnis 
von Deichsellänge zu Radius (Verhältniszahl D/R) das Durch­
fahren eines langen Bogens verbunden mit einer Richtungsän­
derung von weit über 100' notwendig [12]. Selbst dann, wenn die 
maximale Verbreiterung auftritt, ist der überwiegende Teil der 
Verbreiterung von einer einleitenden Schleppkurve (zuneh­
mender Platzbedarf) und einer ausleitenden Schleppkurve 
(abnehmender Platzbedarf) bestimmt. 

Die Behandlung von realen Fällen erfodertdaher kompliziertere 
Verfahren als die oben beschriebene Lösung der stationären 
Fahrt. 

Diese Verfahren, mit denen sich auch die instationären 
Zustände beschreiben lassen, können grob in 4 Gruppen einge­
teilt werden: 

1) Graphische Verfahren 
2) Modellversuche 
3) praktische Fahrversuche 
4) Numerische Verfahren 

Es wäre zu umfangreich, hier die einzelnen Verfahrensgruppen 
detailliert zu besprechen 11. Es folgt daher nur eine sehr kurze 
Erläuterung. 

• Bei den graphischen Verfahren wird über z. T. empirisch 
ermittelte Zeichenvorschriften schrittweise die Lage der 
Deichsel bestimmt. Diese Methoden werden bei mehrtei­
ligen Fahrzeugen schnell unübersichtlich. 

l) Eine systematische Gliederung ist z. B. in [15] enthalten. 
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• Bei den Modellversuchen wird das betreffende Fahr­
zeug maßstäblich nachgebaut, daß Modell an bestimm­
ten Stellen mit Schreibstiften bestückt und somit bereits 
bei der Versuchsfahrt der Platzbedarf aufgezeichnet. 

• Praktische Fahrversuche sind sehr aufwendig und wer­
den für komplizierte Fahrzeuge oder Aufgabenstellungen 
durchgeführt, bzw. für Eichmessungen zur Überprüfung 
der anderen Verfahren eingesetzt. 

• Numerische oder analytische Verfahren dienen der 
Berechnung der Fahrzeugstellung unter Simulation der 
tatsächlichen Verhältnisse. 

Gewisse Rahmenbedingungen müssen für alle Verfahren vor­
her festgelegt werden. Grundsätzlich sollten möglichst viele 
Daten und Unterlagen verfügbar sein. Es gilt aber auch der 
Grundsatz, daß das Ergebnis mit dem AufWand in einem sinn­
vollen Zusammenhang stehen muß. 

1.4 Numerische Verfahren 
Die numerisch-analytischen Methoden zur Berechnung der 
Schleppkurven von Fahrzeugen gewinnen eine immer größere 
Bedeutung, da die Rechenanlagen laufend leistungsfähiger 
und billiger werden, aber auch die zulässigen Fahrzeugabmes­
sungen regelmäßig hinaufgesetzwerden und/ oder einfach die 
Anforderungen der Sachverständigen ständig steigen. 

Die Vorteile der numerischen Verfahren liegen neben der 
Geschwindigkeit der Lösungstindung auch in der Möglichkeit, 
verschiedene Varianten am Computer interaktiv zu simulieren, 
um möglichst rasch die geeignetsie Lösung herauszufinden. 
Erst dann wird das Ergebnis als maßstäbliche Zeichnung aus­
gegeben. 

1.5 Berechnungsverfahren 
ln der Literatur werden im wesentlichen zwei rechnerische Ver­
fahren beschrieben, welche die analytische Berechnung von 
Schleppkurven ermöglichen. Diese stammen von Everling/ 
Schoss [2] und Hainemann [8]. 

Hainemann entwickelte z. B. ein Verfahren, welches die mathe­
matisch exakten Schleppkurven für die Gerade (sh.Abb. 2) und 
für den Kreis (sh. Abb. 3) verwendet. 

-

Abb. 2: Die Schleppkurve derGeraden wird durch den Endpunkt 
der Deichsel erzeugt. 

r 
Abb. 3: Zwei Schleppkurven des Kreises mit unterschiedlicher 

Ausgangsstellung der Deichsel. 
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Da diese exakten Lösungen bereits sehr komplizierte Glei­
chungssysteme ergeben, konnte er aber keine "allgemeine" 
Schleppkurvenlösung entwickeln, sondern mußte andere Kur­
ven durch Geraden- und Kreisbogenstücke annähern. Dies ist 
bei analytisch genau definierten. Kurven wie z. B. bei einer 
Klothoide noch gut möglich, erfordert aber einen großen Auf­
wand, wenn man sich nicht von vornherein auf eine be­
schränkte Anzahl analytisch definierter Kurventypen (Kreis­
bogen, Klothoide, Gerade etc.) festlegen möchte. Außerdem 
erhebt sich bei einer solchen Vorgangsweise die Frage, warum 
zuerst eine hohe Genauigkeit angestrebt wird, wenn diese 
durch anschließende Näherungsannahmen wieder verloren 
geht. 

Das mag mit ein Grund dafür sein, warum viele der dem Verfas­
ser bekannten Versuche der elektronischen Berechnung von 
Schleppkurven an dem von Everling/Schoss bereits 1966 ver­
öffentlichten Verfahren [2] orientiert sind. Bei diesem Verfahren 
wird über die Abstandsbeziehung zwischen vorderem und hin­
terem Ende des Schleppmaßes (= Deichsellänge) und über die 
Lageänderung desvorderen Deichselendes die Lage des hinte­
ren Deichselendes und damit die Schleppkurve ermittelt. 

Das Verfahren von Everling/Schoss hat den großen Vorteil, daß 
es für beliebig geformte Leitlinien- und daher sehr flexibel- ein­
gesetzt werden kann. Die Möglichkeit, allgemeine Kurven als 
Leitlinien verwenden zu können, ist vor allem bei der Berech­
nung mehrteiliger Fahrzeuge (sog. Gliederfahrzeuge wie z. B. 
LKW-Zug, Sattelschlepper, Gelenkbus usw.) außerordentlich 
wichtig. Das Zugfahrzeug erzeugt bei der Fahrt mit seiner 
Anhängevorrichtung ("Anhängepunkt") eine Kurve, die dem 
Anhänger als Leitlinie dient. Selbst dann, wenn die Leitkurve 
des Zugfahrzeuges aus Geraden und Kreisbogen zusammen­
gesetzt wurde, ist die Kurve des Anhängepunktes bereits eine 
allgemeine Kurve. 

1.6 Verschiedene Programme 
Bei den Voruntersuchungen zu Schleppkurvenmessungen für 
die Stadt Wien [13] und auch später bei weiteren Literaturre­
cherchen hat sich herausgestellt, daß es im deutschsprachigen 
Raum kaum EDV-Programme gibt, die zur Berechnung prak­
tisch auftretender Fälle geeignet sind. Entweder sind die Pro­
gramme nur auf Großrechenanlagen verfügbar, können nur 
zusammen mit umfangreichen und daher meistens teuren Pro­
gammpaketen (z. B. zur Straßenachsberechnung) erworben 
werden, oder es handelt sich um graphisch-analytische Verfah­
ren- um die Nachprogrammierung graphischer Verfahren- mit 
all ihren Nachteilen. Außerdem schien kein Programm dafür 
geeignet zu sein, die vom Autor beabsichtigten Erweiterungen 
und geplanten Lösungsverfahren mit vertretbarem Aufwand 
einzubeziehen. Zur effizienten Berechnung von verschieden­
sten praktischen Fragestellungen sollten möglichst vielfältige 
Variationsmöglichkeiten mit einem Programm realisierbar sein. 

2. SISKURV - ein Simulationsprogramm 
Vom Autor wurde zur Simulation von Fahrzeugbewegungen ein 
EDV-Programm entwickelt" und auch zur Herstellung der nach­
folgenden Abbildungen verwendet, welches aufgrundder oben 
erwähnten Vorteile die Schleppkurvenberechnung nach Ever­
ling/Schoss verwirklicht. Im folgenden werden das Berech-
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nungsverfahren und einige der zahlreichen Möglichkeiten, die 
dieses Programm bei der Simulation der Fahrzeugbewegungen 
bietet, an Hand von Abbildungen erläutert. 

2.1 Das Berechnungsprinzip - Stabmodell des Fahrzeuges 

Grundsätzlich kann man vereinfachend das Fahrzeug in einer 
ersten Überlegung auf die Deichsel reduzieren. Man erhält 
dadurch ein sogenanntes Stabmodell, welches zwar die Län­
genelemente des zu untersuchenden Fahrzeuges aufweist, 
aber die Breite b = 0 besitzt. Dies ist für die Erfordernisse der 
Simulation äußerst günstig. Die schrittweise Berechnung der 
Schleppkurve des Hinterradpunktes dieses Stabmodells ergibt 
jeweils die Lage der FahrzeugdeichseL Um diese Deichsel kann 
anschließend ein Fahrzeugumriß aufgebaut werden. Dazu wird 
der Fahrzeugdeichsel ein relatives Koordinatensystem mit 
"Rechts" und "Zurück" Koordinaten zugeordnet (sh. Abb. 4). ln 
diesem Koordinatensystem können auch beliebige Punkte defi­
niert und ihre Spuren während der Fahrt verfolgt werden. 

Prinzipiell kann dieses Stabmodell an beliebiger Stelle im unter­
suchten Fahrzeug liegen, d. h. irgendwo zwischen linker und 
rechter Flanke. Es hat sich als günstig erwiesen, die Fahrzeug­
längsachse zu verwenden, da dies sowohl dem Vorstellungsver­
mögen zugute kommt als auch eine einheitliche (meist symme­
trische) Zusammenstellung der zu untersuchenden Fahrzeuge 
erlaubt. 

Der Vorteil dieses Berechnungsverfahrens mit dem Stabmodell 
liegt in der großen Flexibilität. Nachdem die Lage dieses Stabes 
berechnet wurde, können relativ dazu beliebige Punkte des 
Fahrzeugumrisses und auch Punkte innerhalb und außerhalb 
des Fahrzeuges während der Fahrt untersucht werden. 
Dadurch können z. B. Simulationen mit Sonderaufbauten durch­
geführt werden oder der Platzbedarf von Fahrzeugen mit 
bereits enthaltenem Sicherheitsabstand erzeugt werden. 

Stabmodell 
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Abb. 4: Das Stabmodell mit dem "Rechts-" und "Zurück-" Koordinaten­
system als Rückgrat eines Fahrzeuges. Gleichzeitig zeigt diese 
Abbildung den Aufbau und die wichtigsten Abmessungen 
eines (Teii)Fahrzeuges, wie es in SISKURV verwendet wird. 

2.2 Einige Möglichkeiten der Simulation 

2.2.1 Vorgaben 

Als Ausgangsbasis einer Simulation mit SISKURV muß (neben 
der Definition eines Fahrzeuges) immer eine Leitlinie zur Füh­
rung der Fahrzeuge angegeben werden.ln den folgenden sche­
matischen Beispielen wird immer dieselbe sehr einfache Leit-
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Iinie verwendet. Diese setzt sich zusammen aus einer einleiten­
den Geraden, einem Halbkreis (Rechtsbogen) und einer auslei­
tenden Geraden. Zur Angabe dieser Leitlinie sind lediglich die 
eingezeichneten 7 Punkte notwendig (sh. Abb. 5). 

2.2.2 Darstellungsmöglichkeiten 

ln der Simulation der Fahrt kann nun das im vorigen Abschnitt 
beschriebene Stabmodell bzw. die Fahrzeugdeichsel mit dem 
Vorderende entlang der Leitlinie geführt werden. Das Ende die­
ses Stabes beschreibt die Schleppkurve (sh. Abb. 6). Damit ist 
ein wichtiger Abschnitt der Konstruktionsarbeit bereits geleistet. 

-

Abb. 5: eine einfache schematische Leitlinie zur Führung eines Fahr­
zeuges. 

-

Abb. 6: Das vereinfachte Fahrzeug -als "Stabfahrzeug" nur aus der 
Deichsel bestehend - wird an der Leitlinie entlanggeführt 
Das Ende der Deichsel beschreibt die Schleppkurve. Die 
Deichsel wurde in jedem Berechnungsschritt eingezeichnet. 

An dieser Deichsel kann nun mittels relativem Koordinatensy­
stem die Karosserie des Fahrzeuges orientiert und aufgebaut 
werden. Dabei ist es belanglos, ob die Deichsel an der linken 
oder rechten Seite des Fahrzeuges oder irgendwo dazwischen 
liegt (sh. Abb. 7). Auch eine Lage außerhalb des Fahrzeuges ist 
prinzipiell möglich. 

Der Fahrzeugumriß kann mehrfach eingezeichnet werden, die 
Darstellung der Deichsel ist damit nicht mehr nötig (sh. Abb. 8). 

Die Darstellung des Karosserieumrisses ist zwar sehr anschau~ 
lieh und leicht verständlich, für technische Anwendungen inter­
essieren jedoch viel mehr die Umhüllenden des entstehenden 
Flächenbedarfes, also die äußere und die innere Hüllkurve. 
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Abb. 7: An dergeschleppten Deichsel, die in diesem Fall an derlinken 
Flanke des Fahrzeuges liegt, wird die Fahrzeugkarosserie 
orientiert. Der Karosserieumriß wurde nur bei jedem zehnten 
Berechnungsschritt eingezeichnet. 

-

Abb. 8: Die Darstellung des Fahrzeuges erfolgt hier durch ein mehr­
faches Einzeichnen des Umrisses. Der Platzbedarf wird deut­
lich erkennbar. 

Diese können erhalten werden, wenn man die maßgeblichen 
Punkte des Fahrzeuges während der Fahrt verfolgt (sh. Abb. 9). 
Es können auch mehrere Punkteam Fahrzeug verfolgt werden 
(sh. Abb. 10). Es ist aber fast immer zweckmäßig, die Anzahl der 
Punkte, deren Spuren gezeichnet werden, durch eine sachkun­
dige Auswahl auf das unbedingt notwendige Minimum zu 
beschränken. e 

Abb. 9: Die maßgebenden Punkte an der Karosserie erzeugen die 
äußere und innere Hüllkurve. ln diesem Fall wird die äußere 
Hüllkurve bereits von der Leitlinie vorgegeben. Lediglich der 
äußere hintere Eckpunkt schwenkt zu Beginn des Bogens 
kaum merklich nach außen aus. Die innere Hüllkurve entsteht 
durch die Karosser'1e im Bereich der Hinterachse. Der Fahr­
zeugumriß muß nicht mehr dargestellt werden. Es ist aller­
dings günstig, das Fahrzeug einmal zu Beginn und noch ein­
mal am Ende der Fahrt einzuzeichnen. 
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Die Lage dieser Punkte wird im relativen Koordinatensystem 
des Fahrzeuges -also relativ zur Fahrzeugdeichsel - angege­
ben (sh. Abb. 4). Daher sind die Punkte zwar fest mit dem Fahr­
zeug verbunden, müssen aber nicht auf der Karosserie liegen, 
sondern können sich auch innerhalb oder außerhalb des Fahr­
zeugumrisses befinden. Letzteres ermöglicht z. B. die Berech­
nung von Einsatzfahrzeugen mit Drehleitern oder von Fahrzeu­
gen mit überstehender Ladung oder Sonderaufbauten (sh. 
Abb. 11). 

-

Abb. 10: ln diesem Fall werden die Spuren von 8 Punkten am Fahrzeug 
während der Fahrt gezeichnet. Bei einem Vergleich mitAbb. 9 
fällt auf, daß die zusätzlichen Punkte für den Platzbedarf nicht 
maßgebend sind und während der Fahrt immer innerhalb der 
in Abb.9 bereitsvorhandenen inneren und äußeren Hüllkurve 
liegen. 

Abb. 11: Dieses Fahrzeug wird berechnet wie in Abb. 9 jedoch zusätz­
lich mit zwei außerhalb der Karosserie befindlichen Punkten 
(z. B. sperriges Ladegut bei einem Baufahrzeug). Ein Punkt 
liegt in der Verlängerung der linken Flanke vordem Fahrzeug, 
der zweite in der Längsachse hinter dem Fahrzeug. Der Platz­
bedarf wird durch diese Ladung wesentlich größer. 

2.2.3 Berechnung mehrteiliger Fahrzeuge 
Mehrteilige Fahrzeuge können im Prinzip wie die Einzelfahr­
zeuge behandel und dargestellt werden. Bei einem LKW mit 
Anhänger wird zuerst das Zugfahrzeug geführt und dabei mit 
der Spur des Anhängerpunktes die Leitlinie für den Anhänger 
erzeugt. An dieser zweiten Leitlinie wird dann der Anhänger in 
zwei Schritten nachgeführt 

Zuerstwird mit der Anhängerzugstange die Spur des Drehkran­
zes der Anhängervorderachse erzeugt und an dieser dritten 
Leitlinie der eigentliche Anhänger entlangbewegt Das letzte 
innere Rad des Gliedfahrzeuges fährt dann am weitesten innen 
und erzeugt so die innere Hüllkurve (sh. Abb. 12). 
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Abb. 12: Fahrt eines Fahrzeuges mit einem Anhänger. Der Anhänger 
gerät am weitesten nach innen und erzeugt mit dem inneren 
Hinterrad die innere Hüllkurve. Wie groß dieser Mehrbedarf 
gegenüber dem Zugfahrzeug ausfällt, ist leicht ersichtlich, da 
die Spur des inneren Hinterrades des Zugfahrzeuges eben­
falls eingezeichnet wurde. 

Das Berechnungsprinzip kann im wesentlichen gleichartig auch 
für andere Gliederfahrzeuge, wie z. B. Sattelschlepper und 
Gelenkbusse ohne Nachläufersteuerung, verwendet werden. 

2.2.4 Berechnung von Sonderfahrzeugen 
Einerderwichtigsten Anreize zur Entwicklung des Programmes 
SISKURV war die bis dahin ungelöste Frage nach der Berech­
nung von Fahrzeugen mit gelenkter Nachläuferachse (Gelenk­
busse). Das Fahrverhalten und vor allem die Ausscherbewe­
gungen derartiger Fahrzeuge werden von den übrigen Ver­
kehrsteilnehmern oft falsch eingeschätzt. Dies kann an den 
beschädigten Heckpartien der Gelenkbusse deutlich ersehen 
werden. Eine Berechnungsmöglichkeit war daher von vielen 
Seiten gewünscht worden. Diese Möglichkeit konnte mit einem 
neuentwickelten Berechnungsverfahren geschaffen werden 
[15]. 9ie neue Methode wurde an den in einer Voruntersuchung 
[13] gewonnenen Hüllkurven geeicht. Es können damitdie Fahr­
ten von Fahrzeugen simuliert werden, welche die Lenkung der 
Nachläuferachse in Abhängigkeit vom Knickwinkel zwischen 
den beiden Fahrzeugteilen - Zugfahrzeug und Nachläufer -
steuern. Solche Gelenkbusse werden z. B. von MAN ÖAF Gräf & 
Stift erzeugt und sind in Österreich u.a. in der Bundeshauptstadt 
und in einigen Landeshauptstädten im Einsatz. 
Es können nunmehr die Fahrverläufe derartiger Gelenkbusse 
ebenfalls simuliert und aufgezeichnet werden. Ein schemati­
sches Beispiel zeigt Abb. 13. Durch die aktive Auslenkung der 
Räder der letzten Achse zur Kurvenaußenseite benötigt ein der­
artiger Gelenkbus auf der Kurveninnenseite wesentlich weniger 
Platz als ein Fahrzeug ohne Nachläuferlenkung bzw. ein etwa 
gleich großer Lkw-Zug. Allerding ist bei diesen Fahrzeugen 
nicht mehr das letzte innenliegende Rad für die innere Hüllkurve 
des Platzbedarfes zuständig, da es ja nach außen gelenkt wird, 
sondern ein längerer Bereich an der Flanke des Nachläufers 
(sh. Abb. 13). 

2.2.5 Einstellmöglichkeiten 
Nachdem nun einige der verwendbaren Fahrzeugtypen und 
Fahrzeugkombinationen sowie verschiedene Darstellungs­
möglichkeiten gezeigt wurden, soll nachfolgend auch kurz auf 
einige der verfügbaren Zusatzinformationen eingegangen wer­
den. 
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Abb. 13: Fahrt eines Gelenkbusses mit gelenktem Nachläufer (sche­
matisch) (vgl. Abb. 12). Die Spuren der innenliegenden Hinter­
räder von Zugfahrzeug und Nachläufer sind eingezeichnet. 
Deutlich ist zu erkennen, daß die Flanke des Nachläufers 
noch weiter nach innen gelangt. 

Um demAnwendereine Fülle von Simulationsmöglichkeiten zu 
eröffnen, wurde eine Reihe weiterer Optionen geschaffen, mit 
deren Hilfe die Berechnungsparameter verändert werden kön­
nen, um Ablauf und Darstellung der Fahrt des Fahrzeuges zu 
beeinflussen. 

Menügesteuert können unter anderem: 
- Diskettenlautwerk und Datenverzeichnis für den Daten­

transfer eingestellt werden, 
- die Werte verschiedener Variablen auf Dateien gespei-

chert, eingelesen gedruckt usw. werden, 
- Einstellungen an Fahrzeugen durchgeführt werden, 
- Einstellungen an Leitkurven vorgenommen werden, 
- Einstellungen der Ausgabemöglichkeiten vorgenommen 

werden und 
- sonstige Steuerungsfunktionen aktiviert bzw. verändert 

werden. 

Die Aufzählung aller Möglichkeiten im Rahmen dieser Darstel­
lung würde zu weit führen und ist auch kaum möglich, da ver­
schiedene Einstellungen einander gegenseitig beeinflussen 
und dadurch unzählige Variationsmöglichkeiten entstehen. Ein 
Überblick kann aus [15] gewonnen werden. 

Die zahlreichen Variationsmöglichkeiten wurden geschaffen 
und teilweise auch völlig neu entwickelt, um den Anforderungen 
der Praxis gerecht zu werden. Obwohl zur Durchführung einer 
Simulation relativ wenige Einstellungen vorgenommen werden 
müssen, kann der anspruchsvolleAnwenderauch Spezialfälle 
behandeln, wobei ihm dann die vielen Optionen zugute kom­
men. 

So kann i. B. ein Lenkradeinschlag bei stehendem Fahrzeug 
simuliert werden, indem das Fahrzeug zu Beginn der Fahrt nicht 
parallel zur Tangente an die Leitlinie aufgestellt wird. (sh. 
Abb. 14). 

Besonders zahlreich sind die Möglichkeiten, die zur Gestaltung 
der Leitlinie fungieren. Es können zu Beginn und am Ende der 
Leitlinie beliebig lange Gerade oder beliebige Anfangsrichtun­
gen vorgegeben werden. Es kann die Leitlinie -und damit die 
gesamte Simulation - am Bildschirm gedreht werden, es kann 
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Abb. 14: Das Fahrzeug wird schräg aufgestellt und steht daher mit ein~ 
geschlagenen Rädern am Beignn der Leitlinie. 

aus einer beliebigen Punktspur eine neue Leitlinie erzeugt wer- ~U 
den usw. Da die Berechnung schrittweise erfolgt, kann durch die 
Unterteilung der Leitlinie in beinahe beliebig viele Schritte die 
Berechnungsgeschwindigkeit und-genauigkeitvom Anwender 
eingestellt werden. 

2.3 Beliebige Form der Leitlinie 

Die Leitlinie kann eine beliebige Form aufweisen, wodurch sich 
auch sehr komplizierte Fahrstreifenverläufe problemlos verfol­
gen lassen (sh. Abb. 15). 

Abb. 15: Eine S~förmige Leitlinie bildet die Ausgangsbasis dieser 
Simulation. 

ln Fachkreisen wird nach wie vor intensiv diskutiert, welche 
Annahmen zur Kpnstruktion praxisgerechter Hüllkurven führen 
(sh. z. B. [3, 4, 5, 6, 7, 9, 13, 14, 15, 16, 17]). Grundsätzlich kann ein 
Fahrzeug jede Kurve zwischen der Geradeausfahrt und jener 
mit dem maximalen Lenkeinschlag befahren (sh. Abb. 16). 
Bereits nach kurzer Wegstrecke kann in die entgegengasatze 
Richtung gelenkt werden. 

Aus dieser - an sich trivialen - Feststellung folgt aber, daß es 
niemals möglich sein wird, für alle auftretenden Fahrvarianten 
und alle möglichen Fahrzeuge im voraus Schleppkurvennorma-
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Iien zu konstruieren. Dies wäre zu aufwendig und die entstehen­
den Regelkurven wären immer nur ein kleiner Ausschnitt aus 
den insgesamt verfügbaren Möglichkeiten. 

Es ist daher günstiger, mit einem geeigneten EDV-Programm 
wie SISKURV bei Bedarf rasch die gerade benötigte Simulation 
durchzuführen. Für die Verwendung beliebig geformter Leitli­
nien ist der Einsatz parametrischer kubischer Spline-Funktio­
nen die mathematische Grundvoraussetzung. Dadurch wird die 
gewünschte Flexibilität erreicht und praktisch jedes geome­
trisch beschreibbare Fahrmanöver konstruierbar (sh.a. Kap. 1.5 
und Kap. 2.7). 

Abb. 16: Von einem Fahrzeug befahrbarer Bereich zwischen Gerade­
ausfahrt und maximalem Lenkeinschlag (schematisch dar­
gestellt für eine Rechtskurve). 

2.4 Abstand von der Leitlinie 
Unabhängig von allen bisher beschriebenen Möglichkeiten 
kann das Fahrzeug auch in einem bestimmten Abstand von der 
Leitlinie geführt werden. Dies ermöglicht bei Einstellung geeig­
neter Werte die Berücksichtigung von Sicherheitsabständen 
bereits mit der Simulation. So kann das Fahrzeug z. B. in einem 
gewissen Abstand an Hindernissen oder Fahrstreifenbegren­
zungen entlanggeführt werden und der Platzbedarf sehr rea­
litätsnahe nachempfunden werden (sh. Abb. 17). 

2.5 Innenliegende Leitlinie 
Häufig kommt es auch vor, daß ein Kfz um eine vorhandene 
innenliegende Bordsteinbegrenzung -wie z. B. um den Eckbe­
reich einer Kreuzung- geführtwerden muß, um den Platzbedarf 
festzustellen. Dies stellt ein etwas anderes Problem dar, da nun 
quasi die Schleppkurve als Leitlinie fungiert. 

Bis jetzt wurde nur von der Konstruktion der Schleppkurve aus­
gehend von einer außenliegenden "klassischen" Leitkurve 
gesprochen. Es kann jedoch auch eine kurveninnenliegende 
Leitkurve verwendet werden, da die Lage des Führungspunktes 
beinahe beliebig gewählt werden kann. Einzige Bedingung für 
die Berechnung ist die Anordnung des Führungspunktes (der ja 
bekanntlich fest mit dem Fahrzeug verbunden ist) vor der 
geschleppten Achse, damit diese Achse überhaupt noch 
"geschleppt" werden kann. 

Sobald der Führungspunkt so weit zurückverschoben wird, daß 
er genau auf der Höhe der geschleppten Achse zu liegen 
kommt, ist die Leitkurve mit der Schleppkurve identisch und das 
Stabmodell kann nur mehr alsTangenie an dergegebenen Leit­
(Schlepp-)kurve entlanggleiten. 

Auch in diesem Berechnungsmodus können der Fahrzeugum­
riß und einzelne Punkte lagemäßig verfolgt werden, wie es oben 
beschrieben wurde (sh.Abb.18). Dieser Fall ist relativ einfach zu 
berechnen, wenn die Richtung der Tangente an die vorgege­
bene Leitkurve bekannt ist. 

Abb. 18: Bei vorgegebener Schleppkurve, wird das Fahrzeug parallel 
zur Tangente an die Kurve geführt. 

Abbildung 18 zeigt ein relativ unbefriedigendes Bild. Im abgebil­
deten Fall müßte im Übergang zwischen den Geraden und dem 
Kreisbogen jeweils der volle benötigte Lenkeinschlag vollzogen 
bzw. zurückgestellt werden, da auch die Krümmung der Leit­
kurve von Null (Gerade) plötzlich aufdie Krümmung des Bogens 
zunimmt und nach Durchfahren des Bogens ebenso plötzlich 
wieder abnimmt. Außerdem hält das Fahrzeug keinen Abstand 
zu der vorgegebenen Begrenzung ein. Dies kann sehr elegant 
dadurch gelöst werden, daß entweder Übergangsbogen zwi­
schen Gerade und Kreisbogen plaziert werden, oder die Lage 
des Führungspunktes etwas weiter nach vorne und zur Seite 
versetzt wird. Letzteres ist besonders gut dazu geeignet, um bei 

Abb. 17: Das Fahrzeug wird in einem gewissen Abstand rechtsvon der einfach ausgeführten Bordsteinausrundungen das Fahrzeug 
Leitlinie abgerückt geführt. sehr praxisnahe zu steuern (sh. Abb. 19). 
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Abb. 19: Fahrt eines Fahrzeuges mit einem außerhalb des Fahrzeu­
ges liegenden Führungspunkt Dabei entsteht ein variabler 
Sicherheitsabstand zu dem vorgegebenen lnnenrand. Trotz 
der einfachen Leitkurve, die mit diesem Innenrand vorgege­
ben wird, entsteht ein Verlauf des Radeinschlagwinkels, der 
dem in praktischen Untersuchungen festgestellten Vertauf 
sehr nahe kommt. 

2.6 Kontrolle des Radeinschlages 
ln den meisten Fällen sieht man während der Simulation am 
Bildschirm sofort, ob ungeeignete Berechnungsparameter ver­
wendet wurden. Es soll aber nicht verschwiegen werden, daß bei 
nicht sachgemäßer Anwendung bzw. bei Nichtbeachten der 
grundlegenden Zusammenhänge und wichtigsten Fahrzeug­
eigenschaften zu enge Schleppkurven erhalten werden kön­
nen, die das Fahrzeug in der Realität gar nicht fahren kann. 

Eine derartige Gefahr birgt z. B. die Fahrt mit zu großem Ein­
schlag der gelenkten Räder. Hiertür wurde in SISKURV ein Kon­
trollmechanismus geschaffen, der die Einhaltung der für das 
entsprechende Fahrzeug zulässigen maximalen Radein­
schlagswinkel überwacht.(Dies muß übrigens auch bei den gra­
phischen Verfahren und Modellversuchen beachtet werden.) 

2.7 Besonderheiten des Verfahrens 
Bei der Anwendung von SISKURV sollte man sich der systemim­
manenten Besonderheiten bewußt sein. Da es sich beim Kern 
des Programmes um einen Algorithmus handelt, der die Bewe­
gung der Fahrzeuge mit geometrischen Mitteln beschreibt, kön­
nen auch nur geometrische Gesetzmäßigkeilen behandelt wer­
den. 

Es können daher keine Kräfte irgendeiner Art berücksichtigt 
werden. Das Fahrzeug ist gewichtslos und bewegt sich rei­
bungslos entlang seiner Leitkurve. Da keine Reibungskräfte, 
weder längs noch quer zur Bewegungsrichtung einbezogen 
werden können, ist auch ein Schlupf zwischen Reifen und Fahr­
bahn nicht vorhanden. Auch die Verformungen der Reifen, die 
für den Rollwiderstand verantwortlich sind, bleiben unberück­
sichtigt. Gleitbewegungen infolge hoher Geschwindigkeit kön­
nen ebenfalls nicht auftreten, da es keine Fahrgeschwindigkeit 
im herkömmlichen Sinn gibt. 

Dadas System keine Kräfte berücksichtigt, werden auch Seiten­
kräfte (z. R Seitenbeschleunigung bei der Bogenfahrt, Kräfte 
durch Seitenwind oder Querneigung der Fahrbahn, durch 

22 DER SACHVERSTÄNDIGE 

Schräglautwinkel der Räder usw.) nicht miteinbezogen. Len­
kungsspiel und Lenkelastizität sind durch die Vorgabe einer 
Leitlinie indirekt schon berücksichtigt. 
Die Berücksichtigung dieser verschiedenen auf das Fahrzeug 
wirkenden Einflüsse erschien auch im Sinne eines vertretbaren 
Be rech nungsautwandes als nicht gerechtlertigt, da diese Daten 
in der Praxis so gut wie nie zur Verfügung stehen und durch 
grobe Schätzwerte ersetzt werden müßten. EDV-Programme, 
welche zu viele Eingabeparameter benötigen, werden von den 
Anwendern nur ungern verwendet, da der Bedienungsaufwand 
im Vergleich zum Ergebnis mitunter zu groß wird. 

3. Anwendungen 
Nach der Darstellung derverschiedenen zur Verfügung stehen­
den Möglichkeiten in den vorigen Kapiteln soll nun im folgenden 
Abschnitt die Durchführung einer Simulation erläutert werden. 

3.1 Anwendungsmöglichkeiten 
Das Simulationsprogramm wurde bisher u. a. in folgenden 
Anwendungen getestet: 

- Ermittlung des Platzbedarfes von verschiedenen Fahr­
zeugen 

- Schaffung der Grundlagen zur Dimensionierung von 
Fahrstreifen 

- Überprüfung der Befahrbarkeil von bestehenden Stra­
ßenverkehrsanlagen 

- Überprüfung der Aussagen von Unfallbeteiligten 

3.2 Grundlagen 
Zur Durchführung einer Berechnung müssen gewisse Grund­
voraussetzungen gegeben sein. Die erforderlichen Daten wer­
den nachfolgend beschrieben und sind: 

- Fahrzeugdaten 

- Leitliniendaten 
Für jedes Fahrzeug und jede Leitlinie kann eine eigene Datei 
angelegt werden. 

3.2.1 Fahrzeugdaten 
Die Abmessungen der Fahrzeuge müssen bekannt sein. lrn 
wesentlichen sind die Fahrzeugbreiten (b), die Achsabstände 
(a) und die vorderen (uv) und hinteren (uh) Achsüberstände 
erforderlich. Bei Untersuchungen, wo sehr enge Bögen gefah­
ren werden sollen und zu erwarten ist, daß die Grenzen der 
Lenkfähigkeit erreicht werden, sind die maximal möglichen 
Radeinschläge nach links und rechts für ein Rad (EI, Er) zweck­
dienlich (sh. Abb. 4). Damit kann die in Kap. 2.6 beschriebene 
Radeinschlagkontrolle durchgeführt werden. Wenn es sich um 
Fahrzeuge handelt, deren Karosserie im Grundriß stark von der 
Rechteckform abweicht, kann dies durch die Wahl der Punkte 
am Fahrzeugumriß berücksichtigt werden, die während der 
Fahrt gezeichnet werden. 
Bei Gliederfahrzeugen sind noch die Lage des Anhängepunk­
tes am Zugfahrzeug und der Längenabstand der Anhänger­
zugstange bis zum Drehkranz des Anhängers notwendig. 
Bis zu 8 Punkte relativ zur Fahrzeugdeichsel können in "Rechts" 
und "Zurück" Koordinaten eingegeben werden (vgi.Abb. 10). Die 
Eingaben erfolgen in einer Bildschirmmaske (sh. Abb. 20) und 
können zur späteren Verwendung in einer Datei abgelegt wer­
den. 
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Breitenermittlung von Fahrstreifen - Der Platzbedarf von verschiedenen Fahrzeugen ••• 

<1> Eln~elfahrZI!ug <2> Sattlllschl•pptr <3> Zugtahruug + 1 <4> Anhl.nger 
<5> Zughhrzeug + 2 <6> Sattehuflieger <7> Elnspurfgn Fzg <8> Gelenkbus 
Fahrzeugf.uswahl : <8> FahrzeugTYP: Gelenkbus 
BEZEICHNUNG: Gelenkbus MAN öAF Grit & Stift GS GU 230f54/69!A MlB 
Ubsnhnd vorne: 2.585 Einspuriges Schrl.gmulti, ODER 
Achsabstand: 5.450 Gelenkbus KnickMulti (1]: ~.642 
Oberstand hinten: 1-800 (2]: 0.00018950 
Breite links: -1.250 [3]; -o.00006782 
Brtite rechts: 1.250 Einspuriges Schrllg~~ax: 33.000 
AnhngZugDeichnl: 0.000 
Einschlag links: -so.ooo 
Einschlag rechts: 50.000 
Punkte rec:htstzurUc:k positiv: Elnpuriwe 
Anhlngepunkt: 0.000 9.835 FALSE 0.000 
Einsehlagpkt: 0.000 2.585 TRUE 0.000 
Anzahl <8> X Y Zetch 
Punkt 1: -1.250 0.150 FALSE 
Punkt 2: -1.250 2.585 FALSE 
Punkt 3: -1.250 8.035 FALSE 
Punkt 4: -1.250 9.400 FALSE 
PunktS: 1.250 0.150 FALSE 
PunKt 6: 1.250 2.585 FALSE 
Punkt 7: 1.~ 8.035 TRUE 
Punkt 8: 1.250 9.400 FALSE 
TASTEN: Home End t .._ .. .. ~ Eingabe <-1 

Höhe 
0.000 
0.000 
0.000 
0.000 
0.000 
0.000 
0.000 
0.000 

EXIT 11it <ESC> 

Abb. 20: Die Bildschirmmaske zur Bearbeitung der Fahrzeugdaten. 

Die verwendeten Fahrzeuge können in ihren Abmessungen 
beliebig variiert werden. Für die Berechnung von Fahrzeugkom­
binationen wurde der Begriff des (Teii)Fahrzeuges geprägt. Es 
werden jeweils einzelne (Teii)Fahrzeuge definiert und für die 
Simulation aneinandergekuppelt Ein Lkw-Zug z. B. besteht aus 
den beiden (Teii)Fahrzeugen "Zugfahrzeug" (Lkw) und "Anhän­
ger", ein Sattelzug aus "Sattelschlepper" und "Sattelauflieger". 
Durch diesen modularen Aufbau lassen sich alle wichtigen 
Fahrzeugkombinationen berechnen. 

3.2.2 Leitliniendaten 

Die Leitlinie wird als Folge von koordinativ gegebenen Punkten 
verwendet. Maximal 50 Punkte -jeweils X- und V-Koordinaten­
werte - bilden eine Leitlinie, welche ähnlich wie ein (Teii)Fahr­
zeug in einer Datei abgespeichert werden kann. 

Die Koordinaten können z. 8. aus einer Berechnung stammen. 
Diese Möglichkeit wird für Reihenuntersuchungen mit genau 
abgegrenzten Randbedingungen verwendet und erlaubt auch 
die Nachvollziehung von analytisch definierten Kurven. 

Wesentlich günstigerfür die Praxis ist die Entnahme der Koordi­
naten direkt aus einem Lageplan. Eine geeignet erscheinende 
Kurve wird in den Lageplan eingezeichnet und davon werden 
einige Punkte koordinativ entnommen. Dies geschieht am ein­
fachsten mit Hilfe eines aufgelegten Koordinatenrasters. Die 
Verwendung eines Digitalisiertabletts erlaubt das rasche Digita­
listeren der Punkte direkt über ein CAD-Programm. Die durch 
die Punktfolge entstehenden und beliebig geformten Kurven 
können in SISKURV zur Führung der Fahrzeuge verwendet 
werden. 

3.3 Simulation und Ausgabe 

Mit dem Fahrzeug wird nun entlang der Leitlinie die Simulation 
durchgeführt. Die Randbedingungen werden so lange verän­
dert, bis die Darstellung den Anforderungen entspricht. Die 
wichtigsten dazu vorgenommenen Einstellungen können eben­
falls auf einer Datei gesichert werden, um beim nächsten Mal 
noch schneller zum gewünschten Ergebnis zu kommen. 

Das maßstäbliche Ergebnis kann direkt auf einem HPGL-kom­
patiblen Plotter oder auf einer HPGL-Datei ausgegeben werden 
und ist damit zur Weiterverarbeitung durch viele gängige Pro­
gramme verfügbar. Gleichzeitig mit der Darstellung der Simula­
tion am Bildschirm erfolgt die Plotterausgabe. Dabei entspricht 
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die Darstellung am Bildschirm immer dem gewählten Papierfor­
mat des Plotters. So kann noch vor der Ausgabefestgestellt wer­
den, ob das Ergebnis in dem gewählten Maßstab auf das Papier 
paßt. 

Mit dem auf einem transparenten Zeichnungsträger geplotteten 
Platzbedarf des Fahrzeuges kann dann sofort die beabsichtigte 
Untersuchung am Lageplan durchgeführt werden. 
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lng. Walter Weismayr 

Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger I. d. Kraftfahrzeug- und Verkehrswesen 

Schleppkurvenberechnung zur 
Bestimmung der Bremswegverkürzung 

Zusammenfassung: 

Bei einem Sattelkraftfahrzeug oder Kraftwagenzug kommt es 
beim Anfahren aus abgewinkelter Position oder bei Lenkwinkel­
änderungen während der Fahrt zu unterschiedlichen Krüm­
mungsradien zwischen Zugfahrzeug- und Auflieger- bzw. Hän­
gerfahrlinie. Durch die Konstruktion einer Schleppkurve kann 
das Ausmaß der Behinderung des Querverkehrs bei einem 
Linkseinbiegemanöver berechnet werden. 

Problemstellung anhand eines Anlaßfalles: 
Ein Sattel-KFZ schwenkt aus einem Parkplatz bei Nacht nach 
links in eine Freilandstraße ein (Bild 1 ). Dabei kommt es zu einer 
Kollision auf der Fahrspur eines von links kommenden PKW's im 
Bereich des Aufliegers. 

Nach Darstellung des LKW-Fahrers war der PKW zum Zeitpunkt 
seines Einfahrans in die Freilandstraße noch nicht im Sichtbe­
reich; er tauchte erst während der Einfahrbewegung auf. 

Der PKW-Lenker verantwortete s'1ch übereinstimmend, wonach 
er beim ersten Sichtkontakt auf den späteren Unfallbereich den 
bereits leicht eingefahrenen LKW sah und daraufhin seine Fahr­
weise nur so einrichtete, daß er bis zur Einbiegestelfe anhalten 
hätte können. 

Für den PKW-Lenker aber überraschend schwenkte anschlie­
ßend ein seitlich unbeleuchteter Auflieger wesentlich näher 
zum PKW ein und bewegte sich außerdem ihm auf seiner Fahr­
spur über eine größere Strecke entgegen; damit hatte der PKW­
Lenker nicht gerechnet. 

An den Techniker wurden dann bei Gericht folgende Fragen 
gestellt: 
1. Um wieviel nähertauchte das Heck des Aufliegers in die Frei­

landstraße gegenüber der Front des Zugfahrzeuges ein und 

2. über welche Strecke bewegten sich Teile des Sattelzuges 
dem PKW auf dessen Fahrstreiten entgegen, bzw. um wieviel 
wurde dem PKW an Bremsweg gegenüber einer Anhalte­
möglichkeit an der Einbiegesteile des LKW's genommen. 

Rekonstruktionsvorgang: 
Um diese Fragen beantworten zu können, muß die Fahrlinie des 
Zugfahrzeuges rekonstruiert und die Schleppkurve des Auflie­
gers berechnet werden. 

Die Konstruktion einer Schleppkurve mit konstantem Lenkein­
schlag und einer Abwinkelung des Zuges bei Startbeginn, die 
einem konstant gehaltenen Radeinschlagwinkel entspricht, ist 
unproblematisch; sie kann aus einschlägiger Literatur entnom­
men werden. 
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ln der Praxis muß aber von einem sich während der Fahrt 
ändernden Lenke·lnschlag ausgegangen werden, da es nicht 
möglich ist, vom Start an mit konstantem Lenkeinschlag bis zum 
Ende der gewünschten Einbiegeposition zu gelangen. 

Bei einer solchen Einfahrt muß daher eine Aneinanderreihung 
verschiedener Lenkmanöver berücksichtigt werden. Außerdem 
kann es vorkommen, daß der Zug nach einem Ankoppelvorgang 
extrem abgewinkelt in die Gegenrichtung startet. 

Bei der Reihung der Fahrbewegungen können sich folgende 
Sektoren ergeben: 

a) Geradeausfahrt 

b) Links- bwz. Rechtskurven mit konstantem Lenkeinschlag 

c) sukzessive Änderung des Radeinschlagwinkels beim Über­
gang von bzw. zu a) und b), gleichbedeutend einer Spiralbe­
wegung des Zugfahrzeuges 

d) Start aus einer dem Lenkeinschlag nicht entsprechenden 
Abwinkelung (unterschiedliche Krümmungsradien) des 
Zuges. 

Diese möglichen aufgezeigten Varianten der Zusammenstel­
lung einer Fahrbewegung erfordern eine universelle Methode 
zur Berechnung beider Fahrlinien (Zugfahrzeug u. Auflieger 
bzw. Hänger). 

Berechnung der Schleppkurve (Traktrix): 
Ausgehend von der theroretischen Überlegung, wonach ein 
Massepunkt von einem gedachten .,Faden" -dessen Ende sich 
auf einer Geraden bewegt - gezogen wird, ist dieser Faden 
jeweils in Richtung der Tangente an die gesuchte Schleppkurve 
gespannt. 

Es würde daher in diesem Sonderfall - Zuglinie ~ Gerade - die 
folgende Beziehung gelten: 

dy I dx ~ y I sqr (a'2-y'2) 

wobei a die Fadenlänge (im konkreten Fall wäre diese der 
Abstand vom Auflagepunkt bis Mitte der wirksamen Hinter­
achse) und y den Normalabstand des Massepunktes zur Zug­
linie darstellen. 

Die Auflösung dieser Gleichung (Sonderfall) genügt aber nicht, 
um die notwendige Schleppkurve für Fahrlinien mitsich ändern­
den Lenkeinschlägen zu erhalten. 

Diese Gleichung führt aber in Verbindung mit der vom Auflieger­
punkt des Zugfahrzeuges beschriebenen und bekannten Zug­
linie F (x, y) nachweisbar immer zu einer lösbaren Differenzial­
gleichung. 
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Schleppkurvenberechnung zur Bestimmung der Bremswegverkürzung 

Schneidet man die linke und rechte Begrenzungslinie des 1. 
Fahrstreifens mit den nun auch bekannten Eckpunktbögen des 
Zugfahrzeuges und Aufliegers so entstehen 4 Schnittpunkte 
(Pkt. 1-4): 

Punkt 1: Zugfahrzeug verläßt den 1. Fahrstreifen 
Punkt 2: Auflieger verläßt den 1. Fahrstreifen 
Punkt 3: Zugfahrzeug taucht in den 1. Fahrstreifen ein 
Punkt 4: Heck des Aufliegers taucht in den 1. Fahrstreifen ein 
Punkt 5: Pkt. 1 projiziert auf die Randlinie 
Punkt 6: Pkt. 2 projiziert auf die Randlinie 

Derselbe Vorgang kann natürlich auch mit der Fahrlinie des 
PKW's durchgeführt werden, um retrospektiv die eingetretene 
tatsächlich aufgetretene Bremswegverkürzung zu errechnen. 

Das Schneiden der Eckbögen und Schleppkurven mit den Fahr­
bahnbegrenzungen (Bild 3) bzw. der Fahrlinie eines PKW's kann 
effektiv nur rechnerunterstützt durchgeführt werden. 

lb: .... 
Firmenge I aende 

o-

F' •menell! I aende 

Bild 3: zeigt die Schleppkurven der Fahrzeugecken und die Schnitt­
punkte mit den Fahrstreifenrändern. Es könnten natürlich 
Schleppkurven jedes gewünschten Bauteiles geplottet wer­
den. 

Ausgdbewe~te 

Ent~ernung der errechneten Punkte zueinander 

Punkt 2 3 4 5 6 

1 17.4 6.5 4.9 3.8 17.8 
-----------------------------------------------

2 23.0 14.8 17.8 3.8 

3 8.4 5.3 22.7 

4 3.1 14.3 

5 17.4 

Bild 1: zeigt den Einbiegevorgang aus einer abgewinkelten Startpo- Bild 4: 
sition nach einem Ankoppelvorgang. 

Die Ergebnisse zeigen, über welche Strecke sich der einbie­
gende Zug dem PKW auf dessen Fahrstreifen entgegenbe­
wegt hat. 

E;n.;z<>ba)tl!X~~ 

I) Lenkp.ara01ate~ ' 

'"' Anhanger 

a Start: 3.00 250.00 175.00 

Sektor Weq Red.iua-1 a Sc:hwenk da t.enk Re.diu~-2 a Lenk a Zug 

1 (5) 10.0 ( 6~.0) ( 40.0) 30.0 7 .6) •• . • (290.0) 

2 <Ll < 4.6) ". 34.0 (0.0) '·' ( 33.0) (324.0) 

3 (SJ 10.0 7 ,8) < 36.01 -33.0 ,., 
4 (G) 23.0 (•) (0.0) (0.0) <•> 

a St11rt , Ste.rtatellung 
W'eq : Fah....,.q des Zughhrzeuges in diesem Sflktor 

Radiu .. -1 : Kriirmn<Hl\IBradtull dea Zughhrzeuges 11m Sektorbflginn 
Re.diu!l-2 : Kr\bmlungsrediu~ dfl~ Zugfehr:zeuqell am Sektorenda 

a Schwenk : Uber~trichener Schwenkwinkel dee Zugfahrzeuges 
dc:r Lenk : Lenkwinkell!inderunll 

c:r Lenk stetionlirer Lenkwinkel 
a ZUII ' L611ewinkfl I da~ ZUgfahrzeuges e.m Sektorende 

[SI : Lflnkwinkel lindert sich kontinuierlic:h 
[L-RJ ' Links bzw. Rechtskurve mit konehntem Lenkwinkel 

(Gj : G•rad11au11fehrt 
{ ) : Barflita errechnete Auagabede.ten 

111 F.o.h~:uougd.o.t .. n • 

Liln<;Oe lml 
Breite (m) 
Aeh1111tand lml 
Spur lml 
Heck - HA lml 
Koppelpkt.lml 

Zuqfahrzeuq 

7.64 
2.50 
4.40 
2.00 
1,70 
2.00 

Breite [m] 
Winkel (grd) 

Bild 2: zeigt die Eingabeparameter. 

Auflieger 

12.80 
2. 70 
o.oo 
2.00 
2.10 
2.00 

7.60 
0.00 

•• • • ( 0.01 

(0.0) ( 0.0) 

Die Lenkbewegung verändert sich hier jeweils im 1. und 3. 
Sektor automatisch und kontinuierlich zum gewünschten Ein­
schlag am Endedesjeweiligen Sektors. Die Anzahl der Sekto­
ren und deren Länge ergibt sich aus dertatsächlichen Fahrli­
nie des Zugfahrzeuges. 
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Im konkreten Beispielliegtsomit zwischen dem Ort, an dem das 
Zugfahrzeug in die Vorrangstraße einfuhr und dem Ort, an dem 
der Auflieger den ersten Fahrstreifen verließ, eine Strecke v. 
22-23 m; über diesen Weg bewegte sich der Sattelzug dem 
PKW auf der 1. Fahrspur entgegen. 

Als weiteres Ergebnis können auch der Breitenbedarf und die 
Zeit errechnet werden, wenn die Geschwindigkeit bei Betrach­
tungsbeginn und die Beschleunigungen in den Rechenvorgang 
eingebracht werden. 

Schluß: 

Mit diesem numerischen Simulationsablauf können ohne empi­
rische Näherungen einerseits die unbedingt notwendige Benut­
zung des 1. Fahrstreifens durch den Einbiegenden und anderer­
seits Anhaltspunkte für die rechtliche Beurteilung des Fahrver­
haltens des BevorrangJen gefunden werden. 
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Friedrich Mirna, allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger für Rechnungswesen, 

Buch- und Rechnungsprüfung im allgemeinen 

Betriebsaufgabe - Was nun? 
Der steuerliche Übergangsgewinn 

Wenn ein Betrieb, der seinen Gewinn durch Einnahmen-Aus­
gabenrechnung ermittelt, veräußert oder aufgegeben wird, so 
ergeben sich im Kalenderjahr der Veräußerung drei Gewinn­
arten: 

der laufende Gewinn, 
ein Obergangsgewinn und 
ein Veräußerungs- oder Aufgabegewinn. 

Es ist anläßlich der Aufgabe oder anläßlich der Veräußerung 
vorerst einmal als Abschluß der laufenden Tätigkeit auf die 
Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich überzu­
gehen (d. h. eine Bilanz zu erstellen). 

Wenn nun von der Gewinnermittlung durch Einnahmen-Ausga­
benrechnung (§ 4 Abs. 3 EStG 1988) auf die Gewinnermittlung 
durch Betriebsvermögensvergleich übergegangen wird, ist ein 
sogenannter •• Übergangsgewinn'" oder .. übergangsverlust"" zu 
ermitteln. 

Der Übergangsgewinn ist bis Ende 1993 mit dem halben Ein­
kommensteuersetz nach § 37 EStG 1988 zu versteuern. Der 
Übergangsverlust mindert den laufenden Gewinn, der mit dem 
normalen Steuersatz zu versteuern ist. 

Worin besteht nun dieser Übergangsgewinn oder Übergangs­
verlust? 

Wird die Gewinnermittlungsart geändert, so muß vorgesorgt 
werden, daß durch das Aneinanderreihen von Besteuerungser­
gebnissen mit unterschiedlichen Periodenprinzipien nicht Dop­
pelerfassungen bzw. Niehierfassungen von Betriebsvorgängen 
auftreten (vgl. a. VfGH 6. 12. 1983, B 344/82). Überdies müssen 
auch unterschiedliche Gewinnermittlungsgrundsätze anderer 
Art, wie z. B. gewillkürtes Betriebsvermögen, Grund und Boden 
u. ä. "synchronisiert" werden. 

Beim Übergang von der Gewinnermittlung nach Einnahmen­
Ausgabenrechnung (§ 4 Abs. 3 EStG 1988) auf Betriebsvermö­
gensvergleich (§ 4 Abs. 1 EStG 1988), müssen alle am Über­
gangsstichlag vorhandenen, bisher nicht gewinnmäßig erlaB­
ten Besitz posten, die bei Fortführung der§ 4 Abs. 3 Ermittlung 
erst später (bei Zahlungseingang) zu steuerpflichtigen 
Betriebseinnahmen geführt hätten und nach dem Übergang 
sonst unberücksichtigt blieben, als Zuschläge angesetzt wer­
den. Alle bisher nicht berücksichtigten Schuldposten, die zu 
Betriebsausgaben geführt hätten und nach dem Übergang 
sonst unberücksichtigt blieben, sind als Abschläge anzusetzen. 

Zuschläge sind vor allem das Warenlager und Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen. 
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Abschläge sind Warenschulden und alle Schulden, die bei Fort­
führung der Einnahmen-Ausgabenrechnung zu Betriebsausga­
ben geführt hätten. 

·Einer besonderen Betrachtung bedarf die Verrechnung der 
Umsatzsteuer als Betriebsausgabe. 

Wurde diese bei der § 4 Abs. 3 Rechnung nach dem Bruttosy­
stem (Einnahmen und Ausgaben mit Umsatzsteuer) behandelt, 
so ist der Zuschlag für Warenbestände ohne Umsatzsteuer, der 
Zuschlag für Forderungen aus Warenlieferungen und Leistun­
gen einschließlich Umsatzsteuer und der Abschlag für Schul­
den aus Warenlieferungen und Leistungen ebenfalls ein­
schließlich Umsatzsteuer anzusetzen. 

Der Saldo aus Vorsteuerforderungen und Umsatzsteuerver­
bindlichkeiten ist ebenfalls als Zuschlag bzw. Abschlag zu 
behandeln. Wird im Zeitpunkt des Wechsels der Gewinnermitt­
lungsart umsatzsteuerlich von der Besteuerung nach verein­
nahmten auf die Besteuerung nach vereinbarten Entgelten 
übergegangen, so sind gern. § 17 Abs. 4 UStG geschuldete 
Umsatzsteuerbeträge als Abschlag zu berücksichtigen. 

Für Gewinne oder Verluste, die bei Wechsel der Gewinnermitt­
lungsart entstehen, gilt ab 1. 1. 1994: 

1) Es ist durch Zu- und Abschläge auszuschließen, daß Verän­
derungen des Betriebsvermögens (Betriebseinnahmen, 
Betriebsausgaben) nicht doppelt verrechnet werden. 

Ergeben die Zu- und Abschläge einen Überschuß (Über­
gangsgewinn), so ist dieser beim Gewinn des ersten Gewinn­
ermittlungszeitraumes nach dem Wechsel zu berücksichti­
gen. Ergeben die Zu- und Abschläge einen Verlust (Über­
gangsverlust), so ist dieser, beginnend mit dem ersten 
Gewinnermittlungszeitraum nach dem Wechsel, zu je einem 
Siebentel in den nächsten sieben Gewinnermittlungszeiträu­
men zu berücksichtigen. Bei Veräußerung oder Aufgabe des 
ganzen Betriebes, eines Teilbetriebes oder eines Mitunter­
nehmeranteiles sind Übergangsgewinne oder (restliche) 
Übergangsverluste beim Gewinn des letzten Gewinnermitt­
lungszeitraumes vor Veräußerung oder Aufgabe zu berück­
sichtigen. (§ 4 Abs. 10 Z. 1 EStG 1988). 

2) Darüber hinaus ist durch Zu- oder Abschläge und durch ent­
sprechende Bilanzansätze sicherzustellen, daß sonstige 
Änderungen der Gewinnermittlungsgrundsätze (z. B. hin­
sichtlich der handelsrechtliehen Grundsätze ordnungsge­
mäßiger Buchführung beim Übergang von der Gewinnermitt­
lungs gemäß § 4 Abs. 1 oder 3 auf § 5 oder hinsichtlich der 
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Betriebsaufgabe - Was nun? Der steuerliche Obergangsgewinn 

Berücksichtigung von Wertminderungen des Betriebsver­
mögens beim Übergang auf Buchführung) mit dem Wechsel 
der Gewinnermittlungsart berücksichtigt werden(§ 4 Abs. 10 
Z. 2 EStG 1988). 

Die bisherige Begünstigung des§ 37 EStG 1988, daß alle Über­
gangsgewinne nur mit dem halben Steuersatz zu versteuern 
sind, entfällt. 
Begünstigt mit dem halben Einkommensteuersatz sind nur 
mehr Gewinne, die infolge eines Wechsels der Gewinnermitt­
lungsart anläßlich der Veräußerung oder der Aufgabe des 
Betriebes entstehen und der Betrieb deswegen veräußert oder 
aufgegeben wird, weil der Steuerpflichtige 

- gestorben ist, 
- erwerbsunfähig ist oder 
- das 55. Lebensjahr vollendet hat und seine Erwerbstätig-

kelt einstellt (§ 37 Abs. 2 Z. 3 EStG 1988). 
Diese Bestimmungen sind erstmalig bei der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 1994 anzuwenden. 
Dies bedeutet: 
1) Freiwilliger Übergang ist nur mehr begünstigt, wenn der 

Übergang der Gewinnermittlung (z. B. von Einnahmen-Aus­
gaben-Rechnung auf Bilanzierung) am 31.12.1992 stattfand. 

2) Entsteht ein Übergangsgewinn an läßlich der bis 31. Dezem­
ber 1993 erfolgten Aufgabe oder Veräußerung des Betriebes, 
ist dieser begünstigt. 

3) Ein Wechsel der Gewinnermittlungsart ab dem 31. Dezember 
1993 ist nur mehr begünstigt an läßlich der Veräußerung oder 
Aufgabe des Betriebes und der Betrieb deswegen veräußert 
oder aufgegeben wird, weil der Steuerpflichtige 
- gestorben ist, wer versteuert? Erblasser oder Erbe? 
- erwerbsunfähig ist oder 
- das 55. Lebensjahr vollendet hat und seine Erwerbstätig-

kelt einstellt. 

Dipl.-lng. Dr. techn. Bruno Eisler 

Unter Erwerbstätigkeit sind Einkünfte aus den Einkunftsarten 
- Land- und Forstwirtschaft 
- Gewerbebetrieb 
- Selbständiger Arbeit 
- Nichtselbständiger Arbeit 

ausgenommen - Pensionen 

Nicht jedoch Einkünfte aus 
- Kapitalvermögen 
- Vermietung und Verpachtung 
- Sonstige Einkünfte im Sinne des § 29 EStG 1988 

zu verstehen. 

Übergangsgewinne sind zum Unterschied zum Veräußerungs­
gewinn gewerbeertragsteuerpflichtig. Die Gewerbeertragsteuer 
entfällt jedoch ab 1. 1. 1994. 

Hinsichtlich der Umsatzbesteuerung von "Übergangsgewin­
nen" bestimmt § 17 Abs. 4 UStG 1972, daß bei einem Wechsel 
der Besteuerungsart Umsätze nicht doppelt erlaßt werden dür­
fen oder unversteuert bleiben. Im Falle des Überganges von der 
Besteuerung nach den Solleinnahmen (Sollbesteuerung) zu 
der Besteuerung nach den vereinnahmten Entgelten (lstbe­
steuerung) hat der Unternehmer die für spätere Umsätze 
bereits vereinnahmten Entgelte als Umsatz für den ersten Vor­
anmeldungszeitraum nach dem Übergang zu versteuern. Bei 
dem Übergang von der Istbesteuerung zu der Sollbesteuerung 
hatder Unternehmer bereits früher bewirkte Umsätze, fürdieein 
Entgelt noch nicht vereinnahmt wurde, als Umsatz für den 
ersten Voranmeldungszeitraum nach dem Übergang zu ver­
steuern. DerWechsel in der Besteuerungsart ist nur zum Beginn 
eines Veranlagungszeitraumes zuzulassen. 

Ministerialrat a. D., allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger für Maschinenwesen und Gesundheitstechnik 

Folgen eines EG·Beitritts unter besonderer 
Berücksichtigung der Wirkung auf 
Bundesverwaltungsverordnungen 
Ein österreichischer EG-Anschluß bedeutet eine Gesamtände­
rung der Bundesverfassung gem.Art.44 B-VG, die einer Abstim­
mung des gesamten Bundesvolkes zu unterziehen ist. Die 
Übernahme des EG-Rechtssystems würde einen Souveräni­
tätsverzicht und eine grundlegende Änderung der Staatswil­
lensbildung bedeuten, wovon alle 3 Staatsfunktionen, nämlich 

die Gesetzgebung 
die Verwaltung 
die Gerichtsbarkeit 

sowohl des Bundes als auch der Länder betroffen wären [1]. 
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Wesentliche Elemente unseres rechtsstaatliehen Prinzips wür­
den nach einem EG-Anschluß fehlen. Betroffen davon ist das 
"Legalitätsprinzip" und das ,Prinzip der Rechtskontrolle". Durch 
das Legalitätsprinzip werden unsere Behörden sehr eng an den 
Gesetzgeber (Parlament) gebunden (Art. 18 B-VG).In der EG hat 
das Parlament hingegen keine echten Mitentscheidungskom­
petenzen, sondern bloß Beratungs- und Kontrollbefugnisse, 
also eine quasi Alibifunktion. Auch fehlt in der EG das Gebot, 
Rechtsvorschriften (d. s. EG-Verordnungen und EG-Richtlinien) 
präzise zu formulieren. Das EG-Rechtsetzungsorgan ist der 
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Folgen e. EG·Beitritts u. bes. Berücksichtigung d. Wirkung auf Bundesverwaltungsverordnung 

Rat, sodaß ein österreichischer EG-Beitritt das demokratische, 
das bundesstaatliche und das rechtsstaatliche Grundprinzip 
der Bundesverfassung nachhaltig berühren würde. Das durch 
Gemeinschaftsorgane geschaffene Recht gilt für jeden Mit­
gliedstaat ohne Dazwischentreten einer nationalen Rechtsset­
zungsinstanz, wobei diese Wirkung wegen des Mehrheitsprin­
zips ggf. auch gegen den Willen (des Vertreters) des betreffen­
den Mitgliedstaates eintritt, was sinngemäß auch auf europäi­
sche oder internationale Normen zutrifft. 
Eine auf diese Art zustande gekommene EG-Richtlinie ist z. B. 
die Richtlinie des Rates 87 /404/EWG-L220/87 vom 25. 6.1987 
zur Angleichung der Rechtsvorschritten der Mitgliedstaaten für 
einfache Druckbehälter (geändert durch 90/488/EWG-L270/ 
90). Diese oder eine künftige EG-Richtlinie für Druckgeräte ent­
hält lediglich grundsätzliche Sicherheitsbestimmungen. Die für 
die Vollziehung erforderlichen technischen Detailbestimmun­
gen müssen sodann in europäischen oder internationalen Nor­
men angeführt werden. Eine Vollziehung der Richtlinie ohne 
diese Normen ist auf Grund der allgemeinen Formulierungen in 
der Richtlinie nicht durchführbar. ln der EG wird grundsätzlich 
vom Prinzip einheitlicher Sicherheitsbestimmungen, die größ­
tenteils noch zu erarbeiten sind, ausgegangen. Das Kesselge­
setz, BGBI. Nr. 211/1992, das für Detailbestimmungen Verord­
nungsermächtigungen enthält, trägt der Annäherung Öster­
reichs an die EG insbes. durch die §§ 6 Abs. 3 und 24 bereits 
weitgehend Rechnung. 
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FIG. 1. WET BACK BOILER (Fiammrohr-3-Zug-Kessel) 
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Wie wenig von seiten Österreichs eine Beeinflussung der 
Gestaltung dieser Normen möglich ist, zeigt z. B. folgendes Bei­
spiel: 
Die internationale Norm ISO 5730: 1992, Stationary shell boilers 
of welded construction (other than water-tube boilers), deutsch: 
ortsfeste geschweißte Großwasserraumkessel (ausgenommen 
Wasserrohrkessel), an der 39 Jahre gearbeitet wurde, enthältfür 
die Berechnung von Rohren unter Außendruck (z. B. Flammroh­
ren) komplizierte Formeln, in denen die Rohr-(Zylinder)länge 
eine bedeutende Rolle spielt [2]. Auf die Beanspruchung der 
Eckschweißnähte, mit denen das Flammrohr (plain furnace 
tube) nach z. B. der Skizze FIG. 1 befestigt ist, geht die Norm 
nicht ein. 
lnfolge erheblicher Biegebeanspruchungen dieser Schweiß­
nähte [3] kann mit ihrer dauernden Haltbarkeit nicht mit Sicher­
heitgerechnetwerden [5]. Wenn sich ein Riß in einerder Verbin­
dungen einstellt, der noch nicht durch und durch geht, so daß die 
Verbindung noch dicht ist, aber die ebene Platte (tube plate) den 
Zylinder (Flammrohr) nicht mehr tragen kann, kann er einbeu­
len, wenn seine Wanddicke mit dertatsächlichen Länge berech­
net wurde, weil er dann so beansprucht wird, wie wenn er dop­
pelt so lang wäre. Durch das Einbeulen am Zylinderende ent­
steht ein großer Öffnungsquerschnitt und ein plötzlicher Druck­
ausgleich. Dies haben Explosionen bestätigt [3 u. 4], wobei in 
einem dem Verfasser bekannt gewordenen Fall sogar ein 
Todesopfer zu beklagen war. Die Anwendung dieser Norm 
bedeutet somit eine Vereinheitlichung um den Preis eines ver­
minderten Sicherheitsniveaus. 

Der Technische Überwachungs-Verein Österreich findet in sei­
nem Jahresbericht 1992 "es besteht daher die Gefahr, daß Vor­
schläge für harmonisierte (vereinheitlichte) Normen zu 'Min­
destvorschlägen' werden, bei denen die jeweils billigsten 
Varianten festgehalten werden - nicht nur 'billige' Konstruk­
tionsdetails, sondern auch Ausführungen mit geringsten 
Sicherheiten und gleichzeitig den geringsten Prüfanforderun­
gen ... " 

Die Verhältnisse tendieren daher zur Vorkriegspraxis, als die 
Bestimmung der Materialstärke sowie die Art der Konstruktion 
und Ausführung der Dampfkessel mit g~wissen Einschränkun­
gen dem Verfertiger des Kessels unter seiner eigenen Verant­
wortung überlassen wurde, obwohl gerade diese Fakten für die 
Explosionen ausschlaggebend waren [3] . 
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Veränderungen im Österreichischen Normenwerk 

Neue ÖNORMEN 
folgende ÖNORMEN sind mit 1. Dezember 1993 neu erschienen: 

A-2630 T 4 VORNORM - Bildschirmarbeitsplätze ln der digitalen Date11- und Textverarbeitung -
Ergonomische Anforderungen an Bildschirmplätze im Unterrichtsbetrieb (PG 13) 

A5102 

A 5506 

Packmittel - Schachteln aus Karton, Vollpappe und Wellpappe - Bestimmung der 
Abmessungen von Schachtelzuschnitten (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 5) 

Verpackungsprüfung - Bestimmung des Hattreibungswiderstar~des von Papier, Voll­
pappe und Wellpappe (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 5) 

B 3802 T 3 Holzschutz im Hochbau - Bekämpfungsmaßnahmen gegen Pilz- und Insektenbefall 
(Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 10) 

8 7233 Schamottematerial - Anforderungen, Prüfungen, Normkennzeichnung (Ersatz für 
vorh. Ausg.; im abgekürzten Verfahren) (PG 7) 

EN 12 Mineralölerzeugnisse - Bestimmullg des Reid-Dampfdruckes - Nasses Verfahren 
(PG15) 

EN 228 Krallstalle für Kraftfahrzeuge - Unverbleite Ditokraftstoffe - Mindestenforderungen 
und Prüfverfahren (Ersatz für C 1100, C 1101, C 1102) (PG 13) 

EN 423 Elastische Badeilbeläge- Verhalten gegenüber Flecken (PG 2, 007 Seiten) 

EN 424 Elastische Bodenbeläge - Bestimmung des Verhaltens bei der Simulation des Ver­
schiebans eines Möbelfußes (PG 7) 

EN 426 Elastische Bodenbeläge- Bestimmungvon Breite, länge, Geradheit und Ebenheitvon 
Bahnen (PG 2, 006 Seiten) 

EN 428 Elastische Bodenbeläge - Bestimmung der Gesamtdicke (Ersatz für B 5203) (PG 2, 
007 Seiten) 

EN 429 Elastische Bodenbeläge - Bestimmung der Dicke der Schichten (Ersatz für B 5202) 
(PG 2, 006 Seiten) 

EN 526 Fahrzeuge der Binnenschiffahrt-landstege bis 8 m länge- Anforderungen, Bauar­
ten (PG 9) 

EN 589 Kraftstoffe für Krattfahrzeuge - Flüssiggas - Mindestanforderungen und Prüfverfah­
ren (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 11) 

EN 590 Kraftstolle für Krattfahrzeuge- Dieselkrattstoll- Mindestenforderungen und Prüfver­
fahren (Ersatz für C 1104) (PG 11) 

EN 775 Industrieroboter- Sicherheit (ISO 10218: 1992 modifiziert) (Ersatz fürvorh. Ausg.) (PG 
2, 018 Seiten) 

EN 10021 Allgemeine technische Lieferbedingungen für Stahl und Stahlerzeugnisse (Ersatz für 
M 3101) (PG 13) 

EN 10056 T 2 Gleichschenkelige und ungteichschenkelige Winkel aus Stahl- Teil2: Grenzabmaße 
und Formtoteranzen {Ersatz fOrM 3246, M 3247) (PG 8) 

EN 20140 T 9Akustik- Messu11gen der Schalldämmung in Bauten und von Bauteilen- Teil9: Raum­
zu-Raum-Messung der Luftschalldämmung vo11 U11terdecken mit darüberliegendem 
Hohlraum ... (abgekürzt) (PG 10) 

EN 20534 Papier und Pappe - Bestimmung der Dicke und der scheinbaren Stapeldichte oder 
scheinbaren Blattdichte (ISO 534: 1988) (PG 10) 

EN 22063 Metallische und andere anorganische Schichten- Thermisches Spritzen -Zink, Alu­
minium und ihre Legierungen (ISO 2063: 1991 geändert} (PG 12} 

EN 22286 Gummi- oder kunststoffbeschichtete Textilien- Bestimmung der Rollencharakteristik 
(ISO 2286: t986) (PG 10) 

EN 25080 Sisal-Erntegarne (ISO 5080: 1g77, modifiziert) (PG 2, 007 Seiten) 

EN 25663 Wasserbeschaffenheil - Bestimmung von Kjeldahi-Stickstoff - Verfahren nach Auf­
schluß mit Selen (ISO 5663: 1g84) (Ersatz für M 6248) (PG 2, 011 Seiten) 

EN 25978 Gummi- oder kunststoffbeschichtete Textiliel"l- Bestimmung des Blockwiderstandes 
(ISO 5g73; 1ggo) (PG 8} 

EN 26098 Informationsverarbeitung- Selbstladeringe für Spulen mit Magnetband 12,7 mm (0,5 
in) zur Speicherung digitaler Daten (ISO 6098: 1984) (PG 2, 017 Seiten) 

EN 27868 Wasserbeschaffenheit- Bestimmung der elektrischen Leilfci.higkeit (ISO 7888: tg85) 
{Ersatz für M 6241) (PG 2, 014 Seiten) 

EN 27942 Graphische Systeme der Informationsverarbeitung- Graphisches Kernsystem (GKS) 
-Funktionale Beschreibung (ISO 7942: 1985 einschließlich Änderung 1: 1991) (Ersatz 
für vorh. Ausg.) (PG 64) 

EN 28064 Informalionsverarbeitung- Spulen für 12,7 mm (0,5 in) breite Magnetbander- Größen 
16, 18 und 22 (ISO 8064: 1985) (PG 2, 012 Seiten) 

EN 28485 Programmiersprachen - APL (ISO 8485: 198g) (PG 58) 

EN 29564 T 1 Bankwesen- PIN-Ausgabe und -Verwaltung und PIN-Sicherheit- Teilt: Grundsätze 
und Verfahren zum Schutz der PIN (ISO 9564-1: 1991) (PG 2, 037 Seiten) 

EN 29564 T 2 Bankwesen- PIN-Ausgabe und -Verwaltung und PIN-Sicherheit- Teil2: Anerkannte 
Algorithmen zur PIN-Verschlüsselung (ISO g564-2: 1991) (PG 2, 007 Se1ten) 

EN 45020/ÖVE EN 45020 Allgemeine Fachausdrücke und deren Definitionen betreffend 
Normung und damit zusammenhängende T<itigke1ten (Dreisprachige Fassung) 
(Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 35) 

EN 60825/ÖVE EN 60825 Strahlungssicherheit von Laser-Einrichtungen - Klassifizierung von 
Anlagen- A11forderungen und Be11utzer-Richtlinien (lEG 825: 1984 + A 1: 1990, modifi­
ziert) (PG 32) 

ENV 41218 VORNORM Informationstechnik-FunktionelleNorm für Profi A/MH 12- Mitteilungs­
übermittlungssysteme (1988 und später)- Gemeinsame Einrichtungen- Anwender­
verrn. z. Milleilungsspeicher {P 7) (PG 2, 043 Seiten) 
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ENV 41219 VORNORM Informationstechnik- Funktionelle Norm für Profil A/MH 13- Mitteilungs­
übermittlungssysteme (1988 und später)- Gemeinsame Einrichtungen- Anwender­
vermittleroder ... {abgekürzt) (PG 2, 057 Seiten) 

H 5171 

ISO 500 

M 1320 

Heizungsantagen - Bautechnische Anforderungen (PG 8) 

Landwirtschaftliche Zugmaschinen - Zapfwellen für den Geräteantrieb am Heck -
Typen 1, 2 und 3 (ISO 500: 1991) (Ersatz für L 5203, L 5207 T 1} (PG 12) 

Übermaßpassungen - Auslegung (PG 23) 

S 1119 VORNORM/ÖVE EMV 1119 Niederfrequente elektrische und mag11etische Felder- Zu­
lässige Expositionswerte zum Schutz von Personen im Frequenzbereich 0 Hz bis 30 
kHz (PG 8) 

Zurückgezogene ÖNORMEN 

FolgendeONORMEN wurden mit 1. Dezember 1993 zurückgezogen: 

A 5100 T 1 Packmittet: Schachteln aus Vollpappe oder Wellpappe; Maßangaben (Ersatz: A 5100) 

A 5102 Packmillel; Schachteln aus Karton, Vollpappe und Wellpappe; Bestimmungen der 
Abmessungen von Schachtelzuschnillen (Ersatz: neue Ausg.) 

A-5506 VORNORM Verpackungsprüfung; Bestimmung des Haftreibungswiderstandes von 
Papier, Voll- und Wellpappe (Ersatz: neue Ausg.) 

B 3802 T 3 Holzschutz im Hochbau; Bekämpfungsmaßnahmen gegen Pilz- und Insektenbefall 
{Ersatz: neue Ausg.) 

B 5202 

B 5203 

B 7233 

c 1100 

c 1101 

c 1102 

c 1104 

Organische Fußbodenbeläge; Prüfung der Nutzschichtdicke (Ersatz: EN 429) 

Organische Fußbodenbeläge; Prüfung der Gleichmäßigkeit der Belagdicke (Ersatz: 
EN 428) 

Schamattematerial; Anforderungen, Prüfungen, Normkennzeichnung (Ersatz: neue 
Ausg.) 

Flüssige Mineralölerzeugnisse; KraflstoHe - Ottomotoren - Superbenzin unverblait 
ROZ 98 SUPER PLUS - Mindestenforderungen (Ersatz: EN 228) 

Flüssige Mineralölerzeugnisse; KraftstoHe - Ottomotoren - Superbenzin unverbleit; 
Eurosuper 95; Mindestenforderungen (Ersatz: EN 228) 

Flüssige Mineralölerzeugnisse; Kraftstolle - Ollornotoren - Normalbenzin unverbleit 
(Ersatz: EN 228) 

Kraftstoffe; Dieselmotoren; Dieselkraftstolle; Anforderungen (Ersatz: EN 590) 

DIN 4001 T 2: 1987 VORNORM CAD-Normteiledatei: Vorgaben für Geometrie und Merkmale; 
Geometriebausteine der Klasse A (Ersatz:-) 

DIN 4001 T 16: 1987 VORNORM CAD-Normteiledatei; Vorgaben für Geometrie und Merkmale; 
Voll- und Hohlniete (Ersatz:-) 

DIN 4848: 1970 Kraftfahrer-Schutzhetme; Begriffe, technische Lieferbedingul"lgen, Prüfeinrich­
tung, Prüfkopf (Ersatz:-) 

DIN 10181 Mikrobiologische Milchuntersuchung- Nachweis von Salmonellen- Referenzverfah-
ren (Ersatz:-) 

DIN 19263: 1961 pH-Messung; maßfertige Glaselektroden (Ersatz:-) 

DIN 20021 T 5: 1978 Schläuche mit Textileinlage; Typ 3 TB {Ersatz:-) 

DIN 24339: 1982 Fluidtech11ik, Behälter aus Stahl; Maße, Anforderungen (Ersatz: -) 

DIN 66304: 1987 VORNORM Industrielle Automation; rechnerunterstütztes Konstruieren; Format 
zum Austausch von Normteildaten (Ersatz:-) 

EN 589 

EN 775 

Kraftstolle für Kraftfahrzeuge - Flüssiggas - Mindestanlorderungen und Prüfverfah­
ren (Ersatz: neue Ausg.) 

Industrieroboter- Sicherheit (ISO 10218: 1992 modifiziert) (Ersatz neue Ausg.) 

EN 27942:1986 Graphische Systeme der lnformationsverarbeitung; graphisches Kernsystem 
(GKS}; funk!iOilale Beschreibung (Ersatz: neue Ausg.) 

EN 45020 Allgemeine Fachausdrücke und deren Definitionen betreffend Normung und damit 
zusammenhangende Tätigkeit (Ersatz: neue Ausg.) 

L 5203 Zugmaschinen; Zapfwellen für den Geräteantrieb arn Heck von Zugmaschinen 
(Ersatz: ISO 500) 

L 5207 T 1 Zapfwellen-Schutz an Zugmaschinen; Abmessungen (Ersatz: ISO 500) 

M 3101 Gewalzte und geschmiedete Stahlerzeugnisse sowie deren Vorprodukte; Begriffsbe­
stimmungen und allgemeine technische Lieferbedingungen (Ersatz: EN 10021, EN 
10079) 

M 3246 

M 3247 

M 6241 

M 6248 

M 9451 

s 2105 

z 1146 

Stabstahl; warmgewalzter gleichschenkeliger rundkantiger Winkelstahl; Abmessun­
gen, Massen, zulässige Abweichungen, statische Werte {Ersatz: EN 10056 T 2) 

Stabstahl; warmgewalzter ungleichschenkeliger rundkantiger Winkelstahl; Abmes­
sungen, Massen, zulässige Abweichungen, statische Werte (Ersatz: EN 10056 T 2) 

Wasseruntersuchung; Bestimmung der elektrischen Leitfähigkeit (Ersatz: EN 27888) 

Wasseruntersuchung; Bestimmung von Kjeldahi-Stickstaff; Methode nach Aufschluß 
mit Selen (Ersatz: EN 25663) 

Emissionsbegrenzungen für luftverunreinigende Stoffe in der Zementindustrie 
(Ersatz:-) 

Verpackungen für den Transport von Sonderablclllen; Arten und Antorderungen 
(Ersatz:-} 

Atemgaräte; Filter-Atemschutzgeräte mit Haube für Selbstrettung bei Bränden; Anfor­
derungen, Prüfung, Normkennzeichnu11g {Ersatz: EN 403) 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Senatspräsident des OLG 

Warnpflicht des Sachverständigen (§ 25 Abs. 1 GebAG) 
1. Muß der Sachverständige im Zuge seiner Tätigkeit zur 

Auffassung gelangen, daß der zu dieser Zeit bereits abzu­
sehende Aufwand an Arbeit und Kosten unverhältnismä­
ßig hoch sein wird, muß er dem Gericht als seinem Auf­
traggeber hievon klare Kenntnis verschaffen. Er darf 
seine Tätigkeit vor der Erlangung einer Weisung nicht 
fortsetzen, ohne den Verlust der unverhältnismäßigen 
Gebühren zu riskieren. 

2. zur Erfüllung dieser Warnpflicht ist es als ausreichend 
anzusehen, wenn der Sachverständige dem Gericht 
schreibt, daß die Belundaufnahme dem Umfang nach 
und durch die Darstellung der Beklagten sehr zeitauf­
wendig ablaufe, wobei zweilängere Befundaufnahmeter­
mine bereits stattgefunden hätten und ein dritter bereit 
fixiert sei. Durch die zahlreichen Termine mußte auch den 
Parteien der außerordentliche Umfang der Befundauf­
nahme bewußt sein. 

3. Die Mühewaltungsgebühr eines Tischlermeisters ist ent­
sprechend § 34 Abs. 2 GebAG mit S 700,- pro Stunde 
angemessen. 

OLG Wien vom 12. Jänner 1994, 12 R 248/93 

Die Klägerin begehrt von den Beklagten S 864.665,- s. A. an 
Werklohn für Tischlerarbeiten. Die Beklagten beantragten, die 
Klage abzuweisen, weil der Werklohn überhöht sei und die Klä· 
gerin zahlreiche Mängel zu vertreten habe. 

Mit Auftrag vom 3. 2. 1993 beauftragte das Erstgericht den Sach­
verständigen N. N., einen Tischlermeister, ein schriftliches Gut­
achten darüber zu erstatten, ob die behaupteten Mängel vorlie­
gen, den Gebrauch verhindern und offensichtlich sind, ob und 
mit welchem Aufwand sie behoben werden können, sowie dar­
über, welcherWerklohn ohne bzw. unter Berücksichtigung allfäl· 
liger Mängel angemessen sei. Aufgrund einer Urgenz des Erst­
gerichtes teilte der Sachverständige mit Schreiben vom 27. 5. 
1993 mit, daß die Befundaufnahme dem Umfang nach und 
durch die Darstellung der Beklagten sehr zeitaufwendig ablaufe. 
Es hätten bereitsam 15.4.1993 inderZeitvon 9.00bis 11.50 Uhr, 
sowie am 6.5. 1993 in der Zeitvon 8.00 bis 12.00 Uhr Befundauf· 
nahmen stattgefunden. Ein dritter Termin sei mit 1. 6. 1993 fixiert. 

ln weiterer Folge erstattete der Sachverständige das ihm aufge­
tragene Gutachten und verzeichnete hierfür Gebühren von ins­
gesamt S 42.292,-. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen mit S 24.000,-. Es erach· 
tete die Gebühren des Sachverständigen grundsätzlich als mit 
S 40.193,- berechtigt. Die Differenz zwischen diesem Betrag 
und den vom Sachverständigen verzeichneten Gebühren 
betreffe den Stundensatz für die Entschädigung für Mühewal­
tung, der nicht mit S 750,-, sondern lediglich mit S 700,- anzu· 
setzen sei. Der Sachverständige habe es aber verabsäumt, das 
Gericht darauf hinzuweisen, daß der Vorschuß von S 12.000,­
viel zu wenig sein werde. Der Sachverständige hätte eine Wei­
sung des Gerichtes einholen müssen. Da er dies nicht getan 
habe, könne höchstens eine Verdoppelung der vom Gericht 
erwarteten Gebühr toleriert werden. 
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Gegen diesen Beschluß richtet sich die als Rekurs anzuse· 
hende Eingabe des Sachverständigen vom 15. 1 0. 1993, mit der 
der Sachverständige erkennbardie Abänderung des angefoch­
tenen Beschlusses im Sinne der Stattgebung des in erster 
Instanz erhobenen Gebührenanspruches anstrebt. 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Gemäß§ 25 Abs. 1 GebAG richtet sich der Anspruch des Sach­
verständigen auf seine Gebühren nach dem ihm erteilten 
gerichtlichen Auftrag. Hat er Zweifel über Umfang und Inhalt die· 
ses Auftrages, so hat er die Weisung des Gerichtes einzuholen. 
Ist der bekanntgegebene Zweck der Untersuchung erreicht, so 
hat er für darüber hinaus erbrachte Leistungen keinen Gebüh­
renanspruch. Da somit Art und Umfang der Gebühr des Sach· 
verständigen nach dem gerichtlichem Auftrag zu beurteilen 
sind, hat das Gericht den Zweck der Untersuchung möglichst 
genau anzugeben und - soweit sein Fachwissen reicht - auch 
die Art und den Umfang dervom Sachverständigen erwarteten 
Leistung. Aus§ 25 Abs. 1 GebAG ergibt sich überdies, daß das 
Gesetz mit "Zweifeln über den Umfang der Leistung" nicht nur 
solche über den bloßen Auftragsumfang, sondern insbeson­
dere auch solche über den damit verbundenen Kostenaufwand 
meint. Muß der Sachverständige daher im Zuge seiner Tätigkeit 
zur Auffassung gelangen, daß der zu dieser Zeit bereits abzuse­
hende Aufwand an Arbeit und Kosten unverhältnismäßig hoch 
sein wird, muß er dem Gericht als seinem Auftraggeber hieven 
klare Kenntnis verschaffen und darf seine Tätigkeit vor der 
Erlangung einer Weisung nicht fortsetzen, ohne den Verlust der 
unverhältnismäßigen Gebühren zu riskieren (SV 1993/3,30 m. 
w. N). Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn sich der Richter­
wie hier- über die Höhe der zu erwarteten Kosten nicht im kla­
ren ist und einen zu geringen Kostenvorschuß auferlegt, mit 
dem der Sachverständige bei weitem nicht das Auslangen fin­
det. Auch unt8r dieser Voraussetzung wird von der herrschen­
den Rechtsprechung eine Warnpflicht des Sachverständigen 
angenommen, deren Verletzung zum teilweisen Verlust des -
zur Höhe des aufgetragenen Kostenvorschusses- unverhält­
nismäßigen Gebührenanspruches führt (WR 446, WR 289). Von 
dieser Rechtsprechung abzugehen, sieht sich das Rekursge­
richt ungeachtet der vom Rekurswerber zitierten gegenteiligen 
Entscheidung des KG Krems SV 1992/1, 29 nicht veranlaßt 

Unter den hier gegebenen Umständen führt jedoch diese Auf­
fassung nicht zu dem vom Erstgericht angenommenen Ergeb­
nis: 
Der Umfang des im vorliegenden Verfahren dem Sachverstän· 
digen erteilten Auftrages ist nicht strittig. Ebensowenig ist strittig, 
daß die vom Sachverständigen erbrachten Leistungen zur 
Erfüllung seines Auftrages erforderlich waren. Dazu kommt, daß 
der Sachverständige bereits vorder Erstattung des schriftlichen 
Gutachtens- wenn auGh ohne Bezugnahme auf den Kostenvor­
schuß-das Gericht mit seinem Schreiben vom 27. 5. 1993 auf 
den außerordentlichen Umfang der Befundaufnahme hinwies. 
Spätestens zu diesem Zeitpunkt mußte daher dem Gericht klar 
sein, daß der Sachverständige mit dem angesichts der Höhe 
des geltend gemachten Werklohnes (S 864.665,-) und des 
umfassenden Gutachtensauftrages von vornherein sehr gering 
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bemessenen Kostenvorschuß von S 12.000,- nicht das Auslan­
gen finden wird. Dies muß auch den Parteien bewußt gewesen 
sein, die von den vier Befundaufnahmeterminen verständigt 
wurden und teilweise auch anwesend waren. Gerade der 
Umstand, daß die Vertreter der Streitteile nach der ersten 
Befundaufnahme erklärten, von wetteren Befundaufnahmen 
nur mehr telefonisch verständigt werden zu wollen und nicht 
mehr unbedingt anwesend sein zu wollen (vgl. Seite 2 in ON 21 ), 
zeigt, daß auch ihnen der außerordentliche Umfang der Befund­
aufnahme bewußt war. Auch ihnen mußte klar sein, daß der Auf­
wand an Kosten hoch sein wird. Unter diesen besonders gela­
gerten Umständen muß das Schreiben des Sachverständigen 
vom 27. 5. 1993 als zur Erfüllung seiner Warnpflicht noch ausrei­
chend erachtet werden. Eine darüberhinausgehende Verpflich­
tung des Sachverständigen zur weiteren Warnung des Gerich­
tes und der Parteien kann nicht mehr angeommen werden (vgl. 
auch SV 1992/4, 24). 

Dem Rekurswerber ist daher beizupflichten, daß die von ihm 
erbrachten Leistungen voll zu honorieren sind. 

Der vom Erstgericht bei der Ermittlung des grundsätzlich 
gerechtfertigten Gebührensanspruches des Sachverständigen 
vorgenommene Abzug bei der Gebühr für Mühewaltung erweist 
sich allerdings als gerechtfertigt. Die dabei vorgenommene 
Reduktion des Stundensatzes von S 750,- aufS 700,- wird im 
Rekurs nicht ausdrücklich bekämpft und steht im übrigen im 
Einklang mit der Rechtsprechung des erkennenden Senates 
(hg 12 R 81 /93 = SV 1993/3, 26). 

ln Stattgebung des Rekurses war daher der angefochtene 
Beschluß im Sinne des Zuspruches des vom Erstgericht als 
gerechtfertigt ermittelten Gebührenbetrages von S 40.193,­
abzuändern. 

Die entsprechende Änderung der Auszahlungsanordnung war 
gemäß § 527 Abs. 1 ZPO dem Erstgericht zu überlassen. 

Daß der Revisionsrekurs gegen diese Entscheidung jedenfalls 
unzulässig ist, ergibt sich aus § 528 Abs. 2 z 5 ZPO. 

Anmerkung: Zur warnpfl/cht des Sachverständigen 
vgl. SV/198912,21; SV 1990/2, 22; SV 199111, 22; SV 1992/2, 22; 
SV 199214, 24; SV 199313, 30; SV 199314, 26, 27 und 29; a. A. 
lediglich SV 199311, 29. Die im folgenden abgedruckte Entschei­
dung stellt klar, daß den Sachverständigen im Strafverfahren 
keine Warn- und Aufklärungspflicht trifft. 

Harald Krammer 

Keine Warnpflicht im Straf­
verfahren(§ 25 Abs. 1 GebAG) 
1. Übereine Beschwerdegegen einen im Z-Verfahren gelaB­

ten Gebührenbestimmungsbeschluß entscheidet das 
Oberlandesgericht. 

2. Gebührenordnungen sind nur bei Bemessung der Mühe­
waltungsgebühr nach § 34 Abs. 2 und 3 GebAG heranzu­
ziehen, nicht jedoch bei Bestimmung anderer Gebühren­
bestandteile. 

3. Ein pro Lichtbild zuerkannter Ersatzbetrag von S 20,- ist 
jedenfalls angemessen. 
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4. Die Mühewaltungsgebühr technischer Chemiker ist nicht 
nach § 47 GebAG, sondern nach § 34 Abs. 2 GebAG zu 
bestimmen. 

5. Die weltgehende Annäherung an die außergerichtlichen 
Erwerbseinkünfte hat mit 80% des Stundensatzes zu 
erfolgen. 

6. Im Strafverfahren besteht- anders als Im Zivilverfahren -
keine Warn- und Aufklärungspflicht des Sachverständi­
gen gegenüber dem Gericht wegen unverhältnismäßig 
hoher Gebühren (Grundsatz der amtswegigen Wahr­
heitsforschung). 

OLG Wien vom 18. Februar 1993, 26 Bs 12/93 

Die Staatsanwaltschaft S. stellte am 30. März 1992 beim 
Bezirksgericht L. den Antrag auf Vornahme gerichtlicher Vorer­
hebungen gegen X. Y. wegen des Verdachtes nach den§§ 180, 
181 StGB durch Einholung eines Gutachtens eines Sachver­
ständigen aus dem Fachgebiet der Chemie. Mit Beschluß vom 
selben Tag betellte das Gericht Dr. N. N. zum Sachverständigen 
und trug ihm die Erstattung eines Gutachtens darüber auf, ob 
das dem Verdächtigen angelastete Verhalten (unsachgemäße 
Abwasserentsorgung) die Kriterien der vorgenannten Tatbe­
stände erfüllt. 

Der Sachverständige legte am 24. 4. 1992 sein Gutachten unter 
Anschluß einer Honorarnote vor und gab am 9. 8. 1992 zu der 
von X. Y. gemäß § 39 Abs. 1 GebAG erstatteten Äußerung eine 
Stellungnahme ab. Nach Beischaffung einer Preisliste Dris. N. N. 
und Einholung einer Äußerung des Sachverständigen dazu 
bestimmte das Bezirksgericht mit dem angefochtenen 
Beschluß die Gebühr für das Gutachten vom 24. 4. 1992 mit 
S 83.915,- und wies das Mehrbegehren von S 28.513,- ab. 

Dagegen richten sich die rechtzeitigen Beschwerden des Ver­
dächtigen X. Y. und des Sachverständigen. 

Zur Entscheidung überdie Beschwerde gegen den im Z-Verfah­
ren gelaBten Gebührenbestimmungsabschluß ist der Gerichts­
hof zweiter Instanz zuständig (sieh Krammer-Schmidt GebAG2, 

§ 41 ENr. 50 1). 

Der Beschwerde des Sachverständigen Dr. N. N. kommt keine 
Berechtigung zu. 

Auszugehen ist davon, daß einem vom Gericht bestellten Sach­
verständigen der Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten, der 
Kosten für die Beiziehung von Hilfskräften und der sonstigen 
durch seine Tätigkeit im gerichtlichen Verfahren verursachten 
notwendigen Kosten, die Entschädigung für Zeitversäumnis 
und die Gebühr für Mühewaltung zustehen (§ 24 GebAG). 
Gebührenordnungen - wie im vorliegenden Fall die auf Grund 
des§ 31 Abs. 2 des Ingenieurkammergesetzes BGBI. 1969/71 
mit Verordnung der Bundes-Ingenieurkammer erlassene 
Gebührenordnung für Ziviltechniker für technische Chemie -
sind nur bei Bemessung der Gebühr für Mühewaltung nach§ 34 
Abs. 2 und 3 GebAG heranzuziehen, nicht jedoch bei Bestim­
mung anderer Gebührenbestandteile. Diesbezüglich ist die 
Regelung des Gebührenanspruchsgesetzes abschließend 
(Krammer-Schmidt aaO, Anm. 11 zu§ 34). 

Der pro Lichtbild zuerkannte Ersatzbetrag von S 20,- ist entge­
gen dem Beschwerdestandpunkt des Verdächtigen angemes­
sen. 
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Als teilweise berechtigt erweist sich dagegen die Beschwerde 
des X. Y., soweit sie sich auf den Punkt 1) des angefochtenen 
Beschlusses bezieht. Zwar lassen sich die vom Sachverständi­
gen erbrachten Leistungen nicht in die Tariftatbestände des§ 47 
Abs. 1 GebAG einordnen oder diesen gleichhalten, sodaß die 
Gebühr für Mühewaltung gemäß§ 34 Abs. 2 GebAG nach rich­
terlichem Ermessen zu bestimmen ist. Da für die Tätigkeit des 
Gutachters die schon zitierte gesetzlich zulässige Gebühren­
ordnung besteht, ist das Erstgericht mit Recht davon ausgegan­
gen, daß der Sachverständige im außergerichtlichen Erwerbs­
leben für eine vergleichbare Tätigkeit einen Stundensatz in der 
Höhe der verdoppelten Zeitgebühr, somit S 1.232,- bezieht. 

Aufklärungsbedürftig ist jedoch, wie der Beschwerdeführer X. Y. 
zutreffend einwendet, woraus sich die Ansätze der dem 
bekämpften Beschluß gleichfalls zugrundegelegten Preisliste 
des Sachverständigen zusammensetzen. Sollte darin eine 
Abgeltung für die mit den Analysen verbundene Mühewaltung 
enthalten sein, so wäre dem Gutachter eine Abgrenzung zu den 
separat verzeichneten 15 Stunden Mühewaltung abzuverlan­
gen. Sollte sich die Preisliste aber auch oder ausschließlich auf 
die Kosten für die bei der Untersuchung verbrauchten Stoffe 
beziehen, wären diese richtigerweise gemäß § 31 Z 2 GebAG 
zuzusprechen. Aufzuschlüsseln sind vom Sachverständigen 
auch die mit S 8.972,10 in Rechnung gestellten und fälschlich 
mit S 11.322,- zugesprochenen allgemeinen Unkosten (§ 31 
GebAG). 

Der Vollständigkeit halber ist dem Sachverständigen ungeach­
tet der Aufhebung des Punktes 1) des angefochtenen Beschlus­
ses auf sein Beschwerdevorbringen noch zu erwidern, daß die 
Bestimmung der Gebühr für Mühewaltung in der vollen Höhe 
jener Einkünfte, die er für eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit im 
außergerichtlichen Erwerbsleben üblicherweise bezöge, 
gemäß§ 34 Abs. 2 GebAG nur zulässig ist, wenn das Gutachten 
eine besonders ausführliche wissenschaftliche Begründung 
enthält und außergewöhnliche Kenntnisse auf wissenschaftli­
chem oder künstlerischem Gebiet voraussetzt. Ersteres ist aber 
vorliegend nicht der Fall, weshalb eine weitgehende Annähe­
rung an diese Einkünfte- der überwiegenden Rechtsprechung 
folgend mit 80% des vorstehenden angeführten Stundensatzes 
-zu erfolgen hat (Krammer-Schmidt, aaO, § 34 ENr. 21 ). 

Eine Warn- und Aufklärungspflicht des Sachverständigen 
gegenüber dem Gericht hinsichtlich unverhältnismäßig hoher 
Gebühren wie im Zivilverfahren besteht im übrigen im Strafver­
fahren zufolge des dort geltenden Grundsatzes der amtswegi­
gen Wahrheitsforschung - der Auffassung des Verdächtigen 
zuwider - nicht. 

Es war daher über die beiden Rechtsmittel wie im Spruch 
ersichtlich zu entscheiden. 

Beiziehung eines weiteren 
Sachverständigen(§ 25 GebAG) 
1. Der Sachverständige hat sein Gutachten persönlich zu 

erstatten und darf sich- ohne Genehmigung des Gerich­
tes - keines Untergutachters bedienen. 
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2. Holt ein Sachverständiger eine .gutachterllche Stellung­
nahme" eines anderen Sachverständigen zur Dämmwir­
kung einer Hohlblockziegelwand ein, so ist dies weder 
ein Unterbe!Und, noch ein Untergutachten. Der Sachver­
ständige hat sich vielmehr ohne Beiziehung auf den vor­
liegenden Fall eine reintheoretisch gestellte Frage beant­
worten lassen, so wie wenn er in einem Fachbuch nach­
geschaut hätte. Damit hat aber der Sachverständige sein 
Gutachten in Eigenverantwortung erstattet. Für eine 
Aberkennung des Gebührenanspruches (§ 25 GebAG) 
besteht kein Anlaß. 

3. Die inhaltliche Richtigkeit des Sachverständigengutach­
tens ist grundsätzlich nicht Voraussetzung für den 
Gebührenanspruch. 

DLG Wien vom 30. November 1993, 12 R 222/93 

Mit Beschluß vom 14. 1. 1993 bestellte das Erstgericht Dipl.lng. 
N. N. zum Sachverständigen und ersuchte ihn, binnen sechs 
Wochen Befund und Gutachten darüber abzugeben, ob die von 
der klagenden Partei erbrachten Leistungen mangelhaft sind, 
ob es sich hiebei um behebbare oder unbehebbare Mängel 
handelt, welcher Aufwand für die Behebung erforderlich wäre 
und welche Preisminderung für unbehebbare Mängel ange­
messen erscheint. 

Am 18. 5. 1993 erstattete der Sachverständige sein Gutachten.ln 
diesem Ii stete er unter 4.1 (in folge der viel zu allgemein gehalte­
nen Fragestellung durch das Erstgericht unvermeidbar) selb­
ständig verschiedene Mängel auf und führte unter anderem aus: 
"Die Schimmelbildung an der Außenwand (des Dachgeschos­
ses) ist auf fehlende bzw. zu geringe Wärmedämmung dieses 
Bereiches zurückzuführen. Die vorliegenden Schnittpläne zei­
gen (soweit erkennbar), daß die Dachhaut bis zum Mauerwerk 
geführt wurde, sodaß eine Wärmedämmung zusätzlich zu einer 
Ziegelwand (25 cm) nicht mehr errichtet werden konnte und ein 
Ziegelmauerwerk (Hohlblock) im Ausmaß von 25 cm nicht 
geeignet ist, in der kalten Jahreszeit eine Abkühlung dieses 
Bauteiles soweit hintanzuhalten, daß der Taupunkt nicht im 
Bereich des Mauerwerkes zu liegen kommt (siehe auch beilie­
gendes Gutachten Dipl.lng. A.). Dies widersprichtdem Stand der 
Technik (siehe auch§ 31 -richtig wohl:§ 31 a- Bauordnung für 
NÖ) ... Auch dieses Phänomen (Schimmelbildung Fensterlai­
bung) ist auf fehlende oder zu geringe Wärmedämmung 
zurückzuführen ... " 

Ferner befaßte sich der Sachverständige mit der Frage der 
Behebbarkeil dieser Mängel. Dem Gutachten angeschlossen 
ist ein "Aktenvermerk und gutachterliehe Stellungnahme" des 
Dipl. lng. A., Zivilingenieur für Bauwesen, allgemein beeideter 
gerichtlicher Sachverständiger, vom 30. 4. 1993, in welchem er 
eine Anfrage des gerichtlich bestellten Sachverständigen 
beantwortet, inwieweit ein Außenmauerwerk aus 25 cm Hohl­
blockziegelwand für das Erfordernis gemäß§ 31 (richtig wohl: 
§ 31 a) der Bauordnung für Niederösterreich ausreicht. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen antragsgemäß mit 
S 12.730,-.ln Erwiderung einer Äußerung der klagenden Partei, 
daß sich der Sachverständige unzulässigerweise eines Unter­
gutachters bedient hätte, führte es aus, daß die klagende Partei 
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nicht einmal andeutungsweise dargelegt habe, ob und aus wel­
chen Gründen das Gutachten oder das aufgenommene Unter­
gutachten mangelhaft oderfalsch sein sollten oder aus welchen 
Gründen der beigezogene Untergutachter hätte abgelehnt wer­
den sollen. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs der klagenden 
Partei. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Da der Sachverständige, weder von der Rekurswerberin 
behauptet noch aus dem Akteninhalt sonst erkennbar, für die 
Einholung der "gutachterlichen Stellungnahme" des Dipl.lng. A. 
Kosten verzeichnete, ist der vorliegende Fall lediglich aus der 
Sicht des § 25 GebAG zu beurteilen, d. h. es ist die Frage zu 
beantworten, ob im Sinne der genannten Gesetzesstelle ein 
Grund vorliegt, dem Sachverständigen einen Gebührenan­
spruch abzuerkennen. 

Die Frage, ob der Sachverständige sein Gutachten persönlich 
zu erstatten hat oder sich eines Untergutachters bedienen darf 
(worunter die Beiziehung von Hilfskräften im Sinne des§ 30 Z 1 
GebAG nicht zu verstehen ist), wird im Gesetz nicht ausdrück­
lich beantwortet, ist aber wohl grundsätzlich zu verneinen 
(Krammer - Schmidt, GebAG2, § 30 E 1; zu den Ausnahmen: 
siehe Krammer in "Der Sachverständige" Heft 3/1990 S. 22). 

Von den obengenannten Ausnahmefällen (Einholung eines 
Röntgenbefundes durch den ärztlichen Sachverständigen mit 
"konkludenter" Zustimmung des Gerichtes) und dem der Ent­
scheidung 48 R 267/92 des Landesgerichts für ZRS Wien 
zugrundeliegenden Fall (Vorlage eines von einem anderen 
Sachverständigen erstatteten Gutachtens durch den gerichtlich 
bestellten Sachverständigen) unterscheidet sich der vorlie­
gende Fall entscheidend dadurch, daß der hier bestellte Sach­
verständige nicht etwa einen Unterbefund oder ein Untergut­
achten einholte, sondern sich von einem Kollegen eine ohne 
Beziehung auf den vorliegenden Fall rein theroretisch gestellte 
Frage beantworten ließ (wie wenn er etwa in einem Fachbuch 
nachgeschaut hätte) und die entsprechende Antwort dann nach 
selbst erstattetem Befund seinen gutachterliehen Äußerungen 
zugrundelegte. Damit erstattete der Sachverständige aber sein 
Gutachten in Eigenverantwortung und wird, falls von den Par­
teien gewünscht, noch entsprechende Aufklärung zu geben 
haben. Ein im§ 25 GebAG 1975 geregelter oder ihm gleichzu­
haltender Fall für eine Aberkennung des Gebührenanspruches 
des Sachverständigen kann nicht gefunden werden. 

Abgesehen davon, daß die inhaltliche Richtigkeit des Sachver­
ständigengutachtens grundsätzlich nicht Voraussetzung für 
den Gebührenanspruch ist (Krammer - Schmidt GebAG2, 

§ 25 E 31 II) wurde eine Behauptung in dieser Richtung vom 
Rekurswerber nicht einmal aufgestellt. 

Dem Rekurs war daher ein Erfolg zu versagen. 

Die Unzulässigkeil eines weiteren Rechtsmittels folgt aus§ 528 
Abs. 2 Z 5 ZPO. 
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Mühewaltungsgebühr -
Maler· und Anstreichermeister 
(§ 34 Abs. 2 GebAG) 
1. Einfache gewerbliche und geschäftliche Erfahrungen 

(§ 34 Abs. 3 GebAG) reichen nicht aus, wenn ein Maler­
und Anstreichermeister als Sachverständiger ein Gut­
achten darüber zu erstatten hat, ob jemand über die 
wesentlichen Fähigkeiten und Kenntnisse aus dem Lehr­
beruf Maler und Anstreicher verfügt. Die Mühewaltungs­
gebühr ist nach § 34 Abs. 2 GebAG zu bestimmen. 

2. ln weitgehender Annäherung an den Stundensatz eines 
Maler- und Anstreichermeisters bei denkbar qualifizier­
testem Einsatz im Berufsleben ist von einem Betrag von 
5 700,- pro Stunde auszugehen. Im Rahmen des richterli­
chen Ermessens wurde allerdings auf Grund der beson­
deren Umstände des vorliegenden Falles nur ein Stun­
densatz von S 500,- als angemessen angesehen. 

3. Die Umsatzsteuer gebührt auch von den Barauslagen. 

OLG Wien vom 30. November 1993, 34 Rs 99/93 

Komm. Rat N. N. wurde mit Beschluß des Erstgerichtes vom 14. 
12. 1992 zum Sachverständigen bestellt und beauftragt, ein Gut­
achten darüber zu erstatten, ob der Kläger über die wesentli­
chen Fähigkeiten und Kenntnisse ausdem Lehrberuf Maler und 
Anstreicher verfüge; ferner wurde der Sachverständige mit 
Zusatzauftrag vom 19. 2. 1993 ersucht, ein Ergänzungsgutach­
ten darüber zu erstatten, ob der Kläger mit Kobaltchiarid und 
Kaliumdichromat (Allergene) anläßlich seiner Berufsausübung 
in direkten Kontakt kommen könne. 

Für dieses Gutachten hat der Sachverständige insgesamt 
Gebühren von S 12.723,- angesprochen. die ihm mit dem ange­
fochtenen Beschluß auch zuerkannt worden sind. Darunter u. a. 
Gebühr für Mühewaltung für die Prüfung des Klägersam 11. und 
12. 2. 1993 in Durchführung des Gutachtenauftrages für 6 Stun­
den it S 750,- in der Höhe von S 4.500,-, für die Abfassung des 
Gutachtens 3 Stunden it S 750,- in der Höhe von S 2.250,-, 
sowie für das Ergänzungsgutachten 3 Stunden it S 750,- S 
2.250,-. 

Gegen diesen Beschluß, womit die Gebühren in voller Höhe 
zuerkannt worden sind, richtet sich der fristgerechte Rekurs der 
beklagten Partei mit dem Antrag, die Gebühren inklusive USt nur 
mit S3.420,- zu betimmen und das Mehrbegehren abzuweisen; 
hilfsweise wurde ein Aufhebungsantrag gestellt. 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Die Rekurswerberin führte aus, daß, wie bereits in der Äußerung 
zur Gebührennote dargelegt, die Gebühr für Mühewaltung nicht 
gemäß§ 34Abs. 2, sondern gemäß Abs.3 GebAG zu bestimmen 
gewesen wäre, da für die Befundaufnahme und Gutachtenser­
stattung einfache gewerbliche Kenntnisse ausgereicht hätten. 
Im angefochtenen Beschluß sei keine ausreichende Begrün­
dung dafür enthalten, daß einfache gewerbliche Kenntnisse 
nicht ausreichten. 

Dazu ist auszuführen: 
Gemäß§ 34 Abs. 2 GebAG ist die Gebührfür Mühewaltung nach 
den Tarifen dieses Gesetzes zu bestimmen. Soweit es sich 
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um Leistungen handelt, die nicht in diesen Tarifen genannt sind, 
und soweit im§ 34 Abs. 3 leg. cit. sowie im§ 49 Abs. 1 und 2 leg. 
cit. nichts anderes bestimmt ist, ist die Gebühr nach der aufge­
wendeten Zeit und Mühe nach richterlichem Ermessen zu 
bestimmen. 
Der Sachverständige hat im vorliegenden Fall Leistungen hin­
sichtlich der Beurteilung der Berufskenntnisse des Klägers 
erbracht, für die das GebAG keinen Tarif vorsieht, wobei aber 
wegen ihrer Ähnlichkeit mit den im GebAG angeführten Leistun­
gen(§ 49 Abs. 1 leg. cit.) keine Vergleichbarkeit vorliegt, so daß 
keine Entlohnung mit derfür die nächstähnliche Leistung vorge­
sehenen Gebühr möglich ist. Es ist daher zu prüfen, ob im Sinne 
des Rekursverbringens § 34 Abs.3 GebAG anwendbar ist. Diese 
Bestimmung sieht einen fixen Stundensatz vor, wenn im Einzel­
fall einfache gewerbliche oder geschäftliche Erfahrungen, die 
bei einem Sachverständigen dieses Faches für seine außerge­
richtliche Berufstätigkeit gewöhnlich vorausgesetzt werden, 
genügen, und darüber hinaus das GebAG keinen Tarif für die 
Mühewaltung dieses Sachverständigen vorsieht und auch, daß 
für seine außergerichtlichen Einkünfte Gebührenordnungen, 
Richtlinien oder Empfehlungen gemäß Abs. 2 leg. cit. nicht 
bestehen. Einerseits muß der Sachverständige über die Kennt­
nisse eines Meisters in der Berufssparte verfügen, andererse'lts 
müssen die Fachkenntnisse theoretisch und praktisch beurteilt 
werden, wie dies bei einer Lehrabschlußprüfung erforderlich ist. 
Die Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie vom 24. 2. 1975, BGBI. Nr. 164 regelt im Rahmen der 
Prüfungsordnung für die Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf 
Maler und Anstreicher die Durchführung der Lehrabschlußprü­
fung sowohl im praktischen als auch im theoretischen Teil. Der 
Sachverständige hat in seinem Gutachten einerseits die Ergeb­
nisse des Testbogens AS 41 bis 51 verwertet. Dies entspricht 
zumindest teilweise dem Fachgespräch sowie der Durchfüh­
rung dertheoretischen Prüfung gemäß den§§ 2 und 3 der vorzi­
tierten Verordnung. Außerdem hat der Sachverständige dem 
Kläger die Aufgabe gestellt, auf einer groben Kalkzementmör­
telmauerfläche 165 x 135 cm eine lackierte Dispersionsmalerei 
herzustellen, sowie auf einer rohen ungrundierten Gipskarton­
platte 135 x 125 cm eine zweifärbige, weiße und grüne Lackie­
rung auf Acrylbasis herzustellen. Dies entspricht wiederum der 
Durchführung der praktischen Prüfung gemäß§ 2 der genann­
ten Verordnung BGBI. Nr. 164/1975. Eine Anwendung des§ 34 
Abs. 3 GebAG kommt nicht in Frage. 

Gemäß§ 34 Abs. 2 GebAG ist die Gebühr für Mühewaltung nach 
der aufgewendeten Zeit und Mühe - unter Berücksichtigung 
dieser prüfenden Tätigkeit- nach richterlichem Ermessen zu 
bestimmen, wobei diese Honorierung personen- und nicht 
sach- und leistungsbezogen zu erfolgen hat (SV 1984/3, 15ff, 
1993/28f). Dabei ist einerseits auf die öffentliche Aufgabe der 
Rechtsprechung zum Wohl der Allgemeinheit Bedacht zu neh­
men und andererseits eine weitgehende Annäherung an die 
Einkünfte anzustreben, die der Sachverständige für eine glei­
che oder ähnliche Tätigkeit im außergerichtlichen Erwerbsle­
ben üblicherweise bezöge. Für die Vornahme von Lehrab­
schlußprüfungen erhalten die Prüfer derzeit eine ehrenamtliche 
Aufwandsentschädigung von nur S 111,- pro Stunde. Nach§ 34 
Abs. 2 letzter Satz leg. cit. sind die Sätze für gleiche oder 
ähnliche außergerichtliche Tätigkeiten in der Regel als das 
anzusehen, was der Sachverständige im außergerichtlichen 
Erwerbsleben üblicherweise bezieht. Geht man hiebei von etwa 
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S 700,- pro Stunde in weitgehender Annäherung an den Stun­
densatz bei denkbar qualifiziertestem Einsatz im Berufsleben 
aus, erscheint ein Zuspruch von rund 70% hieven als Annähe­
rung im Sinne des§ 34 Abs. 21eg. cit. angemessen (vgl. SV 1985/ 
2, 21; 1991,24, 1992/26f, 1993/26ff). Fürdiese Position Punkt2.) 
lit. a ist daher ausgehend von S 500,- pro Stunde ein Betrag von 
S 3.000,- zuzuerkennen. 

Insgesamt errechnen sich daher S 7.292,- zuzüglich 20% USt 
von S 1.458,40. Die Umsatzsteuer gebührt auch von Barausla­
gen (vgl. SV 1989/Seite 15ff). 

Im Hinblick auf die teilweise Stattgebung des Rekurses war dem 
Erstgericht die weitere Anordnung (Rückforderung des abge­
wiesenen Mehrbegehrens) gemäß§ 527 Abs. 1 ZPO zu übertra­
gen. 

Zum Arzttarif (§ 43 GebAG) 
1. Die Gebührenansätze des Tarifs (§ 43 Abs. 1 Z 1 GebAG) 

umfassen auch die Befundaufnahme und die Vorberei­
tung des Gutachtens. Eine gesonderte Verrechnung 
eines Zeitaufwandes ist nicht zulässig. 

2. Für die Beantwortung der Fragen nach den Verletzungen 
und nach den erlittenen Schmerzen steht der Gebühren­
ansatz nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. d GebAG doppelt zu. 

3. Die Beantwortung der Frage, ob und gegebenenfalls 
welche Verletzungsfolgen bei ordnungsgemäßer Angur­
tung eingetreten wären, ist mit dem halben Satz des§ 43 
Abs. 1 z 1 lit. d GebAG zu honorieren. 

OLG Wien vom 17. September 1993, 12 R 162/93 

Mit Beschluß vom 7. Mai 1990 wurde Dr. N. N. zum Sachver­
ständigen bestellt und ersucht, Befund und Gutachten darüber 
zu erstatten, welche Verletzungen der Kläger bei dem Verkehrs­
unfall (vom 9. April 1989) erlitt, über Art, Dauer und Umfang der 
erlittenen Schmerzen sowie darüber, ob und gegebenenfalls 
welche Verletzungsfolgen bei ordnungsgemäßer Angurtung 
eingetreten wären. Ferner wurde der Sachverständige ersucht, 
eine Zusammenfassung der Schmeri:en im Augenbereich 
durchzuführen. 

Der Sachverständige kam diesem Auftrag nach, wobei er zur 
letztgenannten Frage allerdings nur darauf hinwies, daß die von 
ihm festgestellten Schmerzperioden zu den augenärztlicher­
seits errechneten Schmerzen hinzukämen. Für seine Tätigkeit 
verzeichnete er insgesamt S 6.600,-, darunter für eine ein­
gehende klinische Untersuchung, Befund und Begründung 
S 1.000,- sowie für Zeitaufwand und Mühewaltung zur Erstel­
lung eines ausführlichen Gutachtens mit Beantwortung von drei 
FragenaS 1.200,-, zusammen s 3.600,-. 

Das Erstgericht bestimmte die Gebühr antragsgemäß. 

Dagegen richtet sich der Rekurs des Revisors beim Landes­
gericht für ZRS Wien. 

Der Rekurs ist berechtigt. 

Die Entlohnung für Mühewaltung umfaßt auch die Befundauf­
nahme und die Vorbereitung des Gutachtens. Eine darüber hin­
ausgehende Zeitversäumnis im Sinne§ 32 Abs. 1 GebAG ist aus 
der Gebührennote des Sachverständigen nicht zu entnehmen, 
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sodaß ihm hiefür eine eigene Entschädigung nach§ 32 GebAG 
nicht zustehtim übrigen bestehen für die Tätigkeit von Ärzten 
gesetzliche Tarife, wonach die Gebühr für Mühewaltung für die 
Untersuchung samt Befund und Gutachten bei einer besonders 
zeitaufwendigen, körperlichen Untersuchung oder bei einer 
neurologischen oder psychiatrischen Untersuchung je mit ein­
gehender Begründung des Gutachtens S 1.046,- beträgt(§ 43 
Abs. 1 z 1 lit. d GebAG in der zur Zeit der Gutachtenserstellung 
geltenden Fassung). Da der Sachverständige sowohl die Frage 
nach den Verletzungen des Klägers als auch nach Art, Dauer 
und Umfang der erlittenen Schmerzen zu beantworten hatte, 
steht ihm die genannte Gebühr doppelt zu. Der Sachverstän­
dige ging auch auf die Frage ein, ob und gegebenenfalls welche 
Verletzungsfolgen bei ordnungsgemäßer Angurtung eingetre­
ten wären. Diese Frage konnte er, wie der Rekurswerber zutref­
fend ausführt, ohne zusätzliche Befundaufnahme beantworten, 
sodaß ihm hiefür in analoger Anwendung des § 49 Abs. 3 Z 2 
GebAG nur die Hälfte der Gebühr nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. d 
GebAG zusteht, somit ein Betrag von S 523,- (vgl. Kram­
mer-Schmidt, SDG-GebAG2 § 43 GebAG E 51). Zur Frage der 
Schmerzen im Augenbereich verwies der Sachverständige 
lediglich auf das augenfachärztliche Gutachten, sodaß ihm hie­
für keine gesonderte Entlohnung zusteht. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

Die Unzulässigkeil eines weiteren Rekurses folgt aus § 528 
Abs. 2 Z 5 ZPO. 

Anmerkung: Vgl. dazu (insbesondere zur Honorierung des Teil­
gutachtens über die Verletzungsfolgen bei ordnungsgemäßer 
Angurtung) SV 1991 I 4,19 

Verbesserungsverfahren 
(§ 39 Abs. 1 GebAG) -
Zum Arzttarif (§ 43 GebAG) 
1. Für die Honorierung eines Gutachtens nach § 43 Abs. 1 

Z 1 lit e GebAG muß die Begründung nicht nur umfang­
reich sein, sondern sich auch durch Wissenschaftlichkeit 
auszeichnen, also z. B. durch Bezugnahme auf verschie­
dene Lehrmeinungen und Auseinandersetzung mit ihnen 
zur Darlegung des eigenen gutachtlichen Standpunkts. 

2. Bei Begutachtung der Fragen nach Art und Umfang der 
Verletzung einerseits sowie der Dauer und Intensität der 
Schmerzen handelt es sich um zwei gesondert zu hono­
rierende Gutachten, für die zweimal dervolle Ansatz nach 
§ 43 Abs. 1 Z 1 lit d GebAG zusteht. 

3. Hat der Sachverständige seine Gebühren pauschal (hier 
mit S 3.000,-) verzeichnet, so ist die mangelhafte Gebüh­
rennote dem Sachverständigen zur Verbesserung 
zurückzustellen, weil die verzeichneten Gebühren nicht 
einer bestimmten Gebührenposition zugeordnet werden 
können. 

4. Ist das Verbesserungsverfahren unterblieben, aber nach 
der Aktenlage mit Sicherheit anzunehmen, daß der Sach­
verständige neben der Mühewaltungsgebühr auch noch 
die Gebühr für Aktenstudium und Schreibgebühren ver-
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zeichnet hätte, so sind ihm auch diese Gebührenansätze 
vom Rekurssenat in angemessener Höhe zuzusprechen, 
zu mal der Sachverständige die diesbezüglichen Leistun­
gen tatsächlich erbracht hat. 

OLG Linz vom 23. Dezember 1993, 2 R 226/93 

Der Kläger begehrt zuletzt S 70.117,- an Schmerzengeld und 
Sachschadenersatz aufgrund eines Verkehrsunfalles; weiters 
wurde ein Feststellungsbegehren gestellt. 

Zur Frage von Art und Umfang der Verletzungen des Klägers 
sowie Dauer und Intensität seiner Schmerzen wurde vom Erst­
gericht Dr. N. N. zum medizinsichen Sachverständigen bestellt. 
Der medizinische Sachverständige erstattete ein sechs Seiten 
umfassendes schriftliches Gutachten und sprach hiefür eine 
Gebühr von insgesamt S 4.716,- an. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühr antragsgemäß und begründete seine Entscheidung 
damit, die Gebühr entspräche den erbrachten Leistungen sowie 
den Bestimmungen des GebAG. 

Gegen diesen Gebührenbestimmungsbeschluß richtet sich der 
rechtzeitige Rekurs der Republik Österreich, vertreten durch 
den Revisor beim LandesgerichtS., mit dem Antrag auf Bestim­
mung der Sachverständigengebühr mit S 4.004,- und Abwei­
sung des Mehrbegehrens. 

Dem Rekurs kommt teilweise Berechtigung zu. 

Der Rekurswerber wendet sich gegen den Zuspruch von 
Gebühren für Mühewaltung in der Höhe von S 3.000,-; diesen 
Betrag habe der Sachverständige unter Außerachtlassung des 
im § 43 GebAG normierten Tarifes verzeichnet. 

Gemäß§ 43Abs. 1 Z 11it.d GebAG beträgtdie Gebührfür Mühe­
waltung bei einer besonders zeitaufwendigen körperlichen 
Untersuchung mit eingehender Begründung des Gutachtens 
S 1.203,-. Ein höherer Anspruch(§ 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG) 
besteht nur dann, wenn das Gutachten zusätzlich eine beson­
ders ausführliche wissenschaftliche Begründung enthält; die 
Begründung müßte also nicht nur umfangreich sein, sondern 
sich auch durch Wissenschaftlichkeit, also zum Beispiel durch 
Bezugnahme auf verschiedene Lehrmeinungen und Auseinan­
dersetzung mit ihnen zur Darlegung des eigenen gutächterli­
chen Standpunktes auszeichnen (vgl. Feil, GebAG 1975, E 1 zu 
§ 43). Das vorliegende Gutachten entspricht diesen Anforde­
rungen jedoch nicht; es ist daher vom Tarifsatz des § 43 
Abs. 1 Z 1 lit. d GebAG auszugehen. 

Zutreffend verweist der Rekurswerber auch darauf, daß es sich 
nach der überwiegenden Rechtsprechung bei der Begutach­
tung der Fragen nach Art und Umfang der Verletzungen einer­
seits sowie Dauer und Intensität der Schmerzen andererseits 
um zwei gesondert zu honorierende Gutachten handelt (Feil, 
GebAG 1975, 90f). Dem Sachverständigen waren daher an 
Gebühren für Mühewaltung 2 x s 1.203,-, insgesamt somit 
S 2.406,- zuzusprechen.ln dieser Höhe gesteht der Rekurswer­
ber dem Sachverständigen jedenfalls eine Gebühr für Mühe­
waltung zu(§ 405 ZPO). 

Es war aber auch zu bedenken, daß der vom Sachverständigen 
pauschal verzeichnete Betrag von S 3.000,- nicht einer 
bestimmten Rubrik seiner Gebührennote zuordenbar ist; würde 
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es sich dabei nämlich alleine um die Gebühr für Mühewaltung 
handeln, wäre die Eintragung wohl richtigerweise in der Rubrik 
"§ 43/1 ''und nicht"§ 49/1 mangels Tarif" erfolgt. Das Erstgericht 
hätte die mangelhafte Gebührennote dem Sachverständigen 
zur Verbesserung zurückstellen müssen. Für diesen Fall ist 
nach der Aktenlage mit Sicherheit anzunehmen, daß der Sach­
verständige neben der Gebühr für Mühewaltung auch noch 
Aktenstudium und Schreibgebühr verzeichnet hätte, denn dies­
bezügliche Leistungen hat er tatsächlich erbracht. 

Dem Sachverständigen war daher- obwohl nicht gesondert auf­
gelistet - auch eine Gebühr für das Aktenstudium gemäß 
§ 36 GebAG sowie eine Schreibgebühr gemäß§ 31 Z 3 GebAG 
zuzuerkennen. Daß die Gutachtenserstattung nach Aktenstu­
dium erfolgt ist, ergibt sich bereits aus dem Gutachten selbst 
(ON 6, AS 25), weshalb die diesbezügliche Gebühr in der vom 
erkennenden Senat als angemessen erachteten Höhe von 
S 200,- auch zugesprochen werden konnte. Die Schreibgebühr 
wiederum wurde- mangels jeglicher Anhaltspunkte, die auf das 
Vorliegen von Durchschriften hinweisen - lediglich für die 
Urschrift (6 Seitenil S 20,-) zugesprochen. 

Zusammenfassend war dem Sachverständigen daher in teil­
weiser Stattgebung des Rekurses eine Sachverständigenge­
bühr von insgesamt S 4.388,- anstelle der vom Erstgericht ins­
gesamt zugesprochenen S 4.716,- zuzuerkennen. 

Das Erstgericht wird die bereits getroffene Auszahlungsanord­
nung unter Einbeziehung des Ausspruches gemäß § 2 Abs. 2 
GEG im Sinne dieser Rekursentscheidung abzuändern haben. 

Anmerkung: Zu dem im ersten Leitsatz dieser Entscheidung 
verwendeten Begriffsinhalt der Honorierungsvoraussetzung 
der "Wissenschaftlichkeit" vergleiche die ausführliche Kritik 
von Krammer in "Einige Gedanken zur Auslegung des Gebüh­
renanspruchsgesetzes'~ SV 199211, 21. 

Harald Krammer 

Äußerungsfrist 
(§ 39 Abs. 1 GebAG) 
1. Den Parteien ist bei Zustellung der Gebührennote des 

Sachverständigen eine 14 Tage nicht übersteigende Frist 
zur Äußerung zu setzen (§ 39 Abs. 1 letzter Satz GebAG). 

2. Wurde die Gebührennote den Parteien ohne FristsetzunQ 
zur Äußerung zugestellt, so kann dieser Verfahrensfehler 
nur dann mit Erfolg geltend gemacht werden, wenn er für 
die Wahrung der Parteienrechte bedeutsam war. 

3. Für eine betriebswirtschaftliche Kostenermittlung kann 
die Erarbeitung eines eigenen EDV-Programms durch 
Hilfskräfte(§ 30 Abs. 1 GebAG) notwendig sein. Dabei ist 
von der Meinung des Sachverständigen auszugehen, 
soweit ihre Unrichtigkeit nicht erwiesen wurde. 

OLG Wien vom 5. Jänner 1994, 13 R 228/93 

Im vorliegenden Rechtsstreit begehrt die klagende Partei die 
Zahlung von S 832.685,- s.A. von der Beklagten auf Grund eines 
Verkehrsunfalles, wonach der klagenden Partei unfallkausale 
Mehraufwendungen, darunter auch Reservehaltungskosten für 
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105 Tage in der Höhe von insgesamt S 84.315,- entstanden. Mit 
Beschluß vom 10. 5. 1993 bestellte das Erstgericht Dipl.lng. DDr. 
techn. N. N. zum Sachverständigen und beauftragte ihn mit der 
Befund- und Gutachtenserstattung darüber, welche Reserve­
haltungskasten die klagende Partei betriebswirtschaftlich im 
Jahre 1984 hatte. Der Sachverständige erstattete auftragsge­
mäß sein Gutachten vom 18. 10. 1993, wobei er darauf hinwies, 
daß "wegen des vorhersahbaren Rechenaufwandes" ... "vom 
Sachverständigen ein eigenes EDV-Programm zur Bearbeitung 
des Datenmaterials erarbeitet" wurde. Er verzeichnete Gebüh­
ren in Höhe von S 79.252,-, wobei er für Hilfskräfte gemäß§ 30 
Abs. 1 GebAG für 69 Technikerstunden für EDV insgesamt 
S 35.880,- in Rechnung stellte. 

Das Erstgericht hat mit dem angefochtenen Beschluß die 
Gebühren im angesprochenen Umfang bestimmt. 

Diesen Beschluß bekämpft die beklagte Partei mit ihrem Rekurs 
mit dem Antrag auf Abänderung durch Abweisung des Gebüh­
renantrages des Sachverständigen, in eventu auf Aufhebung 
und Zurückverweisung. 

Dem Rekurs kommt keine Berechtigung zu. 

Gutachten und Kostennote wurden den Parteien jeweils am 25. 
10:1993 zugestellt, ohne daß ausdrücklich eine Äußerungsfrist 
im Sinne des § 39 Abs. 1 letzter Satz GebAG gesetzt worden 
wäre. Erst nach Ablauf der in dieser Gesetzesbestimmung vor­
gesehenen 14 Tage nicht übersteigenden Frist, nämlich am 19. 
11. 1993 übergab das Erstgericht seinen Gebührenbeschluß 
vom 25. 10. 1993 der Geschäftsabteilung. Der Beschluß wurde 
der beklagten Partei am 22. 11.1993 zugestellt, an welchem Tag 
sie auch ihre Äußerung bei Gericht überreichte.ln dieser Äuße­
rung werden im wesentlichen dieselben Einwendungen erho­
ben wie im Rekurs. Auf die Ausführungen zur inhaltlichen Rich­
tigkeit ist bei der Gebührenbestimmung grundsätzlich nicht ein­
zugehen (Krammer- Schmidt, GebAG 2, E 31-35 zu § 25). Zur 
Bekämpfung. der Zahl der Technikerstunden ist darauf hinzu­
weisen, daß nach den Angaben des Sachverständigen im Gut­
achten ein eigenes EDV-Programm zur Bearbeitung des Daten­
materials erforderlich war. Diese Angabe des Sachverständigen 
ist, da ihre Unwahrheit nicht erwiesen wurde, zugrundezulegen 
(MGA 182 § 38/24). Es erscheint in Anbetracht der besonderen 
Schwierigkeit des Gutachtens auch nicht unplausibel, daß 69 
Technikerstunden für EDV aufgewendet werden mußten. Die 
klagende Partei betrieb ja im Jahre 1984 im Stadtbereich Wien 
insgesamt 34 Straßenbahnlinien mit 13 Betriebsbahnhöfen und 
einer Zentralwerkstätte. Der Fuhrpark bestand im Jahresdurch­
schnitt aus 638 Triebwagen und 536 Beiwagen, wobei der Per­
soneneinsatz 2190 für das Verkehrspersonal, 2349 für das tech­
nische Personal und 356 für das Verwaltungspersonal betrug. 
Da dieses Gutachten ausschließlich zur Klärung des vorliegen­
den Rechtsstreites dient, ist es unerheblich, ob allenfalls in 
einem anderen Verfahren vor dem Bezirksgericht Innere Stadt 
Wien ein ähnliches Gutachten erstattet wurde, weil dieses im 
vorliegenden Rechtsstreit nicht Verwendung fand, sondern ein 
gesonderter Auftrag des Gerichtes an den Sachverständigen 
erging, der seinen Gebührenanspruch begründete. 

Da der beklagten Parteide facto die Äußerungsfrist gemäß§ 39 
Abs. 1 letzter Satz GebAG eingeräumt wurde und überdies in 
der erst nach Beschlußfassung durch das Erstgericht über-
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reichten Äußerung kein über das Rekursvorbringen hinausge­
hendes für das Gebührenbestimmungsverfahren relevantes 
Vorbringen erstattet wurde, noch auch ein diesbezüglicher Ver­
fahrensmangeloder eine etwadadurch unterlaufene Nichtigkeit 
des Verfahrens im Rekurs geltend gemacht wird, ist von keinem 
relevanten Verfahrensfehler des Erstgerichtes auszugehen, 
indem dieses eine Fristsatzung zur Äußerung unterlassen hat. 
Die erstgerichtliche Beschlußfassung erfolgte im Einklang mit 
dem GebAG, aufgegliedert nach Gesetzesstellen und Umfang 
der Tätigkeit (MGA 182 § 39/38, 49). Da von der Rekurswerberin 
nicht erwiesen wurde, daß zur Erstellung des vorliegenden Gut­
achtens die Verwendung eines einfachen Rechners ohne Tech­
nikerbeiziehung genügt hätte, ist auch der Behauptung, der Auf­
wand von 69 Technikerstunden sei nicht nachvollziehbar, die 
Grundlage entzogen. 

Kosten wurden nicht verzeichnet. 

Gemäß§ 528 Abs. 2 Z 5 ZPO war auszusprechen, daß der Revi­
sionsrekurs gegen diese Entscheidung jedenfalls unzulässig 
ist. 

Begründungspflicht 
(§ 39 Abs. 3 GebAG) 
1. Der Beschluß, mit dem die Sachverständigengebühr 

bestimmt wird, ist zu begründen. 

2. Enthält der Beschluß keine Begründung, bildet dieser 
Mangel eine Nichtigkeit nach§§ 477 Abs. 1 Z 9, 514 Abs. 2 
ZPO. 

3. Die bloße Anführung einzelner Gesetzesstellen ist ins­
besondere dann eine Scheinbegründung, wenn sich eine 
Partei gegen den Gebührenanspruch geäußert hat. 

OLG Wien vom 29. September 1993, 16 R 55/93 

Der Kläger begehrt vom Beklagten Schadenersatz in der Höhe 
von S 220.000,- s.A. mit der Begründung, dieser habe ihm einen 
Schaden dadurch zugefügt, daß er zu einer riskanten Anlage 
geraten habe, die schließlich zu dem Verlust eines Geldbe­
trages in der eingeklagten Höhe geführt habe. Der Beklagte 
bestritt eine unrichtige Beratung und beantragte die Abweisung 
des Klagebegehrens.ln der Folge bestellte das Erstgericht N. N. 
zum Sachverständigen und beauftragte ihn, ein Gutachten über 
das beiderseitige Parteienvorbringen zu erstatten. Der Sachver­
ständige verfaßt zunächst ein schriftliches Gutachten und 
sprach dafür - gegliedert - Gebühren in der Höhe von 
S 23.498,- an. 

Diese Gebührennote sandte das Erstgericht an die Parteienver­
treter. Mit Schriftsatz vom 11.Juni 1992 (ON 18) äußerte sich der 
Beklagtenvertreter zum Gebührenanspruch des Sachver­
ständigen und sprach sich gegen die Zuerkennung eines 
höheren Stundensatzes für Mühewaltung als S 304,- aus. Über­
dies wies er darauf hin, daß der Sachverständige die ihm ob­
liegende Warnpflicht nicht beachtet habe. 

ln der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung vom 
15.0ktober 1992 ergänzte der Sachverständige sein Gutachten 
und verzeichnete dafür Gebühren in der Höhe von S 3.015,-, 
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wobei er für die Teilnahme an der Verhandlung einen Stunden­
satz von S 304,- verzeichnete. 

Das Erstgericht bestimmte mit dem angefochtenen Beschluß 
die Gebühr des Sachverständigen für das schriftliche Gut­
achten und die mündliche Ergänzung in der angesprochenen 
Höhe von insgesamt S 26.509,-. Der Beschluß enthält außer 
Hinweisen auf die Bestimmungen des Gebührenanspruchs­
gesetzes keine Begründung. 

Gegen diesen Beschluß, soweit er die Gebühren des Sachver­
ständigen mit mehr als S 10.999,20 bestimmt, richtet sich der 
Rekurs des Beklagten mit dem Antrag, den Beschluß im Sinne 
der Anfechtung abzuändern. 

Nach§ 39 Abs.3 GebAG ist der Beschluß, mit dem die Sachver­
ständigengebühr bestimmt wird, zu begründen. Dies ergibt sich 
auch aus dem allgemeinen Verfahrensgrundsatz, daß anfecht­
bare Beschlüsse über widerstreitende Anträge zu begründen 
sind, ist aber in§ 39 Abs. 3 GebAG wie ausgeführt, ausdrücklich 
angeordnet. Enthält der Beschluß keine Begründung, bildet die­
ser Mangel eine Nichtigkeit nach§§ 477 Abs. 1 Z 9, 514 Abs. 2 
ZPO (Krammer-Schmidt, SDG - GebAG2, 235f). Die bloße 
Anführung einzelner Gesetzesstellen stellt sich hiebei umsa­
mehr als eine Scheinbegründung dar (18 R 183/77 des OLG 
Wien), als der Beklagte sich gegen den Gebührenanspruch des 
Sachverständigen ausführlich äußerte und der Beschluß mit 
dem bloßen Hinweis auf Gesetzesstellen naturgemäß keine 
Auseinandersetzung mit den Argumenten des Beklagten ent­
halten kann.Aus Anlaß des zulässigen Rekurses war daher der 
angefochtene Beschluß als nichtig aufzuheben. 

Ein Kostenersatz an den Rekurswerber kommt nicht in Betracht, 
weil nach § 41 Abs. 3 letzter Satz GebAG ein Kostenersatz in 
keinem Fall stattfindet. 

Keine unentgeltliche Beiziehung 
eines Dolmetschers im Zivilver· 
fahren (Art. 6 MRK, § 2 GEG) 
1. Im Strafverfahren ist einem Beschuldigten, der der deut­

schen Spache nicht ausreichend mächtig ist, ein Dolmet­
scher unentgeltlich beizugeben (Art 6 MRK, § 381 Abs. 6 
StPO). 

2. Eine analoge Anwendung dieser Bestimmung im Zivil­
verfahren ist nicht zulässig. Dolmetschergebühren im 
Zivilverfahren sind, wenn sie aus Amtsgeldern berichtigt 
wurden, nach § 2 Abs. 1 GEG von den Parteien einzu­
bringen. 

3. Die Vereinbarung in einem Scheidungsvergleich einer 
außerstreitigen Scheidung, daß eine Partei die Anwalts­
kosten der anderen Partei übernimmt, ist keine Entschei­
dung über die Kostenersatzpflicht. Bei der Festlegung 
der Ersatzpflicht nach § 2 Abs. 2 GEG ist davon auszu­
gehen, daß die Partei, die der deutschen Sprache nicht 
mächtig ist, die Kosten des Dolmetschers veranlaßt und 
daher diese Kosten zu ersetzen hat. 

LG St. Pötten vom 24. 3. 1993, R 120/93 
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Zwischen den Parteien war zunächst ein streitiges Eheschei­
dungsverfahren anhängig, welches in der Tagsatzung vom 
16. 12. 1992 mit einer einvernehmlichen Scheidung gemäß 
§ 55 a EheG endete. 

Da die Deutschkenntnisse der Beklagten für die Tragweite des 
Verfahrens nicht ausreichten, wurde bei zwei Tagsatzungen 
N. N. als Dolmetscherin beigezogen. 

Mit Beschluß vom 7. 1. 1993 hat das Bezirksgericht SI. Pölten 
deren Gebühren mit insgesamt S 6.006,- bestimmt und ausge­
sprochen, daß diese Kosten der Bund zu tragen hat. 

Die Kostentragungspflicht des Bundes hat das Bezirksgericht 
SI. Pölten mit Artikel 6 Abs. 1 MRK begründet. Primär seien 
deren Grundsätze wohl für das Strafverfahren geschaffen, sie 
hätten aber auch im Zivilverfahren Anwendung zu finden. 

ln dem gegen diese Entscheidung gerichteten Rekurs vertritt 
der den Bundesschatz vertretende Revisor des Landesgerich­
tes St. Pölten die Ansicht, es komme eine Kostenersatzverpflich­
tung durch den Bund nicht in Frage, und hätte das Erstgericht 
offenbar irrtümlich neben der Gebühr für Mühewaltung für zwei 
erste halbe Stunden von je S 253,- für insgesamt weitere neun 
halbe Stunden die vorgesehene Gebühr zuerkannt, tatsächlich 
seien jedoch nur weitere acht halbe Stunden zu entlehnen 
gewesen. Es wären die Amtshandlungen auch aufdie einzelnen 
Tagsatzungen aufzuteilen gewesen und hätten sich dann keine 
S 3.000,- übersteigende Gebühr ergeben und wäre dann auch 
ein Ausspruch gemäß § 2 Abs. 2 GEG nicht erforderlich gewe­
sen. 

Diesem Rekurs kommt teilweise Berechtigung zu. 

Richtig ist, daß die Mühewaltung der Dolmetscherin insgesamt 
jedenfalls zehn halbe Stunden nicht überschritten hat, sodaß­
wie aus dem Spruch ersichtlich- neben den zwei ersten halben 
Stunden weitere acht halbe Stunden zu entlehnen waren. 

Nach Artikel6 Abs. 31it. e MRK hatjeder Angeklagte das Recht, 
die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers zu verlan­
gen, wenn er die Verhandlungssprache des Gerichtes nicht ver­
steht oder sich nicht darin ausdrücken kann. Daraus ergibt sich 
für das Österreichische Strafverfahren die Verpflichtung des 
Gerichtes, Beschuldigten, die der deutschen Sprache nicht aus­
reichend mächtig sind, einen Dolmetscher unentgeltlich beizu­
geben (vgl. dazu Bertl, Grundriß des Österreichischen Strafpro­
zeßrechts3, Rz 250). 

Nach Ansicht des Rekursgerichtes ist eine analoge Anwendung 
dieser Bestimmung der Menschenrechtskonvention für ein 
Zivilverfahren, hier ein streitiges und in der Folge außerstreitiges 
Ehescheidungsverfahren, nicht möglich. 

Im§ 381 Abs. 6 StPO hat der Gesetzgeber dem Artikel 6 Abs. 3 
lit. e MRK dadurch Rechnung getragen, daß die Kosten für die 
Beiziehung eines Dolmetschers bei der Bemessung des Pau­
schalkostenbeitrages nicht zu berücksichtigen sind, wenn die 
Beiziehung notwendig war, weil der Angeklagte der Gerichts­
sprache nicht hinreichend kundig gewesen ist. Für den Bereich 
des Zivilverfahrens fehlt aber eine derartige Bestimmung. 

Vielmehr normiert§ 1 z. 51it.c GEG die amtswegige Einbringung 
der Sachverständigen- und Dolmetschergebühren durch das 
Gericht in bürgerlichen Rechtssachen, wenn diese Gebühren 
aus Amtsgeldern berichtigt wurden und von einer Partei zu 
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ersetzen sind. Nach§ 2 Abs. 1 leg. cit. ist primär darauf abzustel­
len, ob über die Kostenersatzpflicht der Parteien schon rechts­
kräftig entschieden worden ist. Mangelseiner solchen Entschei­
dung sind diese Beträge von denjenigen Beteiligten zu erset­
zen, die sie veranlaßt haben oder in deren Interesse die Amts­
handlung vorgenommen wurde. 

Im vorliegenden Fall haben die Parteien unter Punkt 4) lit 1 des 
Scheidungsvergleiches vereinbart, daß die Kosten des Schei­
dungsverfahrens der Kanzlei Dr. X. (Vertreter der Beklagten) der 
Kläger A. übernimmt. Daraus kann aber eine Kostenersatzver­
pflichtung im vorgenannten Sinne nicht abgeleitet werden. Maß­
gebend für die Kostenersatzverpflichtung hinsichtlich der Dol­
metschergebühren ist vielmehr der Umstand, daß die Beklagte 
der deutschen Sprache nicht insoweit mächtig ist, daß sie der 
Verhandlung folgen konnte; sie hat daher die Kosten der Dol­
metscherin veranlaßt Insoweit war somit in Stattgebung des 
Rekurses gemäß § 2 Abs. 2 GEG auszusprechen, daß die 
Kostenersatzverpflichtung die beklagte Partei trifft. 

Keine Berechtigung kommt dem Rekurs insoweit zu, als er die 
Ansicht vertritt, es hätte über die bei den einzelnen Tagsatzun­
gen aufgelaufenen Gebühren der Deimetseherin gesondert 
entschieden werden müssen und wäre es dann mangels einer 
Überschreitung des Betrages von S 3.000,- zu keiner Entschei­
dungspflicht im Sinne des§ 2 Abs. 2 GEG gekommen. Auszuge­
hen ist eben von dem Faktum, daß das Erstgericht nur eine Ent­
scheidung über die Dolmetschergebühren getroffen hat und 
dabei eben der Betrag von S 3.000,- überschritten worden ist. 

Ein Revisionsrekurs ist gemäß§ 528 Abs. 2 Z. 1 und Z. 5 ZPO 
jedenfalls unzulässig. 

Sachverständiger Zeuge 
(§ 350ZPO) 
1. Auch der sachverständige Zeuge ist Zeuge. 

2. Die Gebühren des sachverständigen Zeugen sind daher 
nicht vom Richter als Organ der Rechtsprechung, son­
dern nach § 20 Abs. 1 GebAG vom Kostenbeamten im 
Justizverwaltungsweg mit verwaltungsrechtlichem Be­
scheid zu bestimmen. 

3. Die gerichtliche Bestimmung dieser Gebühren mit 
Beschluß ist nichtig (§ 477 Abs. 1 Z 6 ZPO). 

OLG Graz vom 3. Dezember 1993, 4 b R 40/93 

Mit dem angefochtenen Beschluß wurde vom Richter des Erst­
gerichtes die Gebühr des sachverständigen Zeugen Dipl.-lng. X. 
Y. für Zeitversäumnis und Fahrtkosten mit S 1.900,- bestimmt. 

Dagegen richtet sich der rechtzeitige Rekurs der klagenden 
Partei mit der Begründung, daß die Gebühr des sachverstän­
digen Zeugen entgegen den Bestimmungen des Gebühren­
anspruchsgesetzes 1975 bestimmt worden sei; im Detail wen­
det sich das Rechtsmittel gegen die Höhe der Gebühr für Zeit­
versäumnis und des Kilometergeldes. Begehrt wird Behebung 
des angefochtenen Beschlusses und gesetzmäßige Bestim­
mung der Zeugengebühr. 

Der Rekurs ist gerechtfertigt, da die Bestimmung der Gebühren 
von Zeugen (und auch der sachverständige Zeuge ist ein 
Zeuge, vgl. § 350 ZPO) nicht durch den Richter als Organ der 
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Rechtsprechung zu erfolgen hat. Gemäß § 20 Abs. 1 GebAG 
sind die Zeugengebühren im Justizverwaltungsweg von dem 
damit betrauten Bediensteten (idR Kostenbeamten) desjenigen 
Gerichtes zu bestimmen, vor dem die Beweisaufnahme statt­
fand oder stattfinden sollte; die Bestimmung ist ein verwaltungs­
rechtlicher Bescheid. 

Berichte 

Der angefochtene Beschluß war daher wegen Nichtigkeit im 
Sinne des§ 477 Abs. 1 Z 6 ZPO, die der Kläger mit seiner obigen 
Begründung inhaltlich geltend macht, abändernd zu beheben 
(Krammer-Schmidt, MGA 182, E 1 zu§ 20 GebAG) und dem Erst­
gericht aufzutragen, die gesetzesgemäße Bestimmung der 
Zeugengebühr zu veranlassen. 

Internationales Fachseminar Bauwesen 
für Sachverständige und Juristen 1994 

Die Gasteiner Seminare für Sachverständige und Juristen 
haben auch heuer den ungeheuren Wert des Erfahrungsaus­
tausches zwischen Bauspezialisten und den mit Baufach- und 
Bewertungsproblemen befaßten Richtern, Staatsanwälten und 
Rechtsanwälten einerseits und den mit Baurechtsproblemen 
befaßten Juristen andererseits sowohl im Plenum als auch in 
den kleinen Arbeitskreisen, die als wertvollster Teil anzuspre­
chen sind, gezeigt. Die Arbeitsgruppen I und II wurden wie stets 
im kleinen, geteilten Rahmen geführt und brachten den Beteilig­
ten optimalen Erfahrungsaustausch für brennende Probleme. 
Das abendliche gesellschaftliche Rahmenprogramm unter­
stützte diese fachlich wertvollen Begegnungen. 

Die wie jedes Jahr vielschichtigen, umfangreichen und interes­
santen, an der Nahtstelle von Recht und Praxis aber auch den 
Grenzen der Kompetenz der Sachverständigen angesiedelten 
Vorträge, verdienen eine kritisch wertende Zusammenfassung. 

Dr. Jürgen Schiller, Senatspräsident des OLG Graz, sprach 
über das Liegenschaftsbewertungsgutachten, Form - Inhalt -
Umfang - Beispiele. Der seit Jahren mit diesem Problemkreis 
befaßte Richter ersuchte wegen negativer Erfahrungen mit Lie­
genschaftsbewertungsgutachten insbesondere im Hinblick auf 
neue Rechtsvorschriften, die Sachverständigen um verbes­
serte Nachvollziehbarkeil der Gutachten. Die aus der Literatur 
übernommenen Schemata bleiben wie erwartet nicht ohne Kri­
tik aus der Praxis, weil dabei Verhältnisse der deutschen 
Rechtslage verwendet werden. Dessen ungeachtet sollte der 
Vortrag und die darin enthaltene Kritik von den Sachverständi­
gen ernst genommen werden. Die von Schiller bei den einzel­
nen Verfahren angesprochenen Probleme waren eine vor allem, 
von den Sachverständigen gerne aufgenommene Diskussions­
grundlage für weitere Denkanstöße. 

o. Univ.-Prof. Dipl.-lng. Dr. Wolfgang Oberndorfer, Institut für 
Baubetrieb und Bauwirtschaft der Technischen Universität 
Wien, allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger, refe­
rierte zu Problemen der Baudurchführung und Abrechnung. Mit 
instruktiven Beispielen zeigt dieser Vortrag vor allem wie man 
flüssig Mehrkosten bei Behinderung des Bauunternehmers 
nachprüfen kann. Wichtig waren auch die Erläuterungen, wie mit 
Hilfe der "K-Biätter" der technischen Berechtigung von Mehrfor­
derungen nachgespürt werden kann. Oberndorier zeigte auch 
deutlich die relativ häufig vorkommende widersprüchliche Tex­
tierung von Leistungsverzeichnissen, ihre Vermeidung, aber 
auch Ansätze zu deren bautechnisch- baukostenmäßiger 
Bewertung. 
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Dr.lrene Weiser, Rechtsanwältin in Wien, behandelte den Bau­
werkvertrag; Mängel - Gewährleistung - Schadenersatz. Das 
Skriptum des brillant und einprägsam gehaltenen Vortrages, 
das sich bei den Tagungsunterlagen befindet, enthält zahlreiche 
Entscheidungszitate und ist auch für den Sachverständigen 
eine Hilfe, die rechtlichen Erwägungen in dieser technisch­
rechtlichen Mischmaterie zu verstehen. Die Vortragende zeigte 
auch eine Vielzahl von möglichen Fallen für den Techniker auf. 

Im Workshop zur Tagungsmitte wurden Probleme von Raum­
ordnung und Grundverkehr unter der Devise "Integration durch 
Beschränkung?" erörtert. Senatspräsident des OLG Graz 
Dr. Anion Pannold, hielt das einführende Referat und leitete 
einen Arbeitskreis. Die weiteren Arbeitskreisleiter waren 
Dr. Franz Gumpenberger, Vorsteher des BG Algen i. M., 
Dr. Alois Posch, Vizepräsident des LG Eisenstadt, und 
Dr. Rudolf Riccabona, Vizepräsident des LG lnnsbruck. Im 
Zusammenhang mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz der 
Europäischen Union werden die Zweit- und Drittwohnsitze zum 
Problem, die Primärwohnnutzung durch lange leerstehenden 
und nurvorübergehend verwendeten Wohnraum bedroht. Unter 
Hinweis auf Modelle in Dänemark und Deutschland wurde mit 
den Sachverständigen und Juristen unter Diskussionsleitung 
von Richtern, welche lange Zeit maßgebend in Grundverkehrs­
kommissionen tätig sind, eine mögliche Vorgangsweise bei der 
unvermeidlichen Wohnraumbewirtschaftung erarbeitet. Die teil­
weise konträren Ergebnisse mit zahlreichen konstruktiven Vor­
schlägen werden in den weiteren Entscheidungsprozessen ein­
fließen. Der durch wahrscheinlich unvermeidbare Gesetzesän­
derungen auf dem Markt zu erwartende Einfluß muß jedoch im 
Zusammenhang mit der Entwicklung des EWR abgewartet wer­
den. Verglichen mit Erscheinungen im Ausland wird nur ein rela­
tiv kurzfristiger, unruhiger Einschwingungsvorgang erwartet. 
Wie auch immer, durch die geplanten und zum Teil bereits 
Gesetz gewordenen neuen Regelungen der Länder werden 
jedenfalls entscheidende Fragen der Liegenschaftsbewertung 
berührt. 

Dipl.-lng. Werner Hoberg, öffentlich bestellter und vereidigter 
Sachverständiger, Ostfildern bei Stuttgart, behandelte Bauko­
stenplanung, Ausschreibungspraxis und Baukostenbeurteilung 
aus der Sicht des Baupreissachverständigen in der BAD. Mit 
interessanten Beispielen untermauert zeigte der Vortragende 
die Haftungsmöglichkeiten von Planem, die bei Fehleinschät­
zungen durch Vernachlässigung der Beiziehung von Sonder­
fachleuten, insbesondere bei Fundierungsfragen und Problem-
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stellungen aus der Veränderung im Kellerbereich oder bei kon­
struktiven Fragen bei Umbauten im Althausbereich entstehen. 
Er erläuterte anschaulich Probleme der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI) in Verbindung mitder Verdin­
gungsordnung Bau (VOB). Nicht unerwähnt sollen seine Hin­
weise über die Genauigkeit von Baukostenschätzungen in der 
Planung bleiben. 

Dr. Josef Lueger, Geologe und allgemein beeideter gerichtli­
cher Sachverständiger, St. Leonhard am Forst, sprach über 
Umweltverträglichkeit und Bürgerbeteiligung - Erfahrungen 
aus der Praxis. Wenngleich seine Ausführungen im Zusammen­
hang mit Behördenverfahren in der Diskussion nicht unwider­
sprochen hingenommen wurden, bot er eine treffende Analyse 
der Mechanismen bei der Genehmigung von Deponien und 
analogem aus der Sicht der Bürgerinitiativen und der Parteien. 
Anschaulich stellte er die sogenannte Argumentverschiebung, 
das Ausweichen auf andere, verfahrensbremsende Argumente, 
und die widersprüchlichen Gutachten dar, die auf Grund ver­
schiedener Fragestellungen und verschiedener Randbedin­
gungen erstellt werden und von den Parteien aus dem Zusam­
menhang gerissen als Ergebnis präsentiert werden. Auf die dar­
auf entstehenden Gefahren für den Ruf der Sachverständigen 
wurde eindringlich hingewiesen. 

Dr. Helmut Würth, Hofrat des Verwaltungsgerichtshofes i. R., 
referierte zum Thema "Das neue Wohnrecht und der Bausach­
verständige". Mitreißend heiter (und mit gebotener, gepflegter 
Ironie) formulierte der im rechtlichen und Iegistischen Kampf um 
die Gesetzwerdung befaßte und bewährte Vortragende das 
Wohnrechtsänderungsgesetz und dessen Probleme für Sach­
verständige und Juristen. Die Neuauflage seiner Mietrechtsge­
setzausgabe, die den vollen Ausschußbericht (teilweise bereits 
in der Immobilienzeitung veröffentlicht) für dieses Gesetz ent­
halten wird, und in welches diverse Fachdiskussionen einfließen 
werden, darf mit Spannung erwartet werden. Wenn nur halb so 
gut wie Würth's Vortrag, sollte es in keiner Bibliothek von Sach­
verständigen fehlen, die mit Bewertungsproblemen bei Liegen­
schaften befaßt sind. Die wesentlichen gesetzlichen Änderun­
gen sind in der schriftlichen Tagungsunterlage übersichtlich 
dargestellt. Insbesondere muß in Zukunft aber auch mit Inter­
esse der Diskussion zur "mietrechtlichen Normwohnung" und 
zum Richtwert, der durch Verordnung des Bundesministeriums 
für Justiz für ein Bundesland festgesetzt wird, sowie zu dessen 
Ermittlung und den Zu- und Abschlägen entgegengesehen 
werden. Wegen der Fülle des gebotenen Materials müssen ins­
besondere die Tagungsteilnehmer nochmals auf die schriftli­
chen Tagungsunterlagen hingewiesen werden. 
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Oberstadtbaurat Dipl.-lng. Dr. Wolfgang Klemens Weigert, all­
gemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger, Wien, sprach 
über Betonsanierung - chemische und physikalische Metho­
den. Das in den Siebzigerjahren durch zahlreiche Schäden an 
Stahlbeton und Spannbetonbauwerken aktuell gewordene 
Thema hat die Überarbeitung von Stahlbetonnormen und die 
Herausgabe von Richtlinien für Schutz und Instandsetzung von 
Betonbauwerken notwenig gemacht. Diese Richtlinien dienen 
dem Sachverständigen als Leitfaden für seine Weiterbildung, 
dem Richter zur Überprüfung der Sachverständigengutachten. 
Die enorme Entwicklung auf diesem Spezialgebiet wurde vom 
Vortragenden an zahlreichen Beispielen vereinfacht und kom­
primiert vorgestelltim letzten Abschnitt des Referates führte er 
einen Videofilm über die von ihm entwickelte sprangtechnische 
Beton-Chirurgie Wien (SBCW) vor. Daran wurde Spreng-, Bohr­
und Verdämmungstechnik, Erschütterungsschutzmaßnahmen 
und Abdeckungstechnik demonstriert. Für Aus- und Weiterbil­
dung von Sachverständigen auf dem gesamten Betonsanie­
rungsgebiet oder im SBCW sind auf Anfrage bei genügender 
Teilnehmerzahl Seminare möglich. 

Dieser kleine Überblick zeigt den überaus interessanten, anre­
genden und informativen Verlauf des 16. Seminars für Bausach­
verständige und Juristen in Badgastein. Jedem Befaßten und 
Interessierten ist deshalb schon heute der Besuch des näch­
sten Seminars, das von 15. bis 21. Jänner 1995 stattfinden wird, 
anzuraten. 

Dipl.-lng. Dr. W. K. Weigert 

Eisstockschießen 1994 -
Zur sportlichen Seite des Bauseminars 

Damen: 
1. Platz: Elfriede TRAXLER, Wien ........................... 60 Punkte 
2. Platz: Vera SCHALLER, NÖ ................................ 56 Punkte 
3. Platz: Gisela STASTNY, Wien ............................... 51 Punkte 

Herren: 
1. Platz: Dr. Oswald KRATOCHWILL, OÖ ............... 64 Punkte 
2. Platz: lng. Josef PAGITZ, OÖ ............................. 59 Punkte 
3. Platz: Werner STASTNY, Wien .......................... 59 Punkte 
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Internationales Fachseminar Straßenverkehrsunfall und 
Fahrzeugschaden -für Sachverständige und Juristen 1994 

Mit 160 Teilnehmern, die sich aus KFZ-Sachverständigen, Juri­
sten und Fachleuten der Versicherungswirtschaft und der Auto­
fahrerorganisationen zusammensetzten, war das diesjährige 
Internationale Fachseminar "Straßenverkehrsunfall und Fahr­
zeugschaden" in Badgastein, veranstaltet vom Hauptverband 
der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen 
Österreichs und der Vereinigung der Österreichischen Richter, 
bis auf den letzten Platz ausgebucht. 

Dr. Günter Woratsch, Präsident des LG für Strafsachen Wien, 
begrüßte im Austriasaal die Ehrengäste, darunter den neu 
ernannten Präsidenten des Landesgerichtes Salzburg, Dr. Wal­
ter Grafinger, und den Präsidenten des Vereins der Staatsan­
wälte, Ersten Generalanwalt Dr. Gottfried Strasser, und die Teil­
nehmer. Der Bürgermeister von Badgastein, OSR Friedrich 
Kreuzer, wies auf die vielen neuen Erholungs- und Freizeitan­
gebote hin. Kommerzialrat lng. Peter Dietrich, Vizepräsident 
des Hauptverbandes, übermittelte die Grüße des erkrankten 
Präsidenten Dipl.-lng. Dr. MaHhias Rant, eröffnete die Tagung 
und lud die Teilnehmer zum Buffet ins Kur- und Sporthotel Mira­
mente ein. 

Über "UDS, Unfall-Dokumentations-System, ein neues Hilfsmit­
tel der Unfallrekonstruktion" informierte Dr. Horst Laucht von 
der Firma Temic MBB. Anschaulich wurden die Möglichkeiten 
und Grenzen des Systems UDS als neu es Hilfsmittel der Unfall­
rekonstruktion erläutert. Daß Serienfahrzeuge bereits in den 
nächsten Jahren mit Datenerfassungsgeräten ausgerüstet wer­
den, ist durchaus denkbar. Der "stille Beifahrer" könnte jeden­
falls wesentlich zu vernünftigerem Fahrverhalten und damit zur 
Reduzierung der Unfälle beitragen. 

Der Syndikus des Hauptverbandes, Senatspräsident des OLG 
Wien, Dr. Harald Krammer, informierte in seinem Vortrag über 
"Die Rechte des Sachverständigen" und meinte in seiner 
Schlußbemerkung, daß insbesondere bei dem wesentlichen 
Recht des Sachverständigen, nämlich bei seinem Gebührenan­
spruch, ein dringender Novellierungsbedarf besteht, wenn die 
hohe Qualität und die Raschheit der Sachverständigengutach­
ten auch in Zukunft gewährleistet sein soll. 

Über neue Möglichkeiten der Havarieschadenkalkulation mit 
Audatex informierten die Herren Renter, lng. Habersam und 
lng. Wüst. Alle bisherigen Möglichkeiten einer wirtschaftlichen 
und nachvollziehbaren Schadenkalkulation wurden erörtert. 
Die Zukunft wird dem AudaPad System gehören, wo gleich am 
Besichtigungsort nach entsprechender Eingabe in das handli­
che Gerät und nachfolgendem Telefonanschluß binnen weniger 
Minuten der Ausdruck der fertigen Havarieschadenkalkulation 
vorliegt. 

Univ. Doz. Dr. OHo Wruhs gab einen anschaulichen Überblick 
über "Die unfallchirurgische Leistung aus der Sichtdes Gutach­
ters". An mehreren Fällen wurden die für den Laien nahezu 
unfaßbaren Möglichkeiten in der modernen Unfallchirurgie vor­
gestellt. 
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"Untersuchung von Fahrzeugbränden" war der Titel des Vortra­
ges von lng. Andreas Kocum, Sachverständiger für Brand- und 
Explosionsermittlung. Neben den vielen Brandursachen bei 
Fahrzeugbränden wurde auch anhand von Fallbeispielen über 
das Vorgehen bei der Fehlersuche und über die Sicherung von 
Beweisen informiert. 

Über das "Verkehrsstrafrecht im EWR-Raum" informierte 
Senatspräsident des OLG Wien, Dr. Abel Dus. Für Österreich 
geht der Weg vom Europäischen Wirtschaftsraum zur EU -
Europäische Union. Dabei wird der ursprüngliche Vertragsinhalt 
von der wirtschaftlichen Zusammenarbeit auch auf die Harmo­
nisierung des Rechtsbereiches erweitert. Wegen der Verschie­
denheit der Rechtssysteme der Vertragsstaaten ist aber eine 
Vereinheitlichung wie bei Verkehrszeichen und Verkehrsregeln 
kaum denkbar und möglich. 

Hermann Pamminger, Sachverständiger für Verbrennungsmo­
toren, referierte zum Thema "Ursachen und Erkennung von 
Schäden an Verbrennungsmotoren anhand typischer Scha­
densmerkmale an Triebwerksteilen aus der Praxis für die Pra­
xis". Die vielen Möglichkeiten, die zu einem Motorschaden im 
Kolben- und Lagerbereich führen können, wurden vom Vortra­
genden mit Dias und anhand beschädigter Teile gut verständ­
lich demonstriert. 

Im Jahr 1993 wurden in Deutschland 144.000 PKW entwendet, 
davon jedoch nur 60.000 wieder gefunden. Dies kostete den 
deutschen Autoversicherungen 2,2 Mrd. DM. Diese Zahlen 
machen klar, daß man sich Gedanken darüber macht, die Autos 
in Zukunft diebstahlsicherer zu machen. Dr.-lng. Dieter Anselm 
vom Allianz-Zentrum für Technik in lsmaning referierte daher 
zum Thema "Der Autodiebstahl- ein ungelöstes Problem?".ln 
Zukunft wird eine elektronische Wegfahrsperre es nahezu 
unmöglich machen, ein Fahrzeug durch Fremde in Betrieb zu 
setzen. 

Über "Elektronik im Kraftfahrzeug, Anwendung - technische 
Struktur- Verfahrensgrenzen" referierte Baurat h. c. Dipl.-lng. 
Dr. techn. Peter Stelzl. Die Elektronik im Kraftfahrzeug wird in 
Zukunft noch größere Bedeutung haben und wird hinsichtlich 
der Kosten rund 10% des Fahrzeugpreises ausmachen. Auf­
gabe der Elektronik werden neben der Steuerung, der Zündung 
und Gemischbildung auch viele derzeit noch mechanische 
Regelungen der Antriebsaggregate sein. Eine weitere Aufgabe 
der Elektronik wird auch die Früherkennung von Fehlern und die 
Verkehrsweglenkung sein. Die "Intelligenz" der Elektronik wird 
sogar so weit reichen, daß sie "selbstlernend" ist. 

Prof. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Cerwenka vom Institut für Ver­
kehrssystemplanung an der TU Wien informierte im letzten 
Referat über "Allgemeine Systemaspekte der Verkehrssicher­
heit". Die Erhöhung der Verkehrssicherheit hänge im wesentli­
chen von Maßnahmen ab, die den Verkehrsleistungsandrang 
der Straße zugunsten der Erhöhung des Schienen- und Luftan­
teils reduzieren. Des weiteren müßte die Straßenfahrleistung 
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mehr auf Autobahnen verlagert werden und wäre nach Ansicht 
des Vortragenden unbedingt ein Blutalkoholwert von 0,0 Pro­
mille am Steuer erforderlich. Da die technischen Sicherheitsre­
serven weitgehendst ausgeschöpft sind, könnten die Unfalls­
zahlen nur noch durch verkehrsbeeinflußende Maßnahmen, die 
den empfindlichsten Körperteil des Fahrers, nämlich den Geld­
beutel, schmerzhaft treffen, reduziert werden. 

ln seinen Schlußworten zum Seminar dankte Präsident 
Dr. Günter Woratsch allen für die rege Teilnahme an den Vor­
trägen, wodurch bestätigt wurde, daß die Themen das Interesse 
aller Tagungsteilnehmer gefunden haben. Präsident Woratsch 
versicherte allen, daß auch 1995 das schon zur Tradition gewor­
dene Fachseminar wieder in Badgastein stattfinden wird 
(22.-28. Jänner 1995). 

Gerhart Lippitsch 

Die Tagungsbereicherung - der Riesentorlauf! 

Einen Höhepunkt im jährlichen Fachseminar "Straßenverkehrs­
unfall und Fahrzeugschaden" in Badgastein bildet nach wie vor 
das nun bereits zum sechsten Mal durchgeführte Skirennen. 

Gab es anfangs Schwierigkeiten bei der Streckenführung auf­
grund einer unmittelbar bevorstehenden Europacup-Abfahrt 
am "Graukogel", so konnte der allseits bekannte Hang nach loh­
nender Vorsprache von Präsident Dr. Günter Woratsch bei der 
Rennleitung schließlich doch befahren werden. 

Nicht allein die vorzügliche Witterung und der herrliche Neu­
schnee, sondern auch die aufgekommene natürliche Spannung 
ließ die Herzen der am Start befindlichen 11 Damen und 33 Her­
ren höher schlagen. 

Den korrekten Ablauf garantierte der Badgasteiner Skiklub mit 
elektronischer Zeitnehmung und richtig aufgestellten Torrich­
tern. 

Das in fünf Gruppen aufgeteilte Rennen brachte folgendes 
Resultat: 

Damen 1: Zeit 
1. Christine HAUPTMANN, Wien .............. . .............. 41,80 
2. Helge HEINRICH, Wien ................................... 41,84 
3. RA Dr. Marion KRAL, Wien ......................................... 49,74 
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Damen 2: 
1. Dr. Beatrix KIECHL, Tirol ............................................. 34,95 
2. Karin KRENN, NÖ ..................................................... 39,69 
3. Dr. Gabriele FINK, Wien ............................................. 39,70 

Herren Jahrgang 1935 und älter: 
1. Senatspräsident des OGH i. R. 

Dr. Herber! KRAL, Wien ..... ...... .. ................. . .. 38,52 
2. Senatspräsident des OLG Wien 

Dr. Abel DUS, Wien .................................................... 39,73 
3. SV Franz WEISSENBÄCK, Salzburg ........................... 39,87 
4. SV Dr. Ekkehard FEZZI, Tirol 

(ältester Teilnehmer, Jahrgang 1920) ......................... 47,50 

Herren Jahrgang 1936-1945: 
1. SV Matthias MAYER, OÖ (Tagesbestzeit) ................... 29,68 
2. SV Fritz REISINGER, Wien .................... 36,51 0 
3. Siefan FAAST, Wien .................................................... 37,76 
4. Dr. Georg ZAKRAJSEK, Wien (schnellster Notar) ....... 39,15 

Herren 1946 und jünger: 
1. Dr. Anton MAYR, Tirol (schnellster Richter) ................. 31,22 
2. SV Christi an TISCH, NÖ ............................................ 33,26 
3. Dr. Dietmar KRENN, NÖ ............................................. 35,63 
4. Bernhard PLASOUNIG, Kärnten .............. . ...... 37,04 

Die Pechvögel des Tages waren Senatspräsident des Oberlan­
desgerichtes Wien Dr. Helmut SCHMID und Technischer Ober­
inspektor Gerhart LIPPITSCH, die mit zuviel Einsatz 
fuhren! 

Die Siegerehrung des unfallfrei verlaufenen Rennens fand im 
überfüllten, aber gemütlichen Kellerlokal des Salzburger Hofes 
statt. 

Beste Laune, die von Herrn Präsident Dr. Günter WORATSCH 
aus- und sofort auf das Publikum überging, zeigte die Beliebt- e 
heit dieser Veranstaltung und fand so einen würdigen Ausklang! 

Franz Weissenbäck 
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Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhotfgasse 3/5 Tel. (0222) 42 45 46-0, Fax (0222} 43 11 56 

Grundseminar für Sachverständige 

Themen: Sachverständigenbeweis - Gerichts- und Privatgut­
achten - Gerichtsorganisation und Gerichtsverfahren - Ein­
tragungsverfahren - Verhalten vor Gericht - Schadensanalyse 
- Aufbau eines Gutachtens - Schiedswesen - Werbung -
Haftung des Sachverständigen- Sachverständigengebühren­
Rechtskunde für Sachverständige 

Termine: Mittwoch, 16. März und Donnerstag, 17. März 1994, 
Mittwoch, 20. April und Donnerstag, 21. April1994, im Berghotel 
Tulbingerkogel, jeweils von 9.00 bis ca. 18.00 Uhr 

Vortragende: Dr. Harald KRAMMER, Senatspräsident des OLG 
Wien, Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei 
Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 
sowie der 20 %igen MWSt. 
S 4.400,- für Nichtmitglieder 
S 3.630,- für Mitglieder des Hauptverbandes 

Wir möchten besonders darauf hinweisen, daß für Ärzte nur der 
erste Tag des Seminares von Interesse ist, und daher auch 
jeweils nur der halbe Preis in Rechnung gestellt wird. 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes zu richten. Wir weisen dar­
auf hin, daß die Anmeldungen der Reihe nach entgegenge­
nommen werden, da die Teilnehmeranzahl beschränkt ist! 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Telefon 02273/73 91, Verbin­
dung aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, 
einen Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungskosten einzu­
behalten, falls jemand !rotz Anmeldung und ohne vorherige 
Absage nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche 
Sachverständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese 
Tätigkeit interessieren. 

Liegenschaftsschätzungsseminar 

Thema: Liegenschaftsbewertungsgesetz (Schätzung im all­
gemeinen, Festsetzung des Nutzwertes nach dem Wohnungs­
eigentumsgesetz 1975, mietrechtliche Bestimmungen, ins­
besondere die aktuellen Neuregelungen, Wert­
ermittlungsmethoden) 

Termin: Donnerstag, 19. Mai und Freitag, 20. Mai 1994, von 9.00 
bis ca. 17.00 Uhr 

Vortragende: Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien, 
SV Dr. Richard RAUSCHER, SV DDipl.-lng. Michel H. MÜLLER 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei 
Wien 
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Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 
sowie der 20 %igen MWSt. 
S 4.400,- für Nichtmitglieder 
S 3.630,- für Mitglieder des Hauptverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Telefon 02273/73 91, Verbin­
dung aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß der Landesverband 
gezwungen ist, einen Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungs­
kosten einzubehalten, falls jemand trotzAnmeldungund ohne 
vorherige Absage nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche 
Sachverständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese 
Tätigkeit interessieren, jedoch hauptsächlich für den Perso­
nenkreis aus dem Baufach. 

Seminar über Gutachten in Haftpflichtversicherungs­
fällen (AHVB, EHVB): 9. Wiederholung 

Thema: Kurze Rechtseinführung, Umfang der Allgemeinen und 
Ergänzenden Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtver­
sicherung (AHVB 1986 und EHVB 1986): sachliche (primäre und 
sekundäre Risikobegrenzung), zeitliche und örtliche Begren­
zung. Besondere Bestimmungen über das Baugewerbe, Pro­
duktehaftpflichtrisiko (mit Überblick über den aktuellen Stand) 
und Gewässerschadenrisiko. 
Das Versicherungsgutachten 
Gutachterfälle aus der Praxis 

Termin: Mittwoch, 25. Mai und Donnerstag, 26. Mai 1994 

Vortragende: Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien, 
SV Arch. Dipl.-lng. Ernst IRSIGLER, Werner ACHATZ, Abt.-Dir. 
Zürich Kosmos 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei 
Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 
sowie der 20 %igen MWSt. 
S 4.400,- für Nichtmitglieder 
S 3.630,- für Mitglieder des Hauptverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Telefon 02273/73 91, Verbin­
dung aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß der Landesverband 
gezwungen ist, einen Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungs­
kosten einzubehalten, falls jemand !rotz Anmeldung und ohne 
vorherige Absage nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche 
Sachverständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese 
Tätigkeit interessieren. 
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Landesverband für Oberösterreich und Salzburg 
4020 Um:, Robert-Stolz-Straße 12 Tel. (0732) 66 2219, Fax (0732) 66 22 19 

Grundseminar für Sachverständige 

Themen: Gerichts- und Privatgutachten, Schadensanalysen, 
Schemata für Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozeß, 
Schiedwesen, Beweissicherung, Verhalten als SV vor Gericht, 
Schadenersatzrecht 

Tagungsort: Landwirtschaftskammer für Oberösterreich, 
4020 Linz, Auf der Gugl 3 

Termin: Samstag, 9.April und Sonntag, 10.April1994,jeweils von 
9.00 bis ca. 17.00 Uhr 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, Senatspräsident des OLG 
Linz 

Kosten: S 4.000,- inkl. MWSt., 2 Mittagessen und Skripten (für 
Mitglieder und Anwärter des LV: S 3.300,-) 

Anmeldung bitte nur schriftlich an das Büro des Landesverban­
d es, 4020 Linz, Robert-Stolz-Straße 12. 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen 
gelten ab Einzahlung des Seminarbeitrages und werden in der 
eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. 

Die Landwirtschaftskammer hat auch Gästezimmer. Wenn Sie 
dort übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an die 
LWK, Herrn Würmer, Telefon 0732/69 02/460. 

Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Seminar 
nicht teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die 
Administration einen Betrag von S 500,- einbehalten. 

Dieses Seminar ist nicht nurfür Sachverständige, sondern auch 
für Damen und Herren, die sich für diese Tätigkeit interessieren, 
offen. 

Liegenschaftsschätzungsseminar 

Themen: Liegenschaftsschätzungen - Schätzungen im allge­
meinen nach dem Liegenschaftsbewertungsgesetz, zu 
Enteignungszwecken sowie Ermittlungen des Nutzwertes nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz 1975 

Tagungsort: Landwirtschaftskammer für Oberösterreich, 
4020 Linz, Auf der Gugl 3 

Termin: Montag, 14. März 1994, von 9.00 bis ca. 17.00 Uhr 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, Senatspräsident des OLG 
Linz 

Dieses Seminar ist nicht nurfür Sachverständige, sondern auch 
für Damen und Herren, die sich für diese Tätigkeit interessieren, 
offen. 
Anmerkung: Durch ein bedauerliches Versehen wurde bei der Ankün­
digung dieses Seminars in Heft 4 des SV 1993 bei den Vortragsthemen 
die ,.Reaf-Schätzordnung" zitiert. Die richtige Gesetzessteffe ist das 
"Liegenschaftsbewertungsgesetz". Wir bitten, dieses Versehen zu ent­
schuldigen. 

4. Fortbildungsseminar im Sporthotel Brandlhof, 
5760 Saaltelden 
Themen: 
Freitag, 25. April 1994, 14.00 Uhr: Generalanwalt Dr. Peter 
REINDL, Bundesministerium für Justiz, Univ. Prof. Dr. Peter 
RUMMEL, Ordinarius für Zivilrecht an der Universität Linz 
EISENBAHNENTEIGNUNGSGESETZ (EEG), Anregung zur 
Anpassung an die Praxis 
Samstag, 16. April1994, 9.00 Uhr: Diskussion zu den Vorträgen 
EEG unter Mitwirkung von Herrn Min. Rat. Dr. Walter NEU HAUS, 
Bundesministerium für Wirtschaft!. Angelegenheiten; 
14.00 Uhr: Vertreter des Landesverbandes Steiermark und 
Kärnten 
KAPITALISIERUNGSZINSFUSS, Fortsetzung der Diskussion 
des 3. Fortbildungsseminars 
Sonntag, 17. April 1994, 9.00 Uhr: Dr. Johannes STABENTHEI­
NER, Bundesministerium für Justiz 
DAS 3. WOHNRECHTSÄNDERUNGSGESETZ, Überblick über 
seine miet- und wohnungseigentumsrechtlichen Teile unter 
besonderer Berücksichtigung des neuen Richtwertsystems. 
Tagungsort: Sporthotel BRANDLHOF, 5760 Saalfelden, Telefon 
06582/21 76-0, Fax 06582/21 76-598. 
Termin: Freitag, 15. April1994 bis Sonntag, 17. April1994. 
Kosten: SeminarbeitragS 2.750,- und S 550,- MWSI., 
Konto-Nr.: 5305008 Ralfleisenbank Linz-Traun. 
Anmeldung: bitte nur schriftlich an das Büro des Landesver­
bandes in Linz, Berücksichtigung der Anmeldung nach der Rei­
henfolge de·r Einzahlung wegen beschränkter Teilnehmeran­
zahL 
Quartiermöglichkeit: im Sporthotel BRANDLHOF, persönliche 
Anmeldung erforderlich. 
Teilnahme: das Fortbildungsseminar wird für alle Sachverstän­
digen des Hauptverbandes der allgemein beeideten gerichtli­
chen Sachverständigen Österreichs veranstaltet. 

Landesverband für Steiermark und Kärnten 
Kosten: S 2.000,- inkl. MWSt., Mittagessen und Skripten, Mit- ="='o=-o='=":::· "c:':::""::'='h"''::':::":.:''------"='::c'· I:::O':::":o.l.:.":..:'::.o.:.:":::· 'c.::'::.' 1"'o':.:'"'''.:.'':...':::o.:.:'':..::·• 
gliederund Anwärter bezahlen S 1.700,-

Anmeldung bitte nur schriftlich an das Büro des Landesverban­
des, 4020 Linz, Robert-Stolz-Straße 12. 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen 
gelten ab Einzahlung des Seminarbeitrages und werden in der 
eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. 

Die Landwirtschaftskammer hat auch Gästezimmer. Wenn Sie 
dort übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an die 
LWK, Herrn Würmer, Telefon 0732/69 02/460. 

Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Seminar 
nicht teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die 
Administration einen Betrag von S 500,- einbehalten. 
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Grundseminar für Sachverständige 
Thema: Einführung in die Sachverständigentätigkeit, insbeson­
dere bei Gericht (Eintragung in die Liste, Bearbeitung des Auf­
trages, Aufbau des Gutachtens, Verhalten vor Gericht Gebüh­
renanspruch etc.); Grundbegriffe des Schadenersatzrechtes, 
Schadensanalyse, Gerichtsorganisation u. a. 
Zielgruppe: Alle Interessenten an der Eintragung in die Liste 
der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen; alle 
Sachverständigen, die ihr Wissen um die Themenkreise auffri­
schen oder vertiefen wollen. 
Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Senatspräsident des 
OLG Graz 
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Termin: Samstag, 19., und Sonntag, 20. März 1994 

Tagungsort: Schloß Seggau bei Leibnitz, Steiermark 

Semlnarkosten: Mitglieder des Verbandes S 3.300,- (inkl. 
20% MWSt.), Nichtmitglieder S 3.960,- (inkl. 20% MWSt.); im 
Preis enthalten sind Unterlagen sowie 2 Mittagessen am 
Tagungsort 

Landesverband für Tirol und Vorarlberg 
6020 lnnsbruck, Purtschellerstraße 6 Tel. (0512) 46 5 51 

Seminar: Rechtskunde für Sachverständige 

Thema: Gerichts- und Privatgutachten - Schadensanalyse -
Schemata für Gutachten im Zivil- und Strafprozeß - Schieds­
wesen - Verhalten vor Gericht- Gebühren - Schadensersatz­
recht- Beweissicherung u. a. 

Termin: Donnerstag, 19. und Freitag, 20. Mai 1994. 
Aus gegebenem Anlaß muß darauf hingewiesen werden, daß 
die Einladung zum Besuch des Rechtskundeseminars nicht 
eine Zusage über die Zulassung zur Begutachtung (Prüfung) 
darstellt, wofür wir um Verständnis ersuchen. 

Seminarleiter: Dr. Hansjörg RÜCK, Vizepräsident des OLG 
lnnsbruck, Dr. Gerald COLLEDANI, Richter des OLG lnnsbruck 

Der Preis für dieses zweitätige Seminar beträgt S 4.400,- (für 
Mitglieder des Verbandes S 3.630,-) einschließlich zweier Mit­
tagessen, 4 Kaffeepausen, umfangreicher Skripten sowie der 
20%igen Umsatzsteuer jedoch ohne Nächtigung. 

Ort: Hotel Austrotellnnsbruck, Bernhard-Höfei-Straße 16, 
6020 lnnsbruck (Autobahnausfahrt lnnsbruck-Ost). 

Anmeldungen für diese Seminare sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes Tirol und Vorarlberg zu rich­
ten. Nach Anmeldung wird Ihnen ein Erlagschein zugesandt. Die 
Anmeldung wird mit der Einzahlung des Seminarbeitrages gül­
tig. Die Teilnehmerzahl ist mit 35 beschränkt. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, mit dem 
Landesverband bis spätestens 11. Mai 1994 Verbindung aufzu­
nehmen. 

Ein Betrag von S 450,- wird fürVerwaltungskosten einbehalten, 
falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige Absage nicht 
am Seminar teilnimmt. 

Sonstige Seminare 

Die Fortbildungsakademie des Berufsverbandes 
österreichischer Psycheloginnen veranstaltet in den 
Jahren 1g94/1995 und 1995/1996 ein "Curriculum 
Forensische Psychologie". 

Im ersten Jahr finden folgende Veranstaltungen statt: 

A) 
Wie wird man Sachverständige(r)? 
a) rechtliche Grundlagen 
b) Die Psychologie im Spannungsfeld zwischen Recht und 
Psychiatrie 
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Referent: Hon. Prof. Dr. Udo Jesionek - Präsident des Jugend­
gerichtshofes Wien 
Termin: 22.-23. April 1994. 

Projektbesprechung 
Leitung: Dr. Wolfgang Werdenich, Psychologe, Psychothera­
peut, Justizanstalt Favoriten 
Termin: 24. April 1994. 

B) 
Die Praxis der psychologischen Sachverständigentätigkeit 
in Deutschland - neue Perspektiven für Österreich? 
Referentin: Prol. Dr. Sabine Novara- Psychologin, Institut für 
forensische Psychiatrie, Essen 
Termin: 27.-28. Mai 1994. 

C) 
Projektbesprechung 
Leitung: Dr. Wolfgang Werdenich - Psychologe, Psychothera­
peut, Justizanstalt Favoriten 
Termin: 21. Oktober 1994. 

Sachverständigenrecht 
Eintragungsverfahren, Gebühren, Haftung, Werbung 
Referent: Dr. Harald Krammer- Senatspräsident des Oberlan­
desgerichtes Wien 
Temrin: 22. Oktober 1994. 

D) 
Sachverständigentätigkeit im Familienrecht - neue Wege 
der Zusammenarbeit von Richtern und Familientherapeu­
ten 
Referentin: Dr. Evelyn Totter, Richterin 
Termin: 25.-27. November 1994. 

E) 
Sachverständigentätigkeit im Arbeits- und Sozialgericht 
(mit Falldemonstration) 
Referenten: Ass. Prof. Doz. Dr. Joachim Maly, Psychologe, Dr. 
Andrea Blaszczyk, Richterin des Arbeits- und Sozialgerichtes 
Wien 
Termin: 16.-17. Dezember 1994, Freitag: 15-20 Uhr, Samstag: 
9-18 Uhr 
Ort: Neurologische Ambulanz im neuen AKH, 
Leiisteile 6 A. 

F) 
Begutachtung von Kindern- im Pflegschaftsverfahren, Reife­
begutachtung und Glaubwürdigkeit als Zeugen 
Referent: Univ. Prof. Dr. Max Friedrich, Psychiater 
Termin: Februar 1995 

G) 
Diagnostik, Pathologie und Exploration für die Erstellung von 
Gutachten für Ermittlung, Einweisung und Entlassung (mit 
Schwerpunkt auf Zurechnungsfähigkeit und Psychose) 
Referent: Ass. Prof. Doz. Dr. Joachim Maly, Psychologe 
Termin: März 1995 (Fr./Sa.) 
Ort: Neurologische Ambulanz im neuen AKH, 
Leiisteile 6 A. 

Projektbesprechung 
Leitung: Dr. Wolfgang Werdenich - Psychologe, Psychothera­
peut, Justizanstalt Favoriten 
Termin: Sonntag desselben Wochenendes 
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Falls nicht anders angegeben, finden die Seminare an Wochen­
enden, von Freitag 18.00 Uhr bis Sonntag 13.30 Uhr, in der "Psy­
chotherapeutischen Gemeinschaftspraxis", 1050 Wien, Bräu­
hausgasse 45/6, oder den Räumlichkeiten des BÖP statt. 

Organisation: Dr. Ria Herdina-Lindner/ Dr. Wolfgang Werde­
nich 

Anmeldeschluß: Mitte März 1994- Es können auch Einzelver­
anstaltungen belegt werden. Aus organisatorischen Gründen 
bitten wir jedoch um rechtzeitige Anmeldung im Sekretariat des 
BÖP, Kegelgasse 6/10, 1030 Wien, Telefon (0222) 712 86 90, Fax 
712 86 79. 

Kosten pro Ausbildungseinheit (Wochenende): 
BÖP-Miglieder öS 3.500,- inkl. MWSt 
Nicht-Mitglieder öS 4.000,- inkl. MWSt 

Die Bekanntgabe der Veranstaltungen des Zeitraums von Mai 
1995- Februar 1996 erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt. 

Verein zur juristischen Fortbildung- Niederösterreich 
A-2103 Langenzersdorf, Kellerg. 37, Tel. 02244/48 90 (27 98) 

Fortbildung für Juristen (Notare und Rechtsanwälte) 
sowie für Fachleute aus dem Gebiet der 
Steuerberatung, Wirtschaft und Versicherung 

Termin: 28. April 1994 
Thema: Der Privatkonkurs 

Termin: 31. Mai 1994 
Thema: Ausgewählte Probleme des Schadenersatzes nach 
Verkehrsunfällen (Reservehaltungskosten, Leasingfahr­
zeuge, fiktive Reparaturkosten, Totalschaden und Eigenrepara­
tur) 

Termin: 8. Juni 1994 
Thema: Die Anpassung des österreischischen Zivilrechts 
an das EWR-Abkommen (in Kraft seit 1. 1. 1994) 

Termin: 15. Juni 1994 
Thema: Die wichtigsten Änderungen durch die Medienge­
setznovelle 1992 (in Kraft seit 1. Juli 1993) 

Aus- und Fortbildung für Kanzleikräfte 
(aber auch für Juristen und Wirtschaftsfachleute geeignet) 

Termin: 19. April 1994 
Thema: "Neuer Grundbuchskurs für Kanzleikräfte" Teil 1 -
Einführung in das Grundbuch unter Berücksichtigung der ADV 

Termin: 9. Juni 1994 
Thema: Aufbau des (neuen) Firmenbuches und Anleitung 
zur Verfassung eines Gesuches auf Ersteintragung einer 
Firma 
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Die Delegiertenversammlung des Jahres 1994 findet am 

Samstag, dem 9. April 1994, um 9.30 Uhr 

im Hotel Schloß Wilhelminen-Berg im Wilhelminensaal, 
1160 Wien Savoyenstraße 2, statt. 

Tagesordnung: 
1) Begrüßung durch den Präsidenten des Hauptverban­

des Dipl. lng. Dr. Matthias RANT 
(Gedenken für den verstorbenen Ehrenpräsidenten 
BR hc. Dipl. lng. Leo SPLETT) 

2) Feststellung der Beschlußfähigkeit 

3) Genehmigung des Protokolles der letzten Delegierten-
versammlung vom 7. Mai 1993 

4) Bericht des Präsidenten 

5) Bericht des Kassaverwalters 

6) Bericht der Rechnungsprüfer 

7) Genehmigung des Jahresabschlusses 1993 

8) Entlastung des Vorstandes 

9) Wahlen 

10) Genehmigung des Jahresvoranschlages 1995 

11) Festsetzung der Kopfquote für das Jahr 1995 

12) CIDADEC 

13) Behandlung von Anträgen 

14) Festsetzung des Ortes der nächsten 
Delegiertenversammlung 

15) Allfälliges. 

Im Anschluß daran, Festvortrag des Syndikus des Haupt­
verbandes Senatspräsident des Oberlandesgerichtes 
Wien, Dr. Harald KRAMMER: "Neue Wege im Gebühren­
recht". 

Literatur 

Handbuch des 
Enteignungsrechtes 
Von Karl Korinek, Dietmar Pauger und Peter Rummel, 
erschienen im Springer-Verlag Wien-New York, 
Tel. 330 2415-0, S 790,-. 

Wie bereits im Vorwort des Herausgebers, nämlich des Instituts 
für gesellschaftspolitische Grundlagenforschung betont wird, 
hat das Recht der Enteignungsentschädigung in Gesetzge­
bung, Rechtsprechung und Lehre im vergangenen Jahrzehnt 
erhebliche Änderungen erfahren. Das neuerschienene "Hand­
buch des Enteignungsrechts" stellt nicht nur eine erfreuliche 
Bereicherung der enteignungsrechtlichen Literatur in Öster­
reich dar, sondern besticht das Werk auch durch die klare 
Abgrenzung der verfassungs-und verwaltungsrechtlichen The­
matik sowie der mit der Bemessung der Enteignungsentschädi­
gung zusammenhängenden Fragen. 

Im ersten Teil des Handbuches befaßt sich o. Univ. Prof. Dr. Karl 
Korinek, Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht, Wirt-
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Schaftsuniversität Wien, mit den ,,Verfassungsrechtlichen 
Grundlagen des Eigentumsschutzes und des Enteignungs­
rechts in Österreich", während in weiterer Folge ao. Univ. Prof. Dr. 
Dietmar Pauger, Institut für Öffentliches Recht, Politikwissen­
schaft und Verwaltungslehre, Karl Franzens-Universität Graz, 
bei der Behandlung der "Enteignung im Verwaltungsrecht" nicht 
nur zu den Grundlagen und Strukturen, sondern auch zu der 
Enteignung in einzelnen Rechtsgebieten eingehend Stellung 
nimmt. Der letzte Teil des Handbuches, für den o. Univ. Prof. Dr. 
Peter Rummel, Institut für Zivilrecht, Johannes Kepler-Universi­
tät Linz, der sich schon bisher publizistisch mit Fragen der Ent­
eignung und Enteignungsentschädigung eingehend befaßt hat, 
als Autor zeichnet, hat die "Bemessung der Enteignungsent­
schädigung" zum Inhalt. Neben der Beschäftigung mit der 
"Rechtsnatur des Entschädigungsanspruches" und Ausführun­
gen über "Art und Umfang der Entschädigung im allgemeinen" 
findet sich bei der Behandlung von Einzelfragen auch ein 
Exkurs über das am 1. 7.1992 in Kraft getretene Liegenschafts­
bewertungsgesetz, durch welches klargestellt ist, daß das Ziel 
jeder Bewertung die Ermittlung des Verkehrswertes der zu 
bewertenden Liegenschaft ist. Hinsichtlich der in diesem Hand­
buch nicht behandelten betriebswirtschaftliehen und steuerli­
chen Fragen wird vom Herausgeber eine eigene Publikation in 
Aussicht gestellt. 

Die umfassende Darstellung von Judikatur und Schrifttum, die 
systematische Gliederung und die verständliche Darstellung 
machen das "Handbuch des Enteignungsrechts" zu einem 
unentbehrlichen Hilfsmittel für alle mit Enteignungsfragen 
befaßten Praktiker und wissenschaftlich Arbeitende. 

Berechnung von 
Senderbaugruppen 

Karl Neuhuber 

Dipl.-lng. Thomas Patzer, 96 Seiten, Format 12 x 17,5 cm, 
Preis: DM 28,-, erschienen 1991 VDE-Verlag GmbH, Bis­
marckstraße 33, D-10625 Berlin-Offenbach, 
Tel. (030) 34 80 01-0. 

Im gegenständlichen Büchlein werden alle Baugruppen, die für 
einen Sender wichtig sind, behandelt. Das Buch will ein 
geschlossenes Ganzes über die Senderbaugruppen, begon­
nen von Hi-Tiefpaßfiltern bis zu Sprachbildern bieten. 

Es werden aus diesem Grund der Dynamikkompressor, die Sen­
deranordnungen, Leitungstransformationen, Kappier-Schal­
tungen etc. dargebracht. Um die Schaltungen gut verständlich 
zu machen, gibt es entsprechende Diagramme, die das Steh­
wellenverhältnis und den zugehörigen Frequenzgang jeweils 
zeigen. 

Abgerundet wird das Werk durch Beischaltungs-Beispielen, an 
denen Berechnungen nachvollzogen werden können. 

Das Buch wendet sich vorwiegend an Funkamateure, die selbst 
Sender bauen wollen. Die leicht faßliche Darlegung wird dieses 
Vorhaben unterstützen. 

BR h. c. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 
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Meßtechnik beim kathodischen 
Korrosionsschutz 
Von Walter von Baeckmann und Mitautoren, 3., verbesserte 
Auflage, erschienen 1992 im Expert-Verlag, Goethestraße 5, 
D-71139 Ehningen, Tel. (07034) 40 35, Format A5, 
226 Seiten, 108 Bilder, Preis: S 538,20. 

Herr Walter von Baeckmann hat durch seine Arbeiten dem Kar­
rasionsschutz zahlreiche Impulse verliehen. Naturgemäß ist die 
Meßtechnik die Hauptstütze für ein zuverlässiges Funktionieren 
des kathodischen Schutzes. Es werden die Normen letzter Prä­
gung eingeführt, so auch die DIN-Norm 50925. 

Das vorliegende Werk erläutert dem Anfänger die spezifischen 
Merkmale der Korrosionsschutzmessung und gibt dem Fach­
mann durch Formeln, Tabellen und Hinweise Hilfen für die 
Lösung seiner Aufgaben. 

Vom Inhalt her werden behandelt: 
- maßtechnische Voraussetzungen für Korrosionschutzunter­

suchungen 
- Praxis der Potentialmessung 
- Bodenwiderstandsmessungen und Messungen an Lager-

behältern 
- Fehlerortung mit Wechselstrom 
-Messungen an Umhüllungen 
- Fehlerortung mit Gleichstrom 
- Wechselstrommessungen 
- Bestimmungen des Ausbreitungswiderstandes von Anoden 

Das vorliegende Buch ist praxisnah gegliedert und wendet sich 
an alle einschlägig tätigen Fachleute, so auch an Sachverstän­
dige, die mit Korrosionsschutzaufgaben oder mit Ortungs­
messungen bei Isolationsfehlern etc. betraut sind. 

Ich halte das gegenständliche Buch für außerordentlich gelun­
gen, und es sollte auf dem Schreibtisch oder im Regal eines ein­
schlägig tätigim Sachverständigen nicht fehlen. Durch die 
praxisnahen Beispiele und durch die Art der Darlegung wird es 
ein sehr wertvolles Nachschlagewerk bei allen auftretenden 
Fragen auf diesem Gebiet. 

BR h. c. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 

Blindstrom-Kompensation in der 
Betriebspraxis 
Ausführung, Wirtschaftlichkeit, Regelung, Umweltschutz, 
Oberschwingungen 

Dipl.-lng. Wolfgang Just, 3., stark überarbeitete und erwei­
terte Auflage, 452 Seiten, Format A 5, kartoniert, VDE-Verlag 
GmbH Berlin-Offenbach, Bismarkstraße 33, D-10625 Berlin, 
Tel. (030) 34 80 01-0, Preis: DM 49,50. 

Das vorliegende Buch wendet sich an den Praktiker, den Planer 
bzw. Sachverständigen. Sogar ein Kapitel der Entsorgungs­
pflicht sowie des Transportes von PCB-Abfall scheinen in die­
sem Buch auf. Auch auf die Oberschwingungsprobe durch den 
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vermehrten Einsatz von Stromrichtern wird in vielen Beispielen 
behandelt. 

Es wird auch der gesamte Bereich der Blindstrom-Kompensa­
tion einschließlich des Umwelt- und Brandschutzes dargelegt. 

Die Kompensationsprobleme beim Einsatz von Tonfrequenz­
sperren und die wichtigsten Gesichtspunkte bei der Errichtung 
von Kompensationsanlagen runden das Gesamtthema gut ab. 

Fotos und Grafiken ergänzen den Stoff, zusätzlich sind die ein­
schlägigen EVU-Bedingungen und Normen dargebracht. 

Alles in allem istdas gegenständliche Werk jedem Sachverstän­
digen und Fachmann wärmstans zu empfehlen. 

Obwohl das Buch leicht faßlich und leicht lesbar ist, ist es für den 
Praktiker eine sehr wertvolle Hilfe und Unterlage. 

BR h. c. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 

Elektromagnetische 
Verträglichkeit 
VDE-Bezirksverein Frankfurt am Main 
Arbeitsgemeinschaft vom 4. 11. bis 25. 11. 1991 
Herausgeber Dr.-lng. Hans Josef Forst, 190 Seiten, 
Format A 5, Preis: DM 35, erschienen 1991 VDE-Verlag 
GmbH Berlln-Offenbach, Bismarkstraße 33, D-10625 Berlin, 
Tel. (030) 34 80 01-0. 

Durch die Rahmenrichtlinien der EG zur elektromagnetischen 
Verträglichkeit (EMV) wird ab 1992 erstmals in der Gemein­
schaft eine einheitliche Rechtsvorschrift erlassen, die jedem 
Planer, Hersteller, Errichter und Setreiber der genannten Ein­
richtungen bekannt sein muß. 

Die gegenständliche Broschüre hat folgende Schwerpunkte: 

- Elektromagnetische Verträglichkeit in Schaltanlagen - Tran­
siente Störquellen und Maßnahmen 

- EMV-orientiertes Blitz-Schutzzonen-Konzept mit Beispielen 
aus der Praxis 

- EMV-Maßnahmen in elektronischen Systemen 
-Gesetzliche Grundlagen zur Sicherstellung der Elektro-

magnetischen Verträglichkeit in der Bundesrepublik Deutsch­
land und in der Europäischen Gemeinschaft 

Das gegenständliche Buch wendet sich an Ingenieure, die mit 
Planungsaufgaben befaßt sind. 

Es wird in der gegenständlichen Broschüre deutlich gemacht, 
daß elektrische Verträglichkeit von Anfang an geplant werden 
muß. 

Nur bei kooperativer Zusammenarbeit der Beteiligten lassen 
sich auch für die elektromagnetische Verträglichkeit wirtschaft­
lich und technisch befriedigende Lösungen finden. 

Aus dieser Sicht muß die gegenständliche Broschüre jedem 
Sachverständigen und jedem Fachplaner dringend empfohlen 
werden. 

BR h. c. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 
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Internationales Verzeichnis der 
Abkürzungen und Akronyme der 
Elektronik, Elektrotechnik, Com­
putertechnik und Informations­
verarbeitung 
Peter Wennrich, erschienen im K G Saur Verlag, Ortler­
straße 8, D-81373 München, Tel. (089) 769 02-0, 1992, 
gegliedert in 2 Bände zu 502 und 448 Seiten, Format B5, 
Preis: S 2.621,-. 

Das vorliegende Werk zeichnet sich durch Akribie und die Auf­
wendung einer riesigen Mühe aus. Bedingt durch die komplexe 
und rasche Entwicklung, die in der Elektronik, Elektrotechnik, 
Daten- und Informationsverarbeitung vorhanden ist, wird diese 
Technik von einer immer differenzierteren und dynamischeren 
Ausbildung einer spezifischen Fachsprache geprägt. 

Zu deren Charakteristika zählen neben der Dominanz der engli­
schen Sprache vor allem rasante und immer neue Erfindungen 
von Abkürzungen und Akronymen. Dadurch wird natürlich in 
vielen Fällen die Kommunikation erschwert. 

Das vorliegende internationale Verzeichnis der Abkürzungen 
hat die Zusammenstellung von etwa 90.000 lach- und gegen­
standsspezifischen Abbreviaturen zusammengelaßt und bietet 
diese nunmehr dem Leser dar. 

Es handelt sich um eine besonders sorgfältige und systemati­
sche Auswertung der einschlägigen, umfangreichen Literatur. 
Dabei wurden auch Veröffentlichungen in anderen Sprachen 
mitberücksichtigt, soferne sie in der Sache einschlägig und 
dienlich sind. 

So wurden auch Randgebiete, da sich nicht immer eine eindeu­
tige Abgrenzung finden ließ, mit aufgenommen; so die Luft- und 
Raumfahrt, Raketentechnik und das Militärwesen. 

Besondere Beachtung wurde auch der Aufnahme abgekürzter 
fachbezogener Institutionen, Organisationen und Periodikas 
geschenkt, da diese Entschlüsselung in der Praxis Schwierig­
keiten bereitet. 

Die Abkürzungen sind in alphabetischer Reihenfolge aufgelistet 
-die Abkürzung ist halbfett gesetzt; es folgt kursiv ein Sprach­
kürzel zur Kennzeichnung der Herkunftssprache, wobei etwa 
20 Sprachen berücksichtigt worden sind (z. B. Deutsch, 
Tschechisch, Dänisch, Englisch, Französisch, Hebräisch, Unga­
risch, Italienisch usw.). 

Das vorliegende, wohl umfassende Werk wird jedem fachein­
schlägig Tätigen aufdem Gebiete der Elektronik, Elektrotechnik, 
Computertechnik und Informationsverarbeitung dringend und 
wärmstans empfohlen, egal ob der betreffende Kollege nur 
theoretisch als Sachverständiger tätig ist oder aber ob er als 
Konstrukteur und Entwickler verhalten ist, entsprechende Lite­
raturstellen zu studieren und umzusetzen. 

Sogar einem Patentanwalt beispielsweise wird man diese 
Wörterbücher und dieses internationale Verzeichnis der Abkür­
zung wärmstans empfehlen können. 

BR h. c. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 
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